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Nr. 13. 


Dienstag, den 12. Jebruar 1895. 


„Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Pränumerationspreiſe:“, 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


51 die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Gemeinderath. 
Stenographiſcher Bericht 


über die Öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 8, Februar 

1895 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
Dr. Raimund Grübl. 


Dürgermeifler Dr. Grübl: Die Verſammlung iſt beſchluſs— 
fähig, die Sitzung eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Dolainski, Dr. Nechansky 
und Stiaßny entſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen 
Sitzung. 

2. Unter der Chiffre „Apotheke A. N.“ ſind 958 Stück 
Speiſemarken zur Vertheilung an Arme des IV. Bezirkes ein⸗ 
gelangt. 

3. Ein Ungenauntſeinwollender hat zur Vertheilung an 
Arme den Betrag von 100 fl. dem Armeninſtitute des XIV. Be⸗ 
zirkes übergeben. 

Den Spendern wird der Dank votiert. 

4. Herr Gem.⸗Rath Robert Geitler theilt mit, dafs er 
die auf ihn gefallene Wahl in die Approviſionierungs-Commiſſion 
nicht annehme. 

5. Herr Gem.⸗Rath Dürbek hat in der letzten Sitzung 
eine Anfrage geſtellt dahin, warum bei der letzten Offertverhandlung, 
betreffend die Beſchaffung von Aufſpritzwagen, die Genoſſenſchaft 
der Huf⸗ und Wagenſchmiede keine Verſtändigung erhalten hat. 

Hierüber berichtet der Magiſtrat (liest): 

„Nachdem die Kundmachung über die am 4. d. M. ſtatt⸗ 
gefundene Offertverhandlung wegen Lieferung von Aufſpritzwagen 
in der üblichen Weiſe im Amtsblatte und in ſämmtlichen Bezirken 
verlautbart wurde, entfiel eine Verſtändigung der Genoſſenſchaft 
der Huf⸗ und Wagenſchmiede. Es unterliegt jedoch keinem Anſtande, 
dem Wunſche des Interpellanten entſprechend, die Genoſſenſchaft 


in Hinkunft von ſolchen Offertausſchreibungen beſonders zu ver— 
ſtändigen.“ 

Ich werde unter einem den Auftrag geben, dass in Hinkunft 
unter allen Umſtänden die Verſtändigung der betreffenden Genoſſen— 
ſchaft erfolgt, wie dies auch einem Beſchluſſe des Stadtrathes 
entſpricht. 

6. Die Herren Gem.⸗Räthe Röhrl, Schlögl und 
Brauneiß haben interpelliert betreffs der Vorſchreibung von 
Waſſergebüren für das Haus XIV. Bezirk, Meidlingergaſſe 7. 

Hierüber habe ich die Ehre, folgendes zu berichten (liest): 

Die Vorſchreibung von Waſſergebüren auf dem Anlageſcheine 
und Zahlungsbogen für das Haus XIV., Meidlingergaſſe Nr. 7, 
jetzt Kellinggaſſe 5, Conſcr.-Nr. 45 a, Sechshaus, erfolgte durch 
die Steueramts⸗Abtheilung des XIV. Bezirkes auf Grund der 
von der ſtädtiſchen Buchhaltung übermittelten Ausweiſe Nr. 41 
bis 59, in welchen Ausweiſen für dieſes Haus eine Waſſergebür 
von jährlich 50 fl. verzeichnet war. 

Durch die gepflogenen Erhebungen wurde conſtatiert, dafs 
dieſe Waſſergebüren von der ſtädtiſchen Buchhaltung irrthümlich 
für das Haus Nr. 7 Meidlingergaſſe eingetragen waren, während 
fie für das Haus Nr. 9 Meidlingergaſſe (ſtädtiſche Schule) vor: 
zuſchreiben geweſen wären. 

Bei dieſem Sachverhalte wurde ſofort die Löſchung der Waſſer— 
gebüren in dem Anlageſcheine und Zahlungsbogen für das Haus 
Nr. 7 Meidlingergaſſe und die Richtigſtellung in den Steuer— 
büchern des XIV. Bezirkes ämtlich vorgenommen und hievon der 
Eigenthümer dieſes Hauſes und die ſtädtiſche Buchhaltung in die 
Kenntnis geſetzt. 

Ich bitte, dies zur Kenntnis zu nehmen. Ich erſuche um 
Mittheilung der Einläufe. 

Schriftführer Gem. Nath Kaiſer verliest nachſtehende 
Einläufe: 

7. Interpellation des Gem.-Rathes Tagleicht: 


Am 3. September 1891 habe ich den Antrag geſtellt: „Der Gemeinde⸗ 
rath beſchließe, es ſeien geeignete Schritte einzuleiten, dafs die Sicherheits- 
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wachmänner auf die Dauer ihrer Dienſtzeit bei der Sicherheitswache von der 
allgemeinen militäriſchen Dienſtleiſtung befreit werden.“ Ich erlaube mir an 
den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage, 


in welchem Stadium ſich dieſe Angelegenheit befindet? 
Mürgermeiſter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 


pflegen und dieſe Interpellation in der nächſten Sitzung beant- 
worten. 

Schriftführer Gem.-Nath Kaiſer (liest): 

8. Interpellation des Gem.-Nathes Eigner: 

Bei Ausführung von Waſſerleitungs⸗Inſtallationen wird ſeitens der 
überwachenden Bauamtsorgane eine Praxis geübt, welche nicht im Sinne des 
betreffenden „Regulatives“ gelegen, aber geeignet iſt, den Hausbeſitzern mehr 
Koſten zu verurſachen als nöthig ſind, andererſeits das Gewerbe der Gas- und 
Waſſereinrichtungen zu ſchädigen. 

Das weſentliche, um das es ſich hier handelt, iſt, daſs man entgegen 
den Vorſchreibungen des Waſſerleitungs-Regulatives und ohne Zweck die Ver— 
wendung von 3/8“igen ( 10mm) geſchwefelten, vorſchriftsmäßig gebauten 
Bleiröhren angeblich grundſätzlich nicht zuläfst. 

Der nachſtehende Fall erweist dies des näheren. 

Das Waſſerleitungsgeſchäft F. S. Traſs! inſtallierte in dem Hauſe des 
H. Kattor, Ottakring, Langegaſſe 20, die Waſſerleitung und meldete unter 
gleichzeitigem Erlag der Taxe am 15. December v. J. die Druckprobe an. 
Dieſe Probe ſollte am 20. December vorgenommen werden, wurde aber an 
Ort und Stelle verweigert, weil an zwei Endſtücken der Leitung je 3½ m 
lange Zuleitungen aus 3 8“/igen ftatt 1/2“igen Bleiröhren (wie unberechtigt ge- 
fordert wurde) gemacht waren. Ein anderer Grund der Verweigerung wurde 
nicht angegeben. | 

Gegen dieſen Grund, welcher nach dem „Regulativ“ kein Grund fein 
kann, wurde ſeitens obgenannten Inſtallateurs ſchriftliche Einſprache erhoben 
und gebeten — da der Winter bevorſtand — daſs wenigſtens die Zuleitung 
des Waſſers vom Straßenrohre aus gemacht werde, wie dies anderwärts 
geſchehen iſt, wo noch gar keine Hausinſtallation beſteht, umſomehr, als das 
Waſſer dringend benöthigt wurde. Es erfolgte aber bis heute weder eine Zu— 
leitung, noch eine Druckprobe, noch auch eine Erledigung des betreffenden 
Geſuches, welches am 23. December v. J. eingereicht wurde, trotzdem mit 
fünfzehnmaligem, perſönlichem Umgange bei den verſchiedenen Amtsabtheilungen 
dieſe Angelegenheit zu beſchleunigen verſucht wurde. Es erleiden durch dieſen 
ganz unerklärlichen Vorgang die Intereſſenten ſchon eine empfindliche Schädigung, 
und dies der beſchriebenen Geringfügigkeit wegen. 

Die Verwendung von 3/8“ Bleirohren für kurze Leitungen iſt nach 8 11 
des Regulatives nicht unterſagt, ebenſowenig als 3/8“ Auslaufhähne oder 
ſonſtige 3/8“ Armaturen unterſagt find und auch allgemein angewendet werden. 
Es erſcheint daher die Handhabung des techniſchen Regulatives in dieſem 
Punkte eine nicht ſinngemäße, ſondern willkürliche zu ſein, und dies iſt gemein— 
ſchädlich. 

Der Umſtand, das etwa mit dieſer Inſtallations-Angelegenheit in Ver— 
bindung gebracht werden könnte, daſs zwei nebeneinanderſtehende Häuſer ein 
und desſelben Beſitzers eine gemeinſame Straßenzuleitung, wie in dieſem Falle, 
erhalten ſollten, iſt kein Grund, um den beiden Häuſern oder einem derſelben 


die Zuleitung des Waſſers zu verweigern, wie es geſchehen iſt. Mittels Reverſes, 


der nicht verweigert würde, hätte die Angelegenheit ebenſo erledigt werden 
können, wie dies ſchon bei den gleichen Fällen geſchehen iſt. 

Da nun ſchon bald zwei Monate ſeit Einreichung des betreffenden 
Geſuches verfloſſen ſind, die Austragung der Frage der Verwendung 3,8“ Blei— 
rohre auch die betreffenden Genoſſenſchaften und Geſchäftskreiſe intereſſiert und 
die Bauſaiſon vor der Thüre ſteht, ſo ſtellt der Unterzeichnete an den Herrn 
Bürgermeiſter die Anfragen: 


1. Bis wann wird das am 23. December 1894 eingereichte 
Geſuch des F. S. Traſsl, welches die Einzelheiten der beſagten 
Angelegenheiten betrifft, erledigt ſein, und was war der Grund 
der langen Nichterledigung? 

2. Iſt die Verwendung von 3/8“ Bleileitungen, welche vor— 
ſchriftsmäßig gebaut find (zu Hochquellenwaſſerleitungen), ver— 
boten, und wenn ja, warum wird das betreffende Regulativ nicht 
geändert? 

3. Wenn die 3,8“ Bleirohre für genannte Zwecke nicht ver— 
boten ſind, in welchem Falle ſind ſelbe bei kurzen Leitungen 
geſtattet? 

NVürgermeiſter: Ich werde über den Gegenſtand Erhebungen 
pflegen. 

Schriftführer Gem.-Rath Kaiſer (liest): 

9. Antrag der Gem.-Näthe Dr. Geßmann, Stehlik und 
Genoſſen: 


Der Wahlcataſter der Stadt Wien, dem die beſtändige Evidenzhaltung 
von mehr als 80.000 Wählern obliegt, iſt dermalen eine Unterabtheilung des 
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Steueramtes, in welcher neben nur zwei definitiven Beamten lauter Diurniſten 
beſchäftigt find. Bei der außerordentlichen Wichtigkeit und Verantwortlichkeit, 
mit welcher die genaue Führung der dem Wahlcataſter zuſtehenden Functionen 
verbunden iſt, erſcheint die Abſtellung der gegenwärtigen Perſonal⸗ und 
Statusverhältniſſe in dieſem Dienſteszweige dringend geboten. Die Gefertigten 
ſtellen daher den Antrag: 


Der Wahlcataſter iſt als eigenes Amt zu ſyſtemiſieren und 
der Stand der definitiven Beamten in demſelben entſprechend zu 
vermehren. 


Vürgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Kaiſer (liest): 

10. Antrag des Gem.-Natßes v. Götz und Genoſſen: 

Die Straße vom Marktplatze in Rudolfsheim, XIV. Bezirk, vis-à-vis 
der Tramway⸗Remiſen, gegen den Weſtbahu⸗Viaduct zur Verbindung mit der 
Linzerſtraße im XIII. Bezirke erſcheint ſo mangelhaft beleuchtet, daßs haupt⸗ 


ſächlich nachts bei regerem Verkehre der den Markt beſuchenden Fuhrwerke nur 
zu häufig Colliſionen herbeigeführt werden. 


Aus ſicherheitspolizeilichen Rückſichten iſt daher Abhilfe dringend geboten 
und beantrage ich: 


Der Magiſtrat werde beauftragt, mit thunlichſter Beſchleunigung 
wegen Verbeſſerung der Beleuchtung auf der Strecke vom Markt— 
platze in Rudolfsheim gegen den Weſtbahn-Viaduct im XIII. Be⸗ 
zirke eine Vorlage zu erſtatten. 

Würgermeiſter: Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung zugeführt. 

Wir ſchreiten zur Tagesordnung. 

11. (925.) Referent Gem.-Nath Schlechter: Es handelt 
ſich um das Präliminare der Wiener Gewerbeſchulen für das 
Jahr 1895. Von Seite der Gewerbeſchul-Commiſſion iſt dieſer 
Voranſchlag dem Stadtrathe, beziehungsweiſe dem Gemeinderathe 
vorgelegt worden und es ergibt ſich aus den diesbezüglichen Daten, 
dafs das Erfordernis ſämmtlicher Wiener Gewerbeſchulen 284.500 fl. 
beträgt. Die eigenen Einnahmen, welche der Commiſſion zur Ver— 
fügung ſtehen, belaufen ſich für das Jahr 1895 auf rund 39.700 fl. 
Es ergibt ſich daher ein Betrag von 244.800 fl., welcher aus 
den Beiträgen der verſchiedenen betheiligten Curien zu decken iſt. 
Es entfallen hievon auf den Landesfond 25 Percent, d. i. 61.200 fl., 
auf die Commune Wien 20 Percent, d. i. 48.960 fl., auf die 
Handels⸗ und Gewerbekammer 10 Percent, d. i. 24.480 fl. und 
auf die verſchiedenen Gewerbetreibenden, welche je nach ihrer 
Kategorie zur Erhaltung der Gewerbeſchulen beitragspflichtig ſind, 
45 Percent, d. i. 110.160 fl. 

Bei der Prüfung des Voranſchlages hat nun der Stadtrath 
gefunden, daſs eine ganz neue Bolt darin enthalten iſt, und zwar 
die Poſt „Pauſchalien für die zehn Bezirksſchul⸗Inſpectoren“. 

Der Stadtrath war nun der Meinung, dafs, ohne in die Frage 
einzugehen, ob dieſe Inſpection durch die k. k. Bezirksſchul⸗ 
Inſpectoren nothwendig iſt oder nicht — gewiſßs iſt die Noth— 
wendigkeit vorhanden — es doch ſicher iſt, dafs dieſe Pauſchal— 
beträge, welche als Vergütung für ihre eventuellen Auslagen zu 
dienen haben, nach dem Landesgeſetze durchaus nicht aus dem 
Conto der Gewerbeſchul-Commiſſion zu beſtreiten wären. Nachdem 
gegen die übrigen Ziffern keine Einwendung zu erheben iſt und 
bemerkt werden kann, daſs ein weſentlicher Unterſchied gegen das 
Vorjahr 1894 nicht beſteht, ſo empfiehlt der Stadtrath, dem ge— 
ehrten Gemeinderathe die Zuſtimmung zu dieſem Präliminare für 
die Wiener Gewerbeſchulen auszuſprechen. 

Es ſoll aber der Zuſatz gemacht werden, daſs der Gemeinde⸗ 
rath nicht anerkennen kann, dafs die unter der erwähnten Poſt 
eingeſtellten 500 fl. aus dem Gewerbeſchulfonde zu beſtreiten ſind. 


Der Antrag, welchen ich daher die Ehre habe, zur Vorlage 
zu bringen, lautet: 

„Der Gemeinderath erklärt ſeine Zuſtimmung zu dem vor— 
gelegten Präliminare, mit Ausnahme der Poſt I 5 „Pauſchalien 
der zehn Bezirksſchul⸗Inſpectoren“, welche als keine aus dem 
Gewerbeſchulfonde zu beſtreitende Auslage bezeichnet werden kann.“ 

Ich bitte um Annahme dieſes Antrages. 

Bürgermeifter: Wünſcht jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Angenommen. 


Beſchluſs: Der vorſtehende Antrag des Referenten. 


12. (265.) Referent Gem.⸗Rath Matthies: Ich habe 
die Ehre, zu referieren über den Ankauf des Hauſes Nr. 77, 
III., Erdbergſtraße. 

Es fällt, wie die Herren aus dem vorliegenden kleinen Plane 
erſehen, dieſes Haus bereits über die Hälfte in die neue Baulinie. 
Die Straße iſt dort gegenwärtig nur 570 m breit. Es wurde das 
Haus angeboten zum Preiſe von 25.000 fl. Der Magiſtrat hat 
dieſen Preis als Grundlage für weitere Verhandlungen für ent— 
ſprechend gefunden und es wurde ein Comité vom Stadtrathe 
eingeſetzt, welches mit dem Beſitzer verhandelte und den Preis 
auf 23.000 fl. ermäßigt hat. 

Der Stadtrath ſchlägt Ihnen vor, dieſes Haus zum Preiſe 
von 23.000 fl. anzukaufen. Ich bemerke noch, dafs ungefähr 


376 m? wieder zur Verbauung gelangen, wenn fie zu den rüd- | 


wärts gelegenen Bauſtellen dazugeſchlagen werden. Auf dieſen drei 
rückwärts gelegenen Bauſtellen liegt, bis dieſe Arrondierung ſtatt— 
finden kann, das Bauverbot. 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Bürgermeifler: Keine Einwendung? — Angenommen. 


Beſchluſs: Behufs Verbreiterung der Erdbergſtraße iſt das der 
Eliſabeth Ruß gehörige Haus Nr. 77 Erdbergſtraße, 
III. Bezirk, im Ausmaße von 724 m? um den Preis 
von 23.000 fl. anzukaufen. Die Vertragskoſten und 
Übertragungsgebüren trägt die Gemeinde, 


13. (479 ex 1891, 9320 ex 1893 und 753 ex 1895.) 
Referent Gem. Rath Dr. v. Billing: Meine Herren! 
Der Herr Bürgermeiſter hat Ihnen in der letzten Sitzung einen 
Vortrag gehalten und Sie haben über deuſelben beſchloſſen, der 
Herr Bürgermeiſter werde ermächtigt, einen Städtetag einzuberufen, 
welcher den Zweck haben ſoll, einige Angelegenheiten von hoch— 
wichtiger Bedeutung, insbeſondere in finanzieller Beziehung, in 
gemeinſame Berathung zu ziehen. Der Herr Bürgermeiſter hat 
Ihnen als die betreffenden Punkte der Tagesordnung die Er- 
wägung der Frage bezüglich eines vom Staate anzuſprechenden 
Erſatzes für die Koſten des übertragenen Wirkungskreiſes bezeichnet, 
inſofern ſich derſelbe auf die Agenden einer politiſchen Behörde 
I. Inſtanz und auf die Einhebung der Steuern bezieht, ferner 
die Stellungnahme in der Frage des Heimatsrechtes, ſowie auch 
in der Frage der Steuerreform. 

Bezüglich des Heimatsrechtes habe ich ſeinerzeit die Ehre 
gehabt, Ihnen zu berichten, und Sie haben die diesbezüglichen 
Beſchlüſſe gefaſst, welche nunmehr dem Städtetage werden vor— 
gelegt werden. Über den finanziellen Theil der Steuerfrage wird 
ein anderer Referent die Ehre haben, Ihnen Vortrag zu erſtatten. 
Mir obliegt es nun, über den erſten Punkt der Tagesordnung 
zu Ihnen zu ſprechen, nämlich über die Stellung, welche die 
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Gemeinde Wien, eventuell auch die anderen Landeshauptſtädte be- 
züglich derjenigen Koſten einnehmen ſollen, welche ſich auf den 
übertragenen Wirkungskreis und insbeſondere auf die Thätigkeit 
dieſer Städte als politiſche Behörden I. Inſtanz beziehen. 


Geſtatten Sie mir, das ich in kürzeſter Form Ihnen 
vorerſt eine kleine Geſchichte der Frage und des Referates ſelbſt 
biete. So alt die Erſcheinung, die hiſtoriſche Thatſache iſt, dass 
die Regierungen bezüglich der Aufbringung der Mittel zur 
Deckung ihres Haushaltes ſich ſtets mehr oder weniger in be— 
drängten Verhältniſſen befunden haben, ſo alt iſt auch das 
Streben derſelben, einerſeits neue Einnahmen zu erſchließen, anderer— 
ſeits auch einen Theil der ihnen obliegenden Laſten auf die 
Organismen niederer Gattung, auf das Land und insbeſondere 
auf die Städte zu überwälzen. Dieſes Streben hat ſeine Formu— 
lierung und ſeine legislative Feſtſtellung erſt im Jahre 1837 in 
Frankreich gefunden, indem dort anläſslich der Regelung der Ver— 
hältniſſe der Gemeinden zuerſt der Wirkungskreis der Gemeinden 
formell in einen ſelbſtändigen und einen übertragenen Wirkungs— 
kreis geſchieden wurde; in einen ſelbſtändigen, in welchen die Ge— 
meinden unter ihrer eigenen Autorität handelten, während ſie bei 
dem zweiten Staatsgeſchäfte unter Überwachung des Staates zu 
behandeln und durchzuführen hatten. Dieſes Syſtem erwies ſich als 
ganz zweckdienlich, indem dieſen Organismen dadurch die Koſten 
für die Beſorgung einer ganzen Reihe von Staatsgeſchäften über— 
wieſen wurden und dieſer übertragene Wirkungskreis gieng nun 


von Frankreich allmählich auf alle übrigen Staaten über, ſo auch 


auf Oſterreich, und ſpeciell Wien wurde in dieſer Richtung ſehr 
ſtark betroffen. Dieſer übertragene Wirkungskreis iſt bei uns zuerſt 
im Gemeindeſtatute von 1848 definiert und formell ins Geſetz 
aufgenommen worden, und zwar im $ 5 desſelben, er übergieng 
auch in die SS 61 bis 78 des Statutes von 1850, und auch in 
das neue Gemeindeſtatut wurde derſelbe aufgenommen. 

Eine Eigenthümlichkeit dieſer Einrichtung beſteht darin, dajs 
in keiner dieſer geſetzlichen Beſtimmungen der übertragene Wirkungs— 
kreis jo präciſe bezeichnet wurde, dafs eine Extenſion, eine Aus⸗ 
dehnung desſelben ausgeſchloſſen wäre. Überall war die Möglichkeit 
geſetzlich feſtgeſtellt, dieſen Kreis der Auslagen, welcher auf die 
Gemeinden überwälzt iſt, zu erweitern. 

In dieſer Beziehung iſt es charakteriſtiſch, z. B. den § 76 
aus dem Geſetze vom Jahre 1850 zu leſen, in welchem es aus— 
drücklich heißt, dafs die Gemeinde außer jenen Punkten, welche 
nominativ aufgeführt ſind, auch noch alle jene Staatsagenden 
zu übernehmen habe, welche durch das Geſetz derſelben zugewieſen 
ſind. Und im Statute vom Jahre 1890 lautet der § 42 eben— 
falls dahin, dafs der übertragene Wirkungskreis der Gemeinde 
für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung durch die Geſetze 
beſtimmt wird. 

Und von der Möglichkeit, den Kreis der der Gemeinde zu 
überwälzenden Angelegenheiten des Staates zu erweitern, wurde 
auch reichlich Gebrauch gemacht. Solange dieſe Laſten getragen 
werden konnten, ohne daj8 gewichtige Bedenken obwalteten, ſolange 
trugen die Gemeinden und ſpeciell die Gemeinde Wien dieſe Laſten 
willig im Vollgefühle ihrer patriotiſchen Verpflichtung, den Staat 
in ſeinen Aufgaben zu unterſtützen. Allein eben die Möglichkeit 


der Erweiterung brachte, wie geſagt, auch die Erweiterung und 

ſo ſtiegen die Koſten für dieſen Wirkungskreis von Jahr zu Jahr 

und jo kam es denn, dajs ſchon im Jahre 1871 zum erſtenmale 
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ein ernſter Mahnruf erfolgte, und zwar von Seite eines Mannes, 
dem gewils der vollſte Patriotismus und die glühendſte Vaterlands⸗ 
liebe von niemandem abgeſprochen werden kann. Es war dies der 
verſtorbene Bürgermeiſter Dr. Cajetan Felder, ein Mann, der 
mit klarem und weitem Blicke ſah, daſss das einerſeits immer— 
währende Steigen dieſer Laſten, ſowie andererſeits das Beſtreben des 
Staates, jene Inſtitutionen der Gemeinde, welche öffentlichen 
Zwecken dienten, der Beſteuerung zu unterziehen, unausbleiblich zu 
den verderblichſten Conſequenzen führen mujsten. 


Beſſere und eindringlichere Worte, als ſie Dr. Felder in 
ſeinem Rechenſchaftsberichte für das Jahr 1871 niederſchrieb, 
könnte wohl kaum ein anderer Referent finden, und ich bitte Sie 
deshalb, mir zu geſtatten, Ihnen dieſe Worte zu verleſen, welche, 
obwohl ſchon im Jahre 1871 geſchrieben, auch für den heutigen 
Zeit- und Standpunkt noch vollſtändig paſſen und zeigen, wie ſehr 
Dr. Cajetan Felder von ſeiner Aufgabe ſtramm erfüllt war. 

Seine diesbezüglichen Worte lauteten, wie folgt: „Verſchwiegen 
darf jedoch nicht werden, dafs die Gemeinde durch die bisherige An— 
ſpannung ihrer Kräfte bis hart an die Grenze ihrer finanziellen 
Leiſtungsfähigkeit gelangt iſt, und dafs, ſoll dieſe für das fernere 
Wirken und Streben nach den für die Zukunft der Reichshauptſtadt 
weit geſteckten patriotiſchen Ziele erhalten bleiben, neue ausgiebige 
Einkommenquellen erſchloſſen, daſs ihr aber durch die Staats— 
gewalten nachhaltige Unterſtützungsmittel zugeführt werden müſſen. 
In dieſer Lage befindet ſich jedoch keineswegs Wien allein; ſie 
iſt vielmehr gemeinſam mit einer großen Zahl von Communen 
des Reiches. Während der letzten Seſſion wurde von den Re— 
gierungstiſchen der Landtage aus die Aufmerkſamkeit der Land— 
geſetzgebung auf die ſich immer mehr ſteigernden Gemeindeumlagen 
gelenkt, die in nicht wenigen Gemeinden die Höhe von 50 bis 
200 Percent der Staatsſteuern und darüber erreichen — wohl ein 


ſehr eindringlicher Mahnruf an das Syſtem, das ſtetig zur con⸗ 


ſequenten Durchführung gelangt iſt, das Syſtem, öffentliche Laſten 
immer mehr und mehr vom Staate abzuwälzen und den Gemeinden 
zuzuwälzen.“ 

Er ſchließt dann ſeine Ausführungen, die noch weiter gehen, 
mit dem bereits zum geflügelten Worte gewordenen Ausſpruche — 
welchen ich bereits früher einmal hier erwähnt habe —: „denn an 
dem Grabe der hinfällig gewordenen Gemeinden iſt ſicherlich der 
Staat ſelbſt der nächſtbetheiligte Leidtragende“. 


Eine Reihe von weiteren Anregungen, die aber nicht zum 
Druchbruche kamen, wurden im Laufe der ſpäteren Jahre ſowohl 
von Seite des Gemeinderathes als des Magiſtrates vorgebracht, 
um Abhilfe zu ſchaffen. Erſt im Jahre 1888 wurde nun vom 
Magiſtrate ein diesfälliges eingehendes Referat erſtattet, welches 
au der Hand ſtatiſtiſcher Daten in der That nachwies, wie hoch 
Hund drückend die Belaſtung der Gemeinde durch den übertragenen 
Wirkungskreis ſei. Es mufs nun erwähnt werden, dafs der eigent— 
liche übertragene Wirkungskreis eine alle Gemeinden treffender iſt 
und dafs es in dieſer Beziehung wohl ſchwer ſein wird, für alle 
Gemeinden irgend etwas zu erreichen. 


Allein die Gemeinde Wien und 32 andere Städte, nämlich 
jene, welche ein eigenes Statut haben, ſind insbeſondere hart 
betroffen durch diejenigen Staatsagenden, welche ihnen von Seite 
des Staates übergeben worden ſind, und welche den Kreis der 
Thätigkeit einer politiſchen Behörde J. Inſtanz in ſich ſchließen. 
Ich werde die Ehre haben, an der Hand ſtatiſtiſcher Daten zu 
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beweiſen, wie außerordentlich weittragend dieſe Belaſtung für Wien 
iſt, und die Städte mit eigenem Statute, insbeſondere die Landes⸗ 
hauptſtädte, werden gewiss verhältnismäßig gleich empfindlich ge- 
troffen, und hier wird der Angriffspunkt ſein müſſen, um mit 
Rückſicht auf die finanzielle Lage der Gemeinden irgend eine Ande⸗ 
rung, einen Erſatz oder eine Entſchädigung zu erzielen. 

Es hat das ſtatiſtiſche Bureau der Gemeinde bezüglich dieſer 
Koſten Tabellen vorgelegt, welche bis in das Jahr 1886 zurück- 
reichen. 

Ich will Sie, meine Herren, bei der Kürze der Zeit, welche 
mir zugebote ſteht, nicht mit dem reichen Ziffernmateriale bedienen, 
welches ſich auf die früheren, manchmal idylliſch klingenden Ziffern 
und anmuthenden Zeiten bezieht. Ich habe Ihnen ja zu beweiſen, 
daſs der gegenwärtige Stand der Dinge ein folder iſt, welcher 
den Gemeinderath unabweislich dazu drängt, in dieſer Richtung 
eine Action einzuleiten und an die Regierung heranzutreten. Ich 
bitte daher, mir zu geſtatten, daſs ich nur einige Ziffern aus den 
Jahren 1892 und 1893 biete, und ich erſuche, meinen Aus⸗ 
führungen gütigſt Gehör zu leihen. 

Im Jahre 1892 betrug die Anzahl aller Agenden, welche unſer 
Magiſtrat zu bewältigen hatte, die Summe von 957.780 Stücken, 
im Jahre 1893 950.398. Hievon entfielen auf den ſelbſtändigen 
Wirkungskreis, alſo, wenn ich ſo ſagen darf, auf die eigene 
ſtädtiſche Okonomie im Jahre 1892 nur 259.791, im Jahre 1893 
292.156 Stücke, d. i. zwiſchen 27 und 28 Percent der geſammten 
Arbeitsthätigkeit in Acten ausgedrückt. Der übertragene Wirkungs— 
kreis nahm für ſich in Anſpruch im Jahre 1892 697.989, im 
Jahre 1893 658.242 Stücke, ſage 72 bis 73 Percent des ge 
ſammten Actenmateriales. Hievon wieder entfiel auf den übertragenen 
Wirkungskreis als politiſche Behörde I. Inſtanz die erhebliche 
Summe von 573.366, beziehungsweiſe 539.083 Stücke. Alſo 
gegen 82 Percent des ganzen übertragenen Wirkungskreiſes betreffen 


die Action der Gemeinde als politiſche Behörde I. Inſtanz. 


Was nun die Koſten betrifft, welche der Gemeinde dadurch er— 
wachſen, ſo habe ich folgende Daten zu bieten: Der Geſammt— 
aufwand für die Verwaltung im Jahre 1892 betrug 4,072.719 fl., 
im Jahre 1893 4,852.641 fl. Repartiert auf die Wirkungs⸗ 
kreiſe ergaben ſich für den ſelbſtändigen Wirkungskreis 
1,433.597 fl., beziehungsweiſe 1,708.129 fl. Das gibt 35 Percent. 
Der übertragene Wirkungskreis koſtete der Gemeinde im Jahre 
1892 1,177.556 fl. und im Jahre 1,398.857 fl. 

Dieſen Leiſtungen der Gemeinde gegenüber fragt es ſich, ob 
Gegenleiſtungen des Staates vorhanden ſind, welche dieſe Laſt 
mildern, und da muſs es wohl ausgeſprochen werden, daſs 
es eine einzige Poſt gibt, welche in dieſer Hinſicht der Gemeinde 
zugute kommt, und dieſe Poſt iſt eine ſehr traurige, nämlich 
die Executionsgebüren, von welchen der Gemeinde Wien 68 Percent 
überlaſſen ſind. Dieſe Executionsgebüren betrugen im Jahre 1892 
87.794 fl. Davon betrugen 68 Percent 59.700 fl. oder rund 
60.000 fl. 

Im Jahre 1893 betrugen dieſe 68 Percent 64.620 fl., ſo 


dafs ſich alſo, wenn man dieſe Beträge abrechnet, für die Ge— 


meinde noch immer ein Saldo an nicht vergüteten Auslagen per 
1,117.856 fl. im Jahre 1892 und 1,334.337 fl. im Jahre 1893 
ergibt. Aus dieſen wenigen Ziffern wird wohl jeder von uns 
die Überzeugung gewinnen, dafs in der That die Belaſtung jo 
erheblich und fo drückend iſt, daſs eine Action thatſächlich noth— 
wendig erſcheint. 
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Dieſelben Verhältniſſe werden ſich im großen und ganzen wohl 
auch bei den anderen Städten mit eigenem Statute darbieten und 
daher iſt wohl zu erwarten, dafs in dieſer Richtung eine über⸗ 
einſtimmende Action herbeizuführen ſein wird. 

Es handelt ſich nun nur noch um die Frage, ob vom Stand— 
punkte des Rechtes überhaupt Ausſicht vorhanden iſt, irgend einen 
Erfolg zu erzielen. Da mufs allerdings conſtatiert werden, dass 
in den verſchiedenen Statuten ein Vorbehalt, daſs die Gemeinde 
dieſen übertragenen Wirkungskreis nur gegen Erſatz der Koſten 
oder gegen eine Entſchädigung zu leiſten habe, nicht vorkommt, 
dagegen aber kommt auch in keinem der Geſetze, welche hier maß— 
gebend ſind, eine ausdrückliche Verpflichtung der Gemeinde oder 
ein Vorbehalt der Regierung vor, dajs dieſe Action von der 
Gemeinde unentgeltlich durchzuführen ſei. 

Wo aber das Geſetz in dieſer Richtung nicht ausdrücklich die 
Unentgeltlichkeit vorſchreibt, iſt man berechtigt, anzunehmen, dais 
die allgemeinen Rechtsgrundſätze zur Geltung kommen, und dieſe 
ſprechen dagegen, daſs irgend jemand die Arbeit eines anderen un— 
entgeltlich zu verrichten habe, ein Grundſatz, der ebenſo im privaten 
wie im öffentlichen Rechte gilt. Dieſer Rechtsgrundſatz kann daher 
wohl auch hier in entſprechender Weiſe vertreten werden. 

Abgeſehen aber von dieſem Rechtsſtandpunkte iſt dies doch 
mit Rückſicht auf die Vortheile, welche dem Staate durch dieſe 
Überwälzung zugehen, eine Forderung der Billigkeit und der Staats— 
klugheit, indem dem Staate doch ſelbſt daran gelegen ſein muss, die 
finanziell hart bedrängten Gemeinden als ſeine beſten Steuerträger, 
wie ſchon Dr. Felder ſeinerzeit forderte, thatkräftigſt in ihrer Fort— 
entwicklung zu unterſtützen; es iſt endlich auch ein Gebot der Noth— 
wendigkeit, denn die Herren kennen unſere finanziellen Verhältniſſe 
und wiſſen, wie ſehr dieſelben dazu drängen, dass jede Schmälerung 
des Gemeindeeinkommens hintangehalten werde, und daſßs der Ge— 
meinde von Seite der Regierung neue Zuflüſſe zugewieſen werden. 

Auf Grundlage aller dieſer Auseinanderſetzungen hat nun der 
Stadtrath beſchloſſen, jene Anträge zu ſtellen, welche Ihnen über— 
geben worden find und welche die Druckſorten Nr. 38 aus dem 
Jahre 1894 führen. Sie beruhen auf dem Stadtraths-Beſchluſſe 
vom 13. Februar 1894 und lauten folgendermaßen (liest): 

„1. Die Gemeinde Wien iſt der Anſchauung, daßs ihr eine 
Vergütung der Auslagen für die von ihr beſorgten Geſchäfte des 
übertragenen Wirkungskreiſes, ſoweit dieſelben die Competenz einer 
politiſchen Behörde erſter Inſtanz, ſowie die Einhebung der directen 
Steuern betreffen, gebüre; 

2. die Gemeinde Wien ſpricht eine Vergütung dieſer Aus⸗ 
lagen an.“ 

Die beiden weiteren Anträge, welche ausſprechen, dass auch 
noch andere Städte in der gleichen Lage wie Wien find, dafs daher 
eine gemeinſame Berathung ſtattfinden ſolle, mit deren Durch⸗ 
führung der Herr Bürgermeiſter zu betrauen iſt, ſind durch die 
neulich von Ihnen gefassten Beſchlüſſe erledigt und ich bitte Sie 
daher, nur die beiden erſten Anträge, welche ich die Ehre gehabt 
habe, Ihnen vorzuleſen, zum Beſchluſſe zu erheben. 

Gem.-Nath Dr. Stern: Ich möchte mir zunächſt an den 
Herrn Referenten die Anfrage erlauben, ob die von ihm ange— 
gebenen Ziffern rückſichtlich der Thätigkeit des Magiſtrates ſich 
auch auf die Thätigkeit der Bezirksämter beziehen, oder ob hier 
bloß die Centralleitung des Magiſtrates in dieſer Ziffer ausgedrückt iſt. 

Referent: Sie beziehen ſich ſelbſtverſtändlich auch auf die 
Thätigkeit der Bezirksämter. 
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Gem.-Rath Dr. Stern: Nun, meine hochverehrten Herren, 
es liegen uns hier drei Referate vor. Über das eine Referat 
wurde bereits in der letzten Sitzung Beſchluſs gefasst. Ein anderes, 
und zwar meines Erachtens das wichtigſte Referat, wird uns von 
dem nachfolgenden Herrn Referenten erſtattet werden. Ich werde 
mir auch für dieſes letztere Referat vorbehalten, jene entſcheidenden 
Momente Ihnen vorzuführen, welche für die beſondere Stellung 


Wiens gerade rückſichtlich der Intereſſen, um deren Vertretung es 


ſich hier handelt, ſprechen und welche demnach auch die Delegierten, 
welche die Gemeinde Wien zu dieſem Städtetage entſendet, ſich vor 
Augen halten mögen. Zu dem hier vorliegenden Referate möchte 
ich mich auf dasjenige beſchränken, was uns von Seite des Herrn 
Referenten hier vorgeſchlagen worden iſt, nämlich auf die Thätigkeit, 
welche die Gemeinde Wien in dem übertragenen Wirkungskreiſe 
entwickelt und inſoweit die Organe der Gemeinde Wien auch als 
Bezirksbehörde J. Inſtanz fungieren. 

Ich habe vor einigen Jahren einmal mir erlaubt, hier einen 
Antrag zu ſtellen, welcher leider nicht die Zuſtimmung des geehrten 
Gemeinderathes gefunden hat, welcher aber, wenn er angenommen 
worden wäre, wie ich glaube, nützliche Verwendung gefunden hätte. 
Ich bin nämlich von der Anſicht ausgegangen, dass es doch gut 
geweſen wäre, wenn die Beſchäftigung der einzelnen Bezirksämter 
nach drei Kategorien ſtatiſtiſch nachgewieſen würde, wie ſie uns der 
Herr Referent vorgeführt hat: Selbſtändiger Wirkungskreis, über⸗ 
tragener Wirkungskreis und politiſche Behörde erſter Inſtanz. 

Mir iſt bekannt, daſs im Jahre 1892 von einem dieſer 
Bezirksämter derartige ſtatiſtiſche Ausweiſe vorgelegt wurden, und 
es iſt mir auch eine Abſchrift dieſer Ausweiſe, welche damals von 
einem am meiſten beſchäftigten Bezirksamte an den Magiſtrat ge— 
leitet wurde, mitgetheilt worden. 

Aus dieſem Ausweiſe nun hat ſich ergeben, daſs von den 
71.832 Geſchäftsſtücken, welche im Jahre 1892 bei dem Bezirks— 
amte des II. Bezirkes erledigt worden ſind, nicht weniger als un— 
gefähr 62.000 ſolche Geſchäfte betroffen haben, welche das Bezirks— 
amt nicht im ſelbſtändigen, ſondern im übertragenen Wirkungskreiſe 
und als politiſche Behörde erſter Inſtanz auszuüben hat. Unter dieſen 
waren nicht weniger als 25.000 Geſchäftsſtücke, welche ſich allein 
auf die Militär⸗Angelegenheiten bezogen haben, und Sie mögen 
ſchon daraus entnehmen, dals unſere Bezirksämter eigentlich die 
Aufſchrift zu führen hätten: „k. k. Bezirksämter“, „ſtaatliche Bezirks- 
ämter“, weil dasjenige, was ſie im Intereſſe der Gemeinde thun, 
nur ein Siebentel ihrer Amtsthätigkeit betrifft, jo daſs dieſe 
10.000 Geſchäftsſtücke unter 71.000 bis 72.000 nur nebenbei 
mitlaufen. 

Das ſcheint mir, das wäre das weſentlichſte Moment für die 
Berechnung desjenigen, was eigentlich die Gemeinde im ſtaatlichen 
Intereſſe leiſtet. 

Wir können ſagen, dass nahezu die geſammten Koſten der 
Bezirksämter, abzüglich ein Siebentel, denn ich habe gar keinen 
Grund, anzunehmen, daſßs die Geſchäftseintheilung der anderen 
Bezirksämter eine andere als diejenige in dem bereits von mir 
erwähnten Bezirke ſei, das alſo ſechs Siebentel eigentlich ſtaatliche 
Agenden betreffen. 

Dies vorausgeſchickt, möchte ich mich nun einer anderen Be— 
merkung, welche von Seite des Herrn Referenten gemacht wurde, 
zuwenden. 

Der Herr Referent hat bemerkt — und das iſt vollkommen 
richtig, was der Herr Referent ausführt — dajs in keinem Geſetze 
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enthalten iſt, daſs die Gemeinde Wien für die Beſorgung der 
ſtaatlichen Geſchäfte irgendeinen Erſatz anzuſprechen hat; er ſagt 
aber weiter, es iſt auch in keinem Geſetze das Gegentheil enthalten, 
dafs nämlich die Gemeinde Wien für die Beſorgung ſtaatlicher 
Geſchäfte einen Erſatz nicht anzuſprechen hat; das ſteht in keinem 
Geſetze. 

Daraus ergäbe ſich nach den natürlichen Rechtsgrundſätzen, 
daſs die Gemeinde Wien, wie jedermann, der fremde Geſchäfte 
beſorgt, hiefür allerdings eine Entlohnung, einen Erſatz anzusprechen 
berechtigt ſei. Ja, meine Herren, das was der Herr Referent hier 
ausgeführt hat, iſt ganz richtig, aber die Sache iſt noch draſtiſcher, 
als fie uns hier dargeſtellt wird. Denn nicht allein, dass wir die 
Entlohnung für die Beſorgung der ſtaatlichen Geſchäfte nicht be— 
ziehen, es wird ſogar die Entlohnung für die von uns beſorgten 
ſtaatlichen Geſchäfte von einem dritten, nämlich vom Staate bezogen. 
Die unmittelbare Entlohnung für die Dienſtleiſtung iſt der Stempel 
und ſind die Gebüren. Wenn wir da zurückgehen auf den Grund 
oder das Weſen des Stempels und der Gebüren, ſo ſtellen ſich dieſe 
eigentlich nur dar als eine unmittelbare Entlohnung für eine be— 
ſtimmte Dienſtleiſtung. Nun wird dieſe beſtimmte Dienſtleiſtung 
von der Gemeinde ausgeübt, und nichtsdeſtoweniger wird die Ent— 
lohnung für dieſe beſtimmte Dienſtleiſtung, welche die Gemeinde 
ausübt, vom Staate bezogen. Darin liegt das große Unrecht, und 
da möchte ich glauben, dajs es vielleicht doch der Erwägung wert 
wäre, ob es nicht durchführbar wäre, oder ob wir nicht die Forde— 
rung geltend machen ſollten, daj3 dieſe unmittelbare Entlohnung 
für jene Geſchäfte, welche wir für den Staat durchführen, nämlich 
die Stempel und Gebüren, uns zuzufallen haben, mit anderen 
Worten, dafs für jene Geſchäfte, welche ſeitens der Organe der 
Gemeinde, welche von der Gemeinde angeſtellt und beſoldet werden, 
durchgeführt werden, nicht ein ſtaatlicher, ſondern ein communaler 
Stempel, nicht eine ſtaatliche, ſondern eine communale Gebür ein— 
zutreten hat. 

Wir haben etwas dem ähnliches ohnehin in unſerem Budget, 
in unſerem Rechnungsabſchluſſe. Ich kann darüber ungeſcheut 
ſprechen, weil ja dieſe Poſt eine verhältnismäßig geringfügige iſt, 
das iſt die Kanzleitaxe. Dieſe ſtellt ſich ja wenigſtens zum Theile 
auch als nichts anderes dar, als eine unmittelbare Zahlung für 
eine im Intereſſe des betreffenden ausgeübte Dienſtleiſtung. 

Das, meine Herren, möchte ich nun demjenigen, was von 
Seite des Herrn Referenten hier bereits angeführt wurde, noch 
hinzufügen und ich behalte mir dann vor, beim nächſten Referate, 
welches uns erſtattet werden wird, auf jene Momente hinzuweiſen, 
auf welche ſich eben jene beſondere Stellung, welche die Stadt 
Wien bei dieſem Städtetage einzunehmen oder wenigſtens ſich zu 
reſervieren hat, bezieht. 

Ich werde übrigens für die Anträge des Herrn Referenten 
ſtimmen. 

Vürgermeiſter: Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet. 
Die Debatte über dieſen Gegenſtand iſt geſchloſſen. 

Ich erſuche den Herrn Referenten zum Schlufsworte. 

Referent: Ich habe nichts zu erwidern. 

Bürgermeifler: Dann glaube ich anzunehmen, daj3 die 
Verſammlung mit den Referenten⸗Anträgen einverſtanden ift. Keine 
Einwendung. — Angenommen. 

Beſchluſs: 1. Die Gemeinde Wien iſt der Anſchauung, dass 
ihr eine Vergütung der Auslagen für die von ihr be— 
ſorgten Geſchäfte des übertragenen Wirkungskreiſes, 
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ſoweit dieſelben die Competenz einer politiſchen Behörde 
erſter Inſtanz, ſowie die Einhebung der directen 
Steuern betreffen, gebüre. 

2. Die Gemeinde Wien ſpricht eine Vergütung 
dieſer Auslagen an. 

14. (753.) Referent Gem.⸗Rath Dr. Vogler: Ich habe 
die Ehre, über zwei weitere Vorlagen für den Städtetag zu referieren, 
welche Ihnen bereits gedruckt vorliegen. Die eine derſelben betrifft 
einen Antrag, welcher eine Reform des communalen Steuerweſens 
der Landeshauptſtädte durch Zuwendung ſelbſtändiger Einnahms⸗ 
quellen an dieſelben anſtrebt. 

Es iſt eine bekannte Thatsache und in der Begründung des 
Antrages, die ja auch im Drucke vorliegt, wird darauf des 
einzelnen hingewieſen, daſs im Weſen unſere communalen Steuern 
heute auf das Zuſchlagsweſen angewieſen ſind, inſofern als die 
Gemeinde darauf beſchränkt wird, zu den vom Staate bereits mit 
Steuern belegten Einnahmsquellen Stenerzuſchläge zu legen. Das 
ſehen wir insbeſondere bei den Haupt-Einnahmsquellen der Ge- 
meinde, d. i. beim Zuſchlage zur Gebäudeſteuer, bei den Miet— 
zinskreuzern und den Schulkreuzern. Dieſe letzteren ſind allerdings 
eigentlich ſelbſtändige communale Abgaben, aber nachdem ſie das— 
ſelbe Object treffen, welches durch die vom Staate den Häuſern 
auferlegte Gebäudeſteuer bereits betroffen iſt, ſo kommen ſie in 
Wirkung eigentlich den Zuſchlägen zur ſtaatlichen Gebäudeſteuer 
vollkommen gleich. Ebenſo geht es mit der Verzehrungsſteuer, 
welche ja nebſtdem eine Haupt-Einnahmsquelle der Gemeinde 
bildet. Auch hier hat der Staat in erſter Linie bereits die Haupt— 
beſteuerung der betreffenden Objecte vollzogen und hat es der 
Gemeinde lediglich überlaſſen, einige Zuſchläge zu den von ihm 
angeſprochenen Steuern zu fixieren. Eigentliche ſelbſtändige com— 
munale Steuern und Steuerobjecte liegen eigentlich nicht vor und 
es ſind auch ſolche ſchwer erfindlich. Man kann doch nicht vielleicht 
auf die ſo ein geringes Erträgnis liefernde Hundeſteuer in dieſer 
Richtung verweiſen, oder vielleicht der Gemeinde ſagen, ſie könne 
eine Luxusſteuer auferlegen. Eine ſolche Luxusſteuer hat ja be— 
kanntermaßen zweierlei verſchiedene Seiten und insbeſondere iſt es 
in einer Großſtadt gewiss nicht angemeſſen, den Luxus beſonders 
hart zu beſteuern. Und fo ſehen wir, dafs eigentlich der Gemeinde 
ſelbſtändige Steuer objecte nicht zugebote ſtehen. 

Es ſoll nun dem Städtetage der Antrag unterbreitet werden, 
daſs an den Staat herangetreten werde, in dieſer Richtung Abhilfe 
zu ſchaffen. Es wird aber in dem Antrage weiter auch ſofort ein 
Modus, ein Weg angegeben, auf welchem das Ziel, welches an— 
geſtrebt wird, zu erreichen wäre, und das iſt der Weg, dass der 
Staat der Gemeinde die ſogenannte Thorſteuer, die Verzehrungs— 
ſteuer, welche an den Linien eingehoben wird, überlaſſe. 

In vielen großen Städten des Auslandes, insbeſondere in 
Paris, iſt die Thorſteuer, das Octroi ausſchließlich der Gemeinde 
überlaſſen. In Paris bildet dieſe Steuer die Haupteinnahmsquelle 
der Gemeinde. Sie trägt, wenn ich nicht irre, dermalen bereits 
60 Millionen Francs. Bei der Gemeinde Wien ſteht die Sache 
anders. Die Hauptbeſteuerung vollzieht auch hier wieder der Staat, 
und die Gemeinde kann nur einzelne Zuſchläge auferlegen. 

In der ganz gleichen Lage befinden fi) die Provinzial- 
Hauptſtädte und alle jene Städte, welche durch die Verzehrungs⸗ 
ſteuergeſetze als geſchloſſene Städte erklärt werden. Es kann aber 
doch gewiss nicht geleugnet werden, daſs dieſe Thorſteuer gerade 
eine locale Abgabe iſt, welche ſich insbeſondere dazu eignet, den 
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Gemeinden überlaſſen zu werden. Wenn jemand in der Gemeinde 
ſich aufhält, ſich in eine Stadt begibt, ſo iſt es eigentlich 
nicht einleuchtend, warum der Staat von dem, was einer, weil 
er Einwohner dieſer Stadt iſt oder ſich auch nur darin aufhält, 
verzehrt, eine beſondere Abgabe für ſich haben ſoll. Der Staat 
leiſtet ja in der betreffenden Stadt für den einzelnen Staats— 
bürger nichts anderes, als was er ſonſt im ganzen Reiche den 
Staatsbürgern leiſtet, abgeſehen davon, das er in den Städten 
einige größere Anſtalten unterhält, deren Zutritt aber wieder allen 
Staatsbürgern des ganzen Reiches gleichmäßig freiſteht. 

Dem gegenüber ift aber zu bemerken, dafs die Gemeinde 
einer ſolchen Stadt gewiſs große Aufwendungen zu tragen hat, 
welche ihr eben dadurch, dafs fie eine Stadt iſt, auferlegt find, 
und es iſt daher nur billig, daſs jeder Einwohner der Stadt und 
auch diejenigen, die nur proviſoriſch ſich zu vorübergehendem 
Aufenthalte in der Stadt befinden, zu den der Gemeinde dadurch 
auferlegten Laſten irgendwie beitragen. 

Ein ſolcher Beitrag kann nun durch das Octroi, durch die 


Thorſteuer, wenn fie wirklich für communale Zwecke eingehoben | 


wird, effectiv geleiſtet werden. 

Das iſt gewiſs ein gerechtfertigter und billiger Standpunkt, 
während es nicht gerechtfertigt und nicht billig iſt, wenn der 
Staat, ohne dajs er hiefür eine beſondere Gegenleiſtung vollzieht, 
bon dem einzelnen Staatsbürger, der ſich in der Stadt aufhält, 
eine Mehreinnahme aus dieſem Titel erhebt. 

Es wird daher der Antrag, den der Stadtrath ſich zu ſtellen 
erlaubt, die Genehmigung des Gemeinderathes und hoffentlich auch 
diejenige des Städtetages finden. Der Antrag lautet: 

„Der Städtetag empfiehlt den auf ihm repräſentierten Ge— 


meindevertretungen, ſich im Petitionswege an die beiden Häuſer 


des hohen Reichsrathes und an die hohe Regierung mit der Bitte 
zu wenden, es möge mit thunlichſter Beſchleunigung, wennmöglich 
gleichzeitig mit dem Beginne der Wirkſamkeit der neuen Steuer: 
geſetze, eine Reform des communalen Steuerweſeus der Landes⸗ 
hauptſtädte in der Richtung in das Leben gerufen werden, daſs 
dieſen Gemeinden zu ihren bisherigen Zuflüſſen eigene und 
ſelbſtändige Einnahmsquellen eröffnet werden, wobei in erſter Linie 
die wenigſtens ſucceſſive Überlaſſung des Ertrages der Verzehrungs— 
ſteuer für geſchloſſene Orte in Ausſicht zu nehmen wäre.“ 

Gem. Rath Dr. Daum: Fürchten Sie nicht, dafs ich Sie 
durch eine längere Abhandlung aufhalten werde. 

Ich glaube aber, hier etwas vorbringen zu müſſen, was mir 
von großer Wichtigkeit für die gemeinſame Berathung der öſter— 
reichiſchen Städte erſcheint, und die Wichtigkeit dieſes Punktes iſt 
vom Gemeinderathe ſchon bei früherer Gelegenheit anerkannt 
worden. 

Der Referent hat uns geſagt, eigentlich ſei eine ſelbſtändige 
communale Steuer als ſolche in unſerem Syſteme nicht gelegen. 
Praktiſch genommen iſt dies auch ganz richtig. Wir haben aber 
in unſerem Budget eine Einnahme von beiläufig acht Millionen, 
welche aus der Umlage auf den Mietzins, wie ſie in unſerem 
Statute genannt wird, herrührt. Das iſt eine der wichtigſten Um— 
lagen für Wien und die meiſten großen Städte. Dieſe Umlage 
auf den Mietzins, der ſogenannte Zinskreuzer, entbehrt aber bisher 
jeder geſetzlichen Regelung, zum Nachtheile der Gemeinde einerſeits 
und zum Nachtheile der Hausbeſitzer andererſeits. Dieſe Umlage 
iſt ihrer Natur nach wirklich eine Beſteuerung der Mieter, alſo 
eine ganz ſelbſtändige communale Steuer. Sie iſt aber im Laufe 
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der Zeiten und durch die Praxis der Steuergeſetzgebung heute 
eigentlich zu einer Art Zuſchlag geworden. Sie bietet aber der 
Gemeinde nicht den Vortheil, welchen ein Zuſchlag hat, alſo die 
unmittelbare Deckung auf der Realität, ſondern die Gemeinde 
ſteht eigentlich heute nach den Entſcheidungen der letzten Jahre 
vollſtändig ohne Deckung da, wenn ſie nicht die Zinskreuzer ein— 
hebt. Von noch größerer Bedeutung iſt der Mangel einer Organi— 
ſation für den Hausbeſitz, weil der Hausbeſitzer nicht ex lege, 
ſondern infolge einer Praxis, die eingeriſſen iſt, nicht in der Lage 
iſt, ſich an dem Mieter zu regreſſieren, welcher die Steuer nicht 
zahlt, und weil er an die Gemeinde die ganze Umlage ab— 
führen mußs. 

Dies iſt eine große Incongruenz, und eine geſetzliche 
Regelung ſcheint auf dieſem Gebiete von größter Bedeutung. Dieſe 
geſetzliche Regelung zu finden, wird der Städtetag am beſten in 
der Lage ſein, weil, ſoviel ich mit Beſtimmtheit ſagen kann, 
ſämmtliche öſterreichiſchen Hauptſtädte die Zinskreuzer als eine 
Haupteinnahme in ihrem Budget aufführen. Daſs am Städtetage 
die Sache beſprochen wird, kann, glaube ich, damit begründet 
werden, dass ſeinerzeit, vor vielen Jahren, noch bevor die Ver— 
einigung der Vororte ſtattfand, der Gemeinderath eine Commiſſion 
zur Berathung der früher vom Herrn Dr. v. Billing vor— 
getragenen Angelegenheit auf einem Städtetage eingeſetzt hatte, 
und da wurde als Antrag der Commiſſion angenommen, dem 
Städtetage auch die Angelegenheit der Regelung der Zinskreuzer 
zu übertragen. Bei der vorjährigen Budgetberathung wurde auch 
ein Antrag angenommen, der Magiſtrat habe über die Regelung 


der Zinskreuzer zu berichten und einen Vorſchlag zu machen, und 


es wurde ein Antrag Strobach angefügt, der angenommen und, 
glaube ich, dem Stadtrathe abgetreten wurde, der ſich mit der 
Frage befasst, welchen Rückſchlag die mangelhafte Regelung der 
Zinskreuzer auf den Hausbeſitz hat. 

Ich ſchließe alſo mit dem Antrage: „Es ſei auf dem Städte— 
tage auch die Frage der Regelung der Zinskreuzer zu berathen.“ 
(Bravo! rechts.) | 

Vürgermeiſter: Es ift niemand mehr zum Worte gemeldet. 
Die Debatte iſt geſchloſſen. 

Referent (zum Schlufsworte): Zu dieſem Antrage möchte 


ich folgendes bemerken: Zunächſt mache ich darauf aufmerkſam, 


daſs heute die Zinskreuzer in den verſchiedenen Landeshauptſtädten 
auch ſehr verſchieden geregelt erſcheinen, insbeſondere kann ich mich 
erinnern, daſs in Prag ganz divergierend von Wien die Zins— 
kreuzerbemeſſung und -Einhebung ſtattfindet. Es iſt infolge deſſen 
zu erwägen, ob das überhaupt ein Gegenſtand iſt, welcher auf 
dem Städtetage, welcher doch zuſammengerufen wird, um gemein— 
ſame Intereſſen ſämmtlicher Landeshauptſtädte zu berathen, zur 
Berathung gelangen ſoll. Außerdem iſt mir im Momente — offen 
geſtanden — nicht recht klar, ob man zur Regelung dieſer Frage 
die Inanſpruchnahme der Reichsgeſetzgebung nothwendig hat. Wenn 
aber dies nicht der Fall iſt und wenn es genügt, in dieſer Be— 
ziehung lediglich an die Landesgeſetzgebung heranzutreten, ſo dünkt 
mich aber auch wiederum, dafs dies ein Gegenſtand iſt, welcher 
wahrſcheinlich einer Berathung auf dem Städtetage nicht zu unter— 
ziehen iſt. Ich hätte nichts dagegen, wenn die Herren trotzdem den 
Antrag des Herrn Collegen Dr. Daum dem Stadtrathe zur 
weiteren, eventuell zur beſchleunigten Berathung zuweiſen, und 
wenn der Stadtrath in der Lage ſein wird, ſich in dieſer Be— 
ziehung die erforderliche Klarheit zu verſchaffen und zur Über- 
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zeugung gelangen wird, dafs es erſprießlich wäre, dem Städtetage 
mit dieſem Antrage zu kommen, ſo glaube ich, wird Gelegenheit 
ſein, noch vor Zuſammentritt des Städtetages dem Gemeinderathe 
dieſen Antrag vorzulegen. 

Gem.-Nath Dr. Daum (zu einer perſönlichen Bemerkung): 
Ich habe nur thatfächlich zu bemerken, dafs die Verſchiedenheit, 
welche bezüglich der Einhebung der Zinskreuzer beſteht, durchaus 
kein Grund iſt, weshalb der Städtetag nicht auch darüber be— 
rathen ſoll. In Prag ſind ebenſo wie in Wien Zinskreuzer, nur 
daſs dort die Gemeinde ſelbſtändig den Mietzins jeder einzelnen 


Wohnpartei erhebt und den Zinskreuzer darnach bemiſst, fo dafs 


Prag uns vielleicht ſpäter als Vorbild dienen kann, nämlich in Be 
zug auf eine progreſſive Zinskreuzereinhebung, indem die kleineren 
Mietzinſe ganz frei ſind und die mittleren einen geringeren Satz 
zahlen. Ich glaube alſo nicht, daſs es nothwendig iſt, die Frage 
dem Stadtrathe zuzuweiſen. Der Städtetag ſteht bevor, und es 
kann ja mittlerweile, bis er zuſtande kommt, eine Vorberathung 
platzgreifen. 

Ich bitte alſo, dieſen Antrag unmittelbar anzunehmen. 

Vürgermeiſter: Dagegen mußs ich bemerken, daßs die 
Zuweiſung an den Stadtrath unbedingt nothwendig iſt. Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Daum beantragt, auf dem Städtetage ſei die 
Frage wegen geſetzlicher Regelung der Zinskreuzer zu berathen. 
Wenn man nun dem Städtetage dieſen Gegenſtand vorlegt, ſo 
werden die Delegierten fragen: In welcher Weiſe ſollen wir Stellung 
nehmen — welche Wünſche und Bedürfniſſe haben ſich bisher in 
dieſer Richtung geltend gemacht? In welcher Weiſe ſoll ſich der 
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die mit 1,200.000 fl. veranſchlagt ſind, überſchreitet, ſoll jedoch 
verwendet werden zur Ermäßigung beſtehender Steuern, und zwar 
ſoll im erſten Jahre bereits eine Ermäßigung der Grundſteuer 
um 10 Percent und der Gebäudeſteuer ebenfalls um 10 Percent 
eintreten; ferner ſoll an der Erwerbſteuer eine Ermäßigung von 
20 Percent eintreten. Die Erwerbſteuer zuzüglich der heute ent- 
richteten Einkommenſteuer I. Claſſe wird in Zukunft contingentiert 
werden und das Contingent iſt in der Geſetzesvorlage ſo bemeſſen, 
daſs bei der Ausmittlung desſelben bereits auf einen ſolchen Nach— 


laſs von 20 Percent der heute wirklich gezahlten Steuer Rückſicht 


Städtetag gegenüber dem Reiche und den Ländern ausſprechen? 
fonde iſt jedoch an eine Bedingung geknüpft und dieſe geht dahin, 


Man ſieht, daj3 zur Einleitung einer ſolchen Berathung ein An— 


trag vorgelegt werden mufs, und hiezu iſt eine Vorberathung im 


Stadtrathe nothwendig. Nun kann es ſich nur um folgendes 


handeln: Entweder der Stadtrath legt ſein Elaborat noch vor 


Zuſammentritt des Städtetages dem Gemeinderathe vor und der 


Gemeinderath beſchließt darüber, oder der Gemeinderath ermächtigt 
den Stadtrath, für den Fall, als er zu einem poſitiven Reſultate 


kommt, dasſelbe durch den Bürgermeiſter dem Städtetage vor— 
zulegen. 

Ich kann den Herren verſichern, dass die Sache nicht ohne 
Bedenken iſt. Es liegt bereits eine ſchriftliche Ausarbeitung vor, 
die aber auf Schwierigkeiten und Bedenken hinweist. Gelingt es, 
zu einem poſitiven Vorſchlage zu kommen, fo bin ich gewifs gerne 
bereit, auch dieſe Angelegenheit dem Städtetage vorzulegen. Iſt 
alſo vielleicht die Verſammlung mit dieſer Erledigung einverſtanden; 
Zuweiſung an den Stadtrath mit der Ermächtigung, für den Fall 
eines poſitiven Reſultates die Angelegenheit durch den Bürger— 
meiſter dem Städtetage vorzulegen? Iſt der Herr Antragſteller 
damit einverſtanden? (Gem.⸗Rath Dr. Daum: Ja!) Iſt die 
Verſammlung damit einverſtanden? (Zuſtimmung.) Angenommen. 

Referent: Ein weiterer Antrag betrifft die Stellungnahme 
der Landeshauptſtädte zu dem Geſetzentwurfe, betreffend die directe 
Perſonal⸗Einkommenſteuer hinſichtlich der Verwendung des Mehr— 
erträgniſſes der reformierten Steuern. Die Herren haben auch 
dieſen Antrag ſammt Begründung in der Vorlage E für den Städte— 
tag. Zur Begründung dieſes Antrages erlaube ich mir, kurz fol— 
gendes zu bemerken: 

Der Staat will, wie Sie wiſſen, eine neue Steuer, die 
Perſonal⸗Einkommenſteuer einführen. Das Mehrerträgnis dieſer 
Steuer, welches einen beſtimmten Betrag der Veranlagungskoſten, 


genommen iſt. 

Es ergibt ſich hieraus die Thatſache, das in Zukunft gewiſſe 
Steuergattungen ein Mindererträgnis liefern werden und daßs 
infolgedeſſen auch die communalen Zuſchläge zu dieſen Steuern 
ein Mindererträgnis ergeben werden. 

Dieſe Steuergattungen ſind die Grundſteuer, die Gebäude— 
ſteuer und die Erwerbſteuer zuzüglich der heute entrichteten Ein— 
kommenſteuer I. Claſſe. 

Der Geſetzentwurf, wie er aus den Ausſchuſsberathungen 
hervorgegangen iſt, enthält aber noch andere Beſtimmungen, und 
dieſe gehen dahin, daſßs von dem Mehrerträgniſſe der Perſonal— 
Einkommenſteuer, welches nach Abzug der von mir bereits ge— 
nannten Steuernachläſſe noch zu gewärtigen iſt, ein beſtimmter 
Betrag den Landesfonden zugewieſen werden ſoll, und dieſer Be— 
trag iſt mit der Ziffer von 3 Millionen Gulden vorläufig fixiert, 
eine Ziffer, welche aber, wenn das Mehrerträgnis der Perſonal— 
Einkommenſteuer ſich ſteigert, eventuell noch erhöht werden kann. 
Die Zuweiſung dieſer 3 Millionen an die verſchiedenen Landes⸗ 


daſs nur diejenigen Länder an dieſer Zuweiſung participieren ſollen, 


welche in der nächſten Seſſion des Landtages, nachdem die Geſetzes⸗ 


vorlagen über die Steuerreform Geſetzeskraft erlangt haben werden, 
die Landesgeſetze in der Richtung reformieren, dafs den Communen 
unterſagt werde, Zuſchläge zu der neu eingeführten Perſonal— 
Einkommenſteuer aufzuerlegen. Nach den beſtehenden Gemeinde— 
ordnungen und Gemeindeſtatuten ſind nämlich die Gemeinden 
berechtigt, zu den ſämmtlichen directen Staatsſteuern gewiſſe Zu— 
Schläge einzuheben, und es find Beſchränkungen nur in dem Aus— 
maße dieſer Zuſchläge durch die betreffenden Gemeindeordnungen 
und Statute feſtgeſetzt, ſo daſs die Gemeinden bei einem gewiſſen 
Ausmaße, welches verſchieden iſt in den einzelnen Statuten, der 
Zuſtimmung des Landesausſchuſſes, eventuell des Landtages bedürfen. 
Wenn nun das Land, was zweifellos iſt, von der Berechtigung, 
die der Staat hier einräumt, Gebrauch macht, um Theile der ihm 
in Ausſicht geſtellten 3 Millionen zu bekommen, ſo iſt es klar, 
dafs die Gemeinden hier wieder ein Entgang erleiden. Die Ge— 
meinden werden einerſeits dadurch verkürzt, dafs fie eine Minder— 
einnahme an den beſtehenden Communalzuſchlägen haben, weil ja 
die ſtaatlichen Steuern, welche mit Zuſchlägen belegbar ſind, ſich 
verringern, andererſeits wird den Gemeinden die Möglichkeit 
benommen, die Perſonal⸗Einkommenſteuer, welche ja dem Staate 
ein ſehr erhebliches Erträgnis liefern wird, mit einem Communal⸗ 
zuſchlage zu belegen. Die Gemeinde wird alſo hier außerordentlich 
bedrückt und wenn ihr nicht in der Richtung geholfen wird, dass 
fie irgendeinen Zuſchuss erhält, iſt es gar nicht abzuſehen, wie in 
Zukunft eigentlich die communale Beſteuerung geregelt werden ſoll. 

Dies iſt daher, glaube ich, der allerwichtigſte Gegenſtand — 
ich will damit meinem ſehr geehrten Herrn Collegen, welcher früher 


— 


geſprochen, nicht nahetreten — mit welchem der Städtetag ſich zu 
befaſſen haben wird, und es iſt nothwendig, daſs die Communen, 
welche auf dem Städtetage vertreten ſein werden, in dieſer Richtung 
eine gemeinſame Action unternehmen. Dieſe Action kann nun in 
verſchiedenen Richtungen gedacht ſein. Im allgemeinen kann man 
ſagen, der Staat ſelbſt ſoll auf die Hilfsmittel bedacht ſein, er ſoll 
ſelbſt angeben, in welcher Weiſe den Communen der Entgang an 
Steuern, den ſie durch die neuen Steuervorlagen erleiden, erſetzt 
werden kann. Es wäre darauf zu bemerken, dafs möglicherweiſe 
geſagt werden kann, die Gemeinde kann ja den Betrag, den ſie heute 
einnimmt, auch in Zukunft einnehmen, ſie braucht nur den Percent— 
ſatz ihrer Zuſchläge zu erhöhen. Die Herren wiſſen, dafs wir nach 
unſerem heutigen Gemeindeſtatute zum Beiſpiel ein vollkommen 
gleiches Zuſchlagspercent auf ſämmtliche directen Steuern haben. 
Dasſelbe beträgt ſeit dem Inslebentreten unſerer neuen Verhält⸗ 


niffe, der Einbeziehung der Vororte, 21 Pereent. Wenn wir nun 
denſelben Betrag, den uns dieſe 21percentige Quote der Grund 


ſteuer, Gebäudeſteuer, Hausclaſſenſteuer, Erwerbſteuer, Einkommen⸗ 
ſteuer liefert, durch ebenſolche Zuſchläge wieder hereinbringen 
wollen, müssten wir, nachdem ja die betreffenden Staatsſteuern 
durch die Nachläſſe ermäßigt werden, von denen ich früher ge— 
ſprochen habe, dieſes Zuſchlagspercent erhöhen und es wird ſich 
wahrſcheinlich ergeben, daſs wir ſtatt 21 Percent dann 24 Percent 
ſolcher Zuſchläge einheben müſſen. Es iſt das dann wieder eine 
ſehr erhebliche Belaſtung und man wird ſagen, ja was uns der 
Staat auf der einen Seite ſchenkt — er ſchenkt es effectiv nicht, 


Gemeinde. 

Andererſeits ift zu bedenken, dass durch dieſe Umlage eventuell 
ja doch wieder dieſelben Steuerträger betroffen würden, einerſeits 
der Grundbeſitz, der Hausbeſitz, audererſeits die Erwerbſteuerträger. 


daher, daſs die Städte darauf beſtehen müſſen, dass der Staat 
in anderer Weiſe ihnen Hilfe bringt. 

In der Richtung wird Ihnen nun in dem vorliegenden 
Antrage vorgeſchlagen — ich werde gleich den Antrag vollkommen 
vorleſen (liest): 

„Der Städtetag empfiehlt den auf ihm repräſentierten Ge— 
meindevertretungen, ſich im Petitionswege an die beiden Häuſer 
des hohen Reichsrathes und an die hohe Regierung mit der Bitte 
zu wenden, dajs ein der Bevölkerungszahl und Steuerleiſtung der 
Landeshauptſtädte entſprechender Theil der den Landesfonden aus 
dem Mehrerträgniſſe der directen Steuern zugedachten Über- 
weiſungen, welche nach den Beſchlüſſen des verehrlichen Steuer- 
ausſchuſſes des hohen Abgeordnetenhauſes mit rund 3,000.000 fl. 
in Ausſicht genommen ſind, jedoch nach Anſicht des Städtetages 
als zu gering zu bezeichnen ſind, im Wege der Reichsgeſetzgebung 
unmittelbar den Gemeinden der Landeshauptſtädte zugewendet werde.“ 

Der Gedanke hiebei iſt folgender: Wenn man es den Ge— 
meinden überlaffen ſollte, ſich diesfalls mit den Landtagen aus⸗ 
einanderzuſetzen, fo iſt es ſehr ſchwer, dass hier eine Einigung 
zuſtande kommt; bei der Zuſammenſetzung der Landtage, in denen 
ja die Städtevertreter in der Minderheit ſind und insbeſondere 
die Vertreter der Landeshauptſtädte gegenüber den anderen Abge— 
ordneten gewiss in ihrer Zahl ſehr gering find, iſt von den Land— 
tagen kaum zu erwarten, dafs fie von den den Landesfonds zuge— 
wieſenen Beträgen einen beträchtlichen Theil den Landeshaupt— 
ſtädten zuweiſen. 


Nr. 13. — 12. Februar 1895. — Gemeinderaths⸗Sitzung vom 8. Februar 1895. 


341 


— x — K KKK 


——— — 


Wenn aber der Gedanke richtig iſt, daſs ein Theil dieſer Zus 
wendungen den Landeshauptſtädten anheimfallen ſoll, ſo kann dies 
nur dadurch realiſiert werden, dafs direct die Reichsgeſetzgebung 
den Landeshauptſtädten einen Theil dieſer Zuwendungen zuweist. 
Hiebei ſoll zugleich ausgeſprochen werden, dafs dieſe drei Millionen 
ein zu geringer Betrag ſind. Wenn man die Bedürfniſſe der Länder, 
ſowie diejenigen der Landeshauptſtädte und insbeſondere der Reichs⸗ 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt vor Augen hat, fo muſs man zugeben, 
daſs ein viel größerer Betrag aus dem Erträgniſſe der Perſonal— 
einkommenſteuer zugewieſen werden muß. Wird aber ein ſolcher 
Betrag überhaupt ausgeſprochen, ſo ſoll derſelbe direct den einzelnen 
Landes hauptſtädten je nach dem Verhältniſſe ihrer Bevölkerungs⸗ 
zahl und ihrer Steuerleiſtung zugewendet werden. 

Aus dieſen Gründen empfiehlt ſich der Antrag, den der Stadt- 
rath Ihnen ſtellt, zur Annahme. 

Gem. -Nath Dr. Stern: Es hat bereits der Herr Referent 
betont, dass dieſe Angelegenheit eine der allerwichtigſten iſt und 
unſer In tereſſe am allernächſten berührt, und ich möchte Sie nur 
bitten, derſelben Ihre volle Aufmerkſamkeit zuzuwenden, ebenſo auch 
demjenigen, was ich bezüglich des vom Herrn Referenten bereits 
Geſagten hinzuzufügen finde. 

Der Herr Referent hat ſich auf die neue Steuervorlage 
bezogen, welche ja demnächſt das Abgeordnetenhaus beſchäftigen 
wird und da wird es gut ſein, wenn die Aufmerkſamkeit des 
Städtetages ſich dahin erſtreckt, ob und inwieweit gerade bei dieſen 


neuen Steuervorlagen das Intereſſe der Städte, namentlich der 
weil er es in anderer Weiſe einnimmt — nimmt uns wieder die 


Landeshauptſtädte wirkliche, vollſtändige Berückſichtigung findet oder 
wenigſtens nicht hintangeſetzt worden iſt. Und in der That, wenn 
Sie heute dieſe neue Steuervorlage, welche demnächſt das Ab— 
geordnetenhaus beſchäftigen wird, durchgehen, ſo findet ſich für den 


Städtetag Material genug, um die entſprechende Berückſichtigung 
Das wäre alſo ein ſehr ſchlechtes Auskunftsmittel, und ich glaube 


des ſtädtiſchen Intereſſes hier geltend zu machen. 

Da finden wir vor allem, daſs — wie ja bereits der Herr 
Referent erwähnt hat — durch den Eingang, welcher aus der 
Perſonaleinkommenſteuer erzielt wird, einzelne beſtimmte Nachläſſe 
an einzelne Ertragſteuern gewährt werden, der Erwerbſteuer, der 
dermaligen Einkommenſteuer, der Grundſteuer, der Hausſteuer. 
Nun, meine Herren, ſehen Sie, dieſe Hausſteuer, welche wir mit 
26°/, Percent haben, iſt die höchſte, fie überragt unendlich weit 
die Grundſteuer, welche nur mit 20 / Percent von einem Cataftral- _ 
reinertrage, der häufig nur den vierten oder fünften Theil des 
wirklichen Ertrages beträgt, eingehoben wird. Nichtsdeſtoweniger 
wird — und das berührt allerdings das ſtädtiſche Intereſſe und 
mag den Städtetag beſchäftigen — bis zu einem beſtimmten Er— 
trage der Perſonal⸗Einkommenſteuer, falls nämlich dieſelbe nur eine 
Summe von 16 Millionen abwirft, die Grundſteuer und Haus- 
zinsſteuer in dem Nachlaſſe vollkommen gleichgehalten; 10 Percent 
werden der Grundſteuer und auch nur 10 Percent der 262/,per- 
centigen Hauszinsſteuer nachgelaſſen. Ja, noch mehr, es geht noch 
weiter. Wenn die Perſonal⸗Einkommenſteuer mehr als 16 Millionen 
abwirft, und zwar etwa bis zu 24 Millionen, dann wird der Grund— 
ſteuer doppelt ſoviel nachgelaſſen, als der 267 percentigen Hauszins⸗ 
ſteuer, der Nachlafs für die Grundſteuer beträgt bis zu 15 Percent, 
der für die Hauszinsſteuer im Maximum nur 12½ Percent — 
und das iſt eine entſchiedene Benachtheiligung des ſtädtiſchen 
Intereſſes, eine ungerechtfertigte Benachtheiligung des ſehr hoch 
belaſteten Hauszinſes. Eine weitere Verſchärfung iſt folgende, und 
das betrifft gerade die Landeshauptſtädte. Wie Sie wiffen, meine 
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Herren, beſtehen zweierlei, ja, eigentlich dreierlei Hauszinsſteuern, 
eine 26?/,percentige Hauszinsſteuer, welche Wien und alle Landes⸗ 
hauptſtädte, ſowie noch einige Badeorte trifft; eine 20percentige, 
welche nach Abzug von 30 Percent Erhaltungskoſten berechnet wird, 
und endlich noch eine 15percentige, dieſe beſteht aber nur in Tirol, 
intereffiert uns ſomit nicht weiter. In der urſprünglichen Regierungs⸗ 
vorlage war beabſichtigt, dafs die 26?/,percentige Hauszinsſteuer, 
welche ja nach Abzug von nur 15 Percent Erhaltungskoſten berechnet 
wird und am allerſchwerſten trifft, doppelt ſo hoch bedacht werde, 
als die 20percentige, welche erſt nach einem 30percentigen Erhaltungs⸗ 
abzuge berechnet wird. Das iſt nun in der Vorlage, welche der 
Steuerausſchuſs gemacht hat, eliminiert. Thatſächlich wird die 
26?/,percentige und die 20percentige Hauszinsſteuer gleichgehalten 
und das iſt wieder ein gemeinſames Intereſſe, welches alle Landes⸗ 
hauptſtädte betrifft und auf welches ich die Aufmerkſamkeit des 
Städtetages lenken möchte. Nun, meine Herren, damit ſind wir 
aber noch nicht fertig. 

Die geringſte Haus⸗ oder Gebäudeſteuer, welche wir in 
Öfterreich haben, iſt die Hausclaſſenſteuer. Dieſe wird nicht nach 
einem beſtimmten Erträgniſſe, ſondern nach Localitäten berechnet. 
Man bezahlt für einen beſtimmten Wohnraum ſo und ſo viel. 


Bei der Aufzählung und Berechnung dieſer Steuer wird alles, 
was nicht Wohnraum iſt, ausgeſchieden, Ställe, Küchen, Vorraths— 
kammern, Heuſchober u. ſ. w., nur die wirklichen Wohnräume 
werden gerechnet, und die Steuer dafür beträgt zwiſchen 75 kr. 
und 5 fl. jährlich. 5 fl. jährlich iſt ſchon beinahe der Maximalſatz 
mit ganz kleinen Differenzen, weil bei 40 Ubicationen 220 fl. ge⸗ 
rechnet werden. Doch das iſt ein nebenſächlicher Punkt. 

Nun, ſehen Sie, meine Herren, dieſe Hausclaſſenſteuer trifft 
das Land, und in welcher Weiſe wird ſie berückſichtigt? In gleicher 
Weiſe, wie die 267 percentige Hauszinsſteuer. 

Stellen Sie fi) vor, meine Herren, ein Schloss, welches 
40 Zimmer hat, zahlt 220 fl.! Rechnen Sie ſich ſelbſt die 
Jahresſteuer aus von einem Gewölbezins, welchen irgendein Ge⸗ 
werbsmann in Wien bezahlt, und Sie können ſehen, in welch 
unbilliger Weiſe hier die Nachläſſe gewährt werden. Aber damit 
iſt es noch nicht genug. 

Es iſt in einem beſtimmten Paragraphe dieſer neuen Steuer⸗ 
vorlage, welche hier vom Steuerausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes 
vorgelegt wird, in Ausſicht genommen, dass bezüglich dieſer Haus⸗ 
claſſenſteuer noch eine feparate Vorlage gemacht, d. h. dieſe noch 
weiter ermäßigt werden ſoll. 

Denken Sie alſo, die Hausclaſſenſteuer wird ſo hoch gehalten 
in der Ermäßigung, wie die 267¾ percentige Hauszinsſteuer. Es 
wird noch eine weitere Ermäßigung der 26 percentigen Hauszins— 
ſteuer nicht in Ausſicht genommen, es wird ihr eine Ermäßigung 
über 12 ½ —Percent niemals zutheil, wieder ein gemeinſames 
Intereſſe, welches die Städte und beſonders die Landes-Hauptſtädte 
zu wahren haben. 

Ja, meine Herren, jetzt komme ich aber noch weiter. In der 
Vorlage, welche zuerſt dem Abgeordnetenhauſe gemacht wurde, 
wurde vom damaligen Finanzminiſter Dr. Steinbach darüber 
geſprochen. Hier iſt die Rede des damaligen Finanzminiſters Dr. 
Steinbach und hier heißt es, dass für die Länder ein Betrag 
von drei bis vier Millionen ausgeſchieden werden ſoll. Das mag 
den Antrag des Herrn Referenten unterſtützen, der ohnehin auch 
findet, daſs ein Betrag von drei Millionen als nicht ausreichend 
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erachtet wird. Thatſächlich ſind hier für die Länder drei bis vier 
Millionen in Ausſicht genommen. 

Nun, meine Herren, wie verhält es ſich dann aber mit 
folgender Frage, und da kommt ein ſpecielles Wiener Intereſſe in 
Betracht, auf welches ich die Delegierten, die beim Städtetage 
fungieren, aufmerkſam machen möchte, damit demſelben in keiner 
Weiſe präjudiciert werde. 

Es wurde bereits geſagt, dafs von demjenigen, was aus 
dieſer Perſonal-Einkommenſteuer erlöst wird, ein gewiſſer Betrag 
von drei Millionen oder drei bis vier Millionen, für die einzelnen 
Länder ausgeſchieden wird. Nach welcher Methode erfolgt dann 
die Vertheilung dieſer drei bis vier Millionen auf die einzelnen 
Länder? Da laſſen ſich verſchiedene Methoden denken. (Unruhe 
links.) 

Ich bitte Sie, meine Herren, doch der Sache einige Auf⸗ 
merkſamkeit zuzuwenden, ſie iſt wichtig für den Städtetag. Man 
kann ſagen: Wir vertheilen das unter die einzelnen Länder nach 
dem Maßſtabe, welches Erträgnis dieſe Perſonal⸗Einkommenſteuer 
liefert, alſo zum Beiſpiel Niederöſterreich liefert ſoviel — wir ſind 
ſehr ſtark daran mitintereſſiert — Böhmen ſoviel u. ſ. w. Nach 
dieſem Schlüſſel werden die drei bis vier Millionen aufgetheilt. 
Man kann aber ſagen, dafs dies eigentlich nicht genau und richtig 
wäre, ſondern dafs man vielleicht die Perſonal⸗Einkommenſteuer in 
irgendeiner Quote, die aus den einzelnen Ländern eingieng, mit⸗ 
berückſichtigt. Das geſchieht aber nicht, ſondern bei dieſer Ver⸗ 
theilung der einzelnen Überſchüſſe dieſer drei Millionen, welche 
auf die einzelnen Länder entfallen, wird der Ertrag an Perſonal⸗ 
Einkommenſteuer, welchen die einzelnen Länder liefern, wobei Nieder⸗ 
öſterreich und ſpeciell Wien die größte Rolle ſpielt — denn aus 
Wien wird die größte Summe gezogen werden, darüber iſt gar kein 
Zweifel — gar nicht berückſichtigt, ſondern es ſoll nur der Ertrag 
der Realſteuern aus den einzelnen Ländern für die Auftheilung der 
drei bis vier Millionen als Baſis genommen werden. Hier liegt 
ein ſpecielles Intereſſe Wiens vor, und ich möchte die Herren 
Delegierten auf dem Städtetage aufmerkſam machen, daßs es hier 
nothwendig fein wird, dass wir zu den Beſchlüſſen des Städtetages 
vielleicht noch ſpeciell ſolche Beſchlüſſe faſſen, welche Wien beſonders 
intereſſieren, und dafs man ſich an die Regierung, das Abgeordneten⸗ 
haus und ſonſtige geſetzgebende Factoren in dieſer Beziehung wird 
wenden müſſen. 

Nun komme ich zu einem wichtigen Punkte, der allerdings 
wieder ein gemeinſames Intereſſe betrifft. In der urſprünglichen 
Regierungsvorlage ſtand nichts darüber, was denn eigentlich ge— 
ſchehen werde, wenn dieſe Perſonal-Einkommenſteuer, bezüglich 
deren irgendwelche verlässliche Berechnungen ihres Erträgniſſes 
eigentlich nicht vorliegen — denn alles, was darüber von der 
Regierung berechnet wird, beruht auf Wahrſcheinlichkeit und Ver⸗ 
gleichung, halbwegs ſichere Ziffern liegen nicht vor — höher 
ſteigt, hier war in Ausſicht genommen oder wenigſtens nicht be— 
ſtimmt negiert, daſs, wenn die Perſonal-Einkommenſteuer ein 
höheres Erträgnis liefert, noch vielleicht weitere Nachläſſe an den 
Ertragſteuern gewährt werden. Wenigſtens iſt dies in der ur— 
ſprünglichen Regierungsvorlage nicht negiert worden. In der 
neuen Vorlage, welche von Seite des Steuerausſchuſſes ausge⸗ 
arbeitet wird, iſt dies unbedingt verneint worden. Jede Summe, 
welche bei der Perſonal⸗Einkommenſteuer über die — glaube ich — 
24 Millionen reſultiert, ſoll zu zwei Drittel dem Staate, zu einem 
Drittel den einzelnen Ländern zufallen. 
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Meine Herren! Das widerſpricht eigentlich der Beſtimmung, 
welche uns für dieſe Perſonal⸗Einkommenſteuer hier gegeben 
worden iſt. Nach den Beſtimmungen, welche für dieſe Perſonal⸗ 
Einkommenſteuer urſprünglich gegeben wurden, ſoll der ganze Ertrag 
oder der größte Theil des Ertrages zu den Nachläſſen an unſeren 
hohen Ertragſteuern, an unſeren hohen Hauszins- und Gewerbeſteuern 
verwendet werden. In der neuen Geſetzvorlage wird nun beſtimmt, 
dafs, wenn die Steuer ein gewiſſes Erträgnis überragt, nämlich 
über 24 Millionen, weitere Nachläſſe an dieſen Ertragsſteuern nicht 
mehr bewilligt werden, ſondern dass dieſer Mehrbetrag unbedingt 


dem Staate zu zwei Dritteln, den Ländern zu einem Drittel zus | 


fällt. Hier haben wir wieder ein gemeinſames Intereſſe, welches 
auf dem Städtetage zu vertreten, gewiſs — glaube ich — nicht 
unberechtigt iſt. Dazu kommt aber noch, dajs, und in dieſer Be— 


auf dem Städtetage darauf Rückſicht genommen werde, daſs wir 
ein ſpecielles Intereſſe haben, welches dadurch verletzt wird, daſs 
unſere hohe Erwerbſteuer fixiert und der Contingentſumme zu— 
grunde gelegt werde und andere derartige Intereſſen. 

Überhaupt, wenn wir uns heute vergegenwärtigen, wohin 
eigentlich dieſe Perſonal-Einkommenſteuer, welche wir ja in ihren 
Grundſätzen als progreſſive Perſonal-Einkommenſteuer unbedingt 
billigen, eigentlich führt, ergibt ſich folgendes: Es iſt uns vor 
kurzem von Seiten einer Perſönlichkeit, welche hierin gewiss 
verſiert iſt, eine Auseinanderſetzung gegeben und erklärt worden, 
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dafs 99 Percent aller Grundbeſitzer überhaupt von der Perſonal- 
Einkommenſteuer gar nicht getroffen werden, dafs ferner bis zu einem 


Cataſtral⸗Reinertrage von einer Million jährlich — d. h. alſo bis 
zu einem wirklichen Extrage, der durchſchnittlich „600.000 fl. 
iſt — weil der wirkliche Ertrag circa 60 Percent über den 
Cataſtral⸗Reinertrag hinausreicht — ich ſage, daſßs bei einem 
Cataſtral⸗Reinertrage von einer Million unter Vorausſetzung von 
nur einem Drittel Belaſtung der Betreffende an Perſonal-Ein⸗ 
kommenſteuer eigentlich gar nichts zu zahlen haben wird, die Nach— 
löffe, die er an Grundſteuern bekommt, ſoviel betragen werden, wie 
das, was er an Perſonal⸗Einkommenſteuer zu zahlen haben wird. 
Sie ſehen alſo, dafs ſich eigentlich dieſe Vorlage, wie fie aus der 
Commiſſion des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen iſt, gegen die 
ſtädtiſchen Intereſſen, gegen die Intereſſen der Induſtrie, des 
Gewerbes und des Handels in einem gewiſſen Sinne richtet und 
dafs es ſonach ein gemeinſames Intereſſe iſt, welches ſeitens des 
Städtetages vertreten werden ſoll. 

Ich komme nun noch zu einer Bemerkung, die die beſondere 
Stellung Wiens kennzeichnen ſoll. 

Es iſt bereits vom Herrn Vorredner in ſeinem früheren 
Referate erwähnt worden, in welcher Weiſe die Stadt Wien durch 
die Verzehrungsſteuer in Mitleidenſchaft gezogen wird. In Paris 
betrug die Einnahme der Stadt an Verzehrungsſteuer im Jahre 1890 
140 Millionen Francs, wovon nur 8 Millionen Perceptionskoſten 
in Abzug zu bringen ſind. Das war alſo ein Stadteinkommen 
von Paris im Jahre 1890. Heute iſt es unbedingt noch größer. 
Wir haben aber gerade, was dieſen Punkt betrifft, noch ein 
mehreres, nämlich die Verſprechungen, welche uns ſeinerzeit gegeben 
wurden, dafs mit dem höheren Ertrage der Verzehrungsſteuer dieſer 
Mehrertrag zu Ermäßigungen verwendet werden wird. 

Das ſind die wenigen Bemerkungen, welche ich mir zu machen 
erlaubt habe. Ich würde nun bitten, daßs dieſelben ſeitens der 
Delegierten der Stadt Wien am Städtetage gehörige Berück— 
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ſichtigung finden. Ich ſtimme für den Antrag des Herrn Referenten. 
(Lebhafter Beifall rechts.) 

Gem.-Rath Strobach: Meine Herren! Obwohl die Aus— 
führungen des unmittelbaren Herrn Vorredners ziemlich richtig 
waren, mufs ich doch bemerken, dass fie eigentlich ganz überflüſſig 
waren, denn der Stadtrath mußs ja das bereits ſtudiert haben 
und braucht alſo die Belehrung wahrſcheinlich nicht. Ich möchte 
eben in erſter Linie nur darauf hinweiſen, dafs die Verſchlechterung 
des Geſetzentwurfes erſt unter dem neuen Finanzminiſter Plener 
erfolgte, und ich würde alſo die Herren bitten, hauptſächlich darauf 
hinzuweiſen, daſs Miniſter Steinbach eine ganz andere Intention 
hatte und gar nicht geſagt hat, ich ſtecke etwas ein von dem Gelde. 
Jetzt aber wird geſagt, zwei Drittel bekommt der Staat von dem 


Erträgniſſe von eventuell über 24 Millionen, und es läſst ſich 
ziehung möchte ich bitten, daſs von Seite der Herren Delegierten 


gar nicht leugnen, daſs damals Miniſter Steinbach die 26 / per⸗ 
centige Hauszinsſteuer in erſter Linie im Auge hatte. Die 20per⸗ 
centige Hausclaſſenſteuer, welche 30 Percent Erhaltungspercente 
hat, zahlt im Verhältniſſe zu unſeren 22 fl. bloß 14 fl. Die Ver⸗ 
ſchlechterung des ganzen Entwurfes iſt alſo nur unter Plener 
geſchehen, und ich bitte Sie, energiſch dagegen Stellung zu nehmen. 
Wenn der Geſetzentwurf genau ſtudiert wird, ſo erſieht man nur, 
daſs wieder der Mittelſtand die Koſten des ganzen bezahlen wird. 
(Richtig! links.) Einzelne werden wohl entlaſtet, aber nachdem 
Plen er drei Contingente aufſtellt und die Großinduſtrie wieder 


nicht weiter belaſtet wird als bisher, iſt es keine Frage, daſs der 


Mittelſtand die Koſten bezahlen wird. (Richtig! links.) 

Meine Herren, wir werden in ganz enormer Weiſe mit— 
genommen; das Land ſoll nichts bekommen, mit den 3 Millionen 
kommen wir auch nicht weit, das Land und die Gemeinde be— 
kommen keine Zuſchläge, die Regierung will alles einſtecken. So 
iſt es unter einem liberalen Miniſterium gekommen, früher war 
es viel beſſer, der Stein bach'ſche Entwurf hatte etwas gerechtes, 
was man leider von dem jetzigen Entwurfe Plener nicht be— 
haupten kann. 

. Ich bitte alfo, auf dem Städtetage energiſch gegen eine 
Überlaſtung des Mittelſtandes und der Städte Stellung zu nehmen. 
(Lebhafter Beifall links.) 


Gem.-Bath Dr. Tueger: Ich kann nur mein tiefes Be- 
dauern darüber ausſprechen, dafs die geehrten Herren der Majorität 
nicht zu wiſſen ſcheinen, wie derlei Angelegenheiten eigentlich 
behandelt werden ſollen. Derlei Referate müſſen von dem Ge— 
meinderathe unisono angenommen werden, damit der Beſchlußs 
nach außen den entſprechenden Druck hervorrufe. Bei ſolchen Ge— 
legenheiten iſt jede Debatte eigentlich verderblich. Es hat ſich dies 
in der letzten Sitzung gezeigt, und heute iſt wieder unnöthig ge— 
ſprochen, unnöthigerweiſe Zeit verſäumt worden. Auf dieſe Weiſe 
wird das Anſehen des Wiener Gemeinderathes nicht gehoben 
werden. Die Oppoſition hat ſich in dieſer Frage jeder Debatte, 
jeder Beſprechung enthalten, mit Recht, weil ſie der Meinung iſt, 
daſs in ſolchen Angelegenheiten der Stadtrath nach außen den 
Eindruck voller Einſtimmigkeit hervorrufen muſs. Ich kann es nur 
tief bedauern, daſs in den Reihen der Majorität nicht einmal das 
Gefühl für die Nothwendigkeit eines ſolchen einmüthigen Zuſammen— 
gehens vorhanden iſt. 


Vürgermeiſter: Dem gegenüber mußs ich bemerken, daſs 


die Vorlage zur Berathung in dieſem Hauſe gemacht worden iſt. 
Die Bemerkungen, die gemacht worden ſind, waren unterſtützender 
2* 
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Natur und nicht gegen die Vorlage gerichtet, ſondern ſollten nur 

zur Bereicherung derſelben dienen. Und ſo war es auch. 

Es iſt niemand mehr zum Worte gemeldet. Die Debatte 
iſt geſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schlujswort. 

Referent: Auf die Bemerkungen des Gem.⸗Rathes Dr. Stern 
habe ich nichts zu erwidern. Ein Antrag wurde nicht geſtellt. So— 
weit ſeine Bemerkungen auf dem Städtetage berückſichtigt werden 
können, wird dies gewiſss geſchehen. 

Was die Äußerungen des Herrn Gem.-Rathes Strobach 
betrifft, ſo erlaube ich mir zu bemerken, erſtens, daſs wir uns 
heute nicht zu befaſſen haben mit der geſammten Vorlage, be— 
treffend die Reform der directen Steuern überhaupt, ſondern nur 
mit dieſer Vorlage inſofern, als communale Intereſſen und ſpeciell 
die gemeinſamen communalen Intereſſen der Reichshaupt- und der 
Provinzialhauptſtädte durch dieſelbe getroffen werden. 

Infolgedeſſen habe ich eigentlich auf ſeine diesfälligen Aus— 
führungen nichts zu erwidern. Ich möchte aber darauf aufmerkſam 
machen, daſs meines Erachtens von einer Verſchlechterung der 
früheren Regierungsvorlage durch die jetzige Regierung abſolut 
nicht die Rede fein kann, und zweitens, daſs wir es überhaupt 
gegenwärtig hier mit einer Vorlage des Ausſchuſſes des Abge— 
ordnetenhauſes zu thun haben und nicht mit einer Regierungs— 
vorlage. 

Im übrigen bemerke ich, daßs ja von keiner Seite ein Ein— 
wand gegen den vorliegenden Antrag des Stadtrathes erhoben 
worden iſt, und glaube die Ausführungen des letzten Herrn 
Sprechers unterſtützen zu ſollen, indem ich Sie bitte, daſs Sie 
wirklich den Antrag, wie er geſtellt worden iſt, einſtimmig an— 
nehmen. 

Bürgermeifler: Ich bitte diejenigen Herren, welche mit 
dem Referenten⸗Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 
Der Antrag iſt einſtimmig angenommen; der Gegenſtand iſt 
ſomit erledigt. 

Beſchluſs: Die Delegierten der Gemeinde Wien haben auf dem 
einzuberufenden Städtetage bezüglich der im Zuge be— 
findlichen Reform der directen Perſonalſteuern nach— 
ſtehende Anträge zu vertreten: 

1. Der Städtetag empfiehlt den auf ihm re 
präſentierten Gemeindevertretungen, ſich im Petitions⸗ 
wege an die beiden Häuſer des hohen Reichsrathes 
und an die hohe Regierung mit der Bitte zu wenden, 
es möge mit thunlichſter Beſchleunigung, wennmöglich 
gleichzeitig mit dem Beginne der Wirkſamkeit der 
neuen Steuergeſetze, eine Reform des communalen 
Steuerweſens der Landeshauptſtädte in der Richtung 
in das Leben gerufen werden, daſss dieſen Gemeinden 
zu ihren bisherigen Zuflüſſen eigene und ſelbſtändige 
Einnahmsquellen eröffnet werden, wobei in erſter Linie 
die wenigſtens ſucceſſive Überlaſſung des Ertrages der 
Verzehrungsſteuer für geſchloſſene Orte in Ausſicht zu 
nehmen wäre. 

2. Der Städtetag empfiehlt den auf ihm re— 
präſentierten Gemeindevertretungen, ſich im Petitions— 
wege an die beiden Häuſer des hohen Reichsrathes 
und an die hohe Regierung mit der Bitte zu wenden, 
dafs ein der Bevölkerungszahl und Steuerleiſtung der 


Landeshauptſtädte entſprechender Theil der den Landes- 
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fonden aus dem Mehrerträgniſſe der directen Steuern 
zugedachten ÜUberweiſungen, welche nach den Beſchlüſſen 
des verehrlichen Steuerausſchuſſes des hohen Ab— 
geordnetenhauſes mit rund 3,000.000 fl. in Ausſicht 
genommen ſind, jedoch nach Anſicht des Städtetages 
als zu gering zu bezeichnen ſind, im Wege der Reichs⸗ 
geſetzgebung unmittelbar den Gemeinden der Landes— 
hauptſtädte zugewendet werde. 


* 


Der Antrag: „Auf dem Städtetage ſei die Frage 
wegen geſetzlicher Regelung der Zinskreuzer zu be— 
rathen“, wird dem Stadtrathe zur Vorberathung und 
mit der Ermächtigung zugewieſen, für den Fall eines 
poſitiven Reſultates dieſe Angelegenheit durch den 
Bürgermeiſter dem Städtetage vorzulegen. 


15. Referent Gem. Rath Dr. Vogler: Ich habe 
noch ein Referat zu erſtatten, und zwar zur Beilage 20 vom 
Jahre 1895. 

Die Gemeinde hat vor zwei Jahren ein Haus in der Kaiſer— 
ſtraße im VII. Bezirke Nr. 104 angekauft, und nachdem ſich in 
dieſem Hauſe ein größerer Garten befindet, wurde dieſer Garten 
zu einem Kinderſpielplatze hergerichtet. Nun wurde aber gleich bei 
Errichtung dieſes Kinderſpielplatzes der Übelſtand bemerkt, dafs 
der Eingang zu dem Kinderſpielplatze durch das Haus ſelbſt führt. 
Es ſind zwei Tracte in dem Hauſe, ein Straßentract und ein 
Hoftract. Bei dieſem Hoftracte iſt noch zu bemerken, dass, nachdem 
das Niveau des Gartens niedriger liegt als das des Hofes, einige 
Stufen nach abwärts paſſiert werden müſſen. Das iſt nun für 
einen öffentlichen Kinderſpielplatz kein angenehmer und kein an— 
gemeſſener Zuſtand. Infolgedeſſen wurde darauf Bedacht ge— 
nommen, eine der Realitäten in der Lerchenfelderſtraße anzukaufen 
und durch den Ankauf dieſer Realität einen Zugang zu dieſem 
Garten zu ſchaffen. 

Mit Rückſicht auf die hohen Anforderungen, welche von Seite 
der betreffenden Hausbeſitzer geſtellt wurden, kam es jedoch zu 
einem ſolchen Ankaufe bisher nicht, ſondern es wurde nur mit 
einem der Hauseigenthümer ein Übereinkommen getroffen, wonach 
er freiwillig und unentgeltlich den Zugang durch ſein Haus in 


den Garten geſtattete. Dieſe Geſtattung ſoll aber mit dem heurigen 


Jahre aufhören. 

Es iſt nun der Fall eingetreten, dass eine der Hausbeſitzerinnen, 
die Beſitzerin des Hauſes Nr. 119 in der Lerchenfelderſtraße, mit 
Tod abgegangen iſt, und die Erbin dieſer Hausbeſitzerin iſt nun— 
mehr geneigt, das Haus der Gemeinde käuflich zu überlaſſen. 

Es haben Verhandlungen ſtattgefunden. Sie hat zunächſt 
20.000 fl. für dieſes Haus verlangt. Im Wege der Verhandlungen 
wurde der Preis auf 18.500 fl. reduciert. Es ergäbe ſich bei 
dieſem Preiſe ein Einheitspreis von 78 fl. 72 kr. per Quadrat⸗ 
meter. Ich bemerke, das dieſe Häuſer die 18 jährige Steuerfreiheit 
genießen, daſs alſo auch dieſes Haus in die 18jährige Steuer⸗ 
freiheit fällt. Die Berechtigung der 18jährigen Steuerfreiheit kommt 
gewiſſermaßen auch hier noch in Anſchlag. 

Von Seite des Stadtbauamtes wird der nunmehr ermäßigte 
Betrag als angemeſſen bezeichnet, und es wird von Seite des 
Stadtrathes im Hinblicke auch die dringende Nothwendigkeit und 
auf die Nützlichkeit der Erwerbung eines dieſer Häuſer und mit 
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Rückſicht auf die Angemeſſenheit des Preiſes der Antrag geſtellt, der 
Ihnen gedruckt vorliegt und lautet (liest): 

„Der Ankauf des in die Verlaſſenſchaft nach Johanna Probſt 
gehörigen Hauſes Nr. 119 Lerchenfelderſtraße, Einl.⸗Z. 655, 
VII. Bezirk, um den Preis von 18.500 fl. zum Zwecke der 
Schaffung eines zweiten Zuganges zu dem auf der Realität 
Nr. 104 Kaiſerſtraße befindlichen Kinderſpielplatze ſei vorbehaltlich 
der Genehmigung der Abhandlungsbehörde zu genehmigen. 

Die Vertragskoſten und Übertragungsgebüren trägt die Ge- 
meinde.“ 

Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Gem.-»Rath Värtl: Meine Herren! Ich hätte nur ge- 
wünſcht, daj8 dieſes Referat vor zwei oder drei Jahren ſchon hier 
im Plenum erſtattet worden wäre; dann hätten wir gewiſſermaßen 
das Gefühl gehabt, was die Gründe dort wert ſind. Der Herr 
Referent hat geſagt 78 fl. per Quadratmeter ſei angemeſſen. 

Wiſſen Sie, meine Herren, wie wir die Plätze verkauft haben? 
Wir haben ſie zu 18, 28 und 34 fl. verkauft, und dieſe Seite 
hat immer dagegen geſprochen und gefunden, daſs dieſe Preiſe zu 
niedrig waren. Weil ſie aber der Gemeinde gehörten, hat der 
Stadtrath immer behauptet, höhere Preiſe ſeien nicht zu erlangen. 
Und heute müſſen wir ſelbſt 78 fl. zahlen. Wäre damals ein 
ſolches Referat erſtattet worden, ſo hätte man einen Begriff gehabt 
und man hätte Zeit gehabt zu unterſuchen, wie viel dieſe Gründe 
wert find. Überdies weiß ich nicht, ob ein praktiſcher Kindergarten 
durch den Ankauf dieſes Hauſes geſchaffen wird. Ich finde den 
Preis zu hoch und ſtimme nicht dafür. 

Gem.⸗Rath Noſenſtingl: Ich ſtimme mit den letzten Worten 
des Herrn Vorredners überein. Der Preis iſt wirklich hoch, das 
gebe ich zu. Aber es iſt auch eine Thatſache, dafs bei allen dieſen 
Häuſern die Preiſe noch bedeutend höher ſind. Im Verhältnis zu 
den anderen Preiſen — ich bin zufällig unterrichtet — iſt dieſer 
Preis nicht zu hoch. Aber ich bitte doch dieſe Bedenken auf Sie 
nicht jo Einfluſs nehmen zu laſſen, daſs Sie den Antrag ablehnen, 
weil es wirklich für die Kinder, die dieſen Garten beſuchen, außer— 
ordentlich wichtig iſt, einen Zugang zu haben, der nicht von der 
Güte eines Hauseigenthümers abhängig gemacht iſt. Es war ein 
Hauseigenthümer, wie Ihnen der Herr Referent geſagt hat, ſo gut, 
und hat die Kinder ein Jahr lang durchgehen laſſen. Aber 
dieſes Verhältnis hat ihm nicht gepasst, es wurde ihm viel ruiniert, 
wie das immer geſchieht, und er hat geſagt, er erlaubt das 
nicht weiter. Nun iſt dieſer Garten, wie Sie aus dem Plane 
erſehen, außerordentlich langgeſtreckt, und der jetzige Zugang iſt, 
wie die Herren aus jenem Bezirke zugeben werden, abſolut unge— 
eignet und lässt ſich auch nicht ändern; da müſste man das Haus 
hinten niederreißen und verſchiedene Adaptierungen vornehmen; 
das hätte aber keinen Zweck, da wir ja ganz gewiss mit dem 
vorderen Hauſe irgendeinmal etwas paſſendes anfangen werden. 
Es wird wahrſcheinlich einmal parcelliert werden und die Sache 
wird ſich ganz gut erledigen. Ein Eingang in dieſen Garten von 
einer anderen Seite iſt aber unbedingt nothwendig. 

Ich weiß, daſs der Herr Vorſteher des VII. Bezirkes ſich 
außerordentlich viel Mühe gegeben hat, einen ſolchen Eingang 
zu ſchaffen, aber es war vergeblich. Wenn der Herr Vorredner 
jagt, daſs wir vor vielen Jahren billiger dazu gekommen wären, 
ſo iſt dies ganz richtig, aber ich möchte Sie doch darauf auf— 
merkſam machen, daſs damals vom Verkaufe des Hauſes Nr. 104 
Kaiſerſtraße keine Rede war, dafs damals der Hausbeſitzer durchaus 
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nicht geneigt geweſen wäre, dieſes Haus zu verkaufen, und daſs 
dieſer Ankauf nur eine Conſequenz des Ankaufes vom Vorjahre 
iſt, weil wir jetzt da den Kinderſpielplatz haben. Ich glaube, dafs 
wir mit dieſem Ankaufe kein ſchlechtes Geſchäft machen werden, 
geradeſo, wie mit dem Ankaufe des Hauſes Nr. 104. Denn id) 
kann Ihnen mittheilen, daſs dieſes Haus, obwohl es alt, aber 
insbeſondere, weil es an der Kaiſerſtraße liegt, ſich ganz gut 
ſchon in ſeinem jetzigen Zuſtande verzinst und dafs die Commune 
gar nichts verliert, wenn ſie nicht ſo bald an den Umbau ſchreitet. 

Wenn wir aber parcellieren, fo werden die Gründe gut ver— 
wertet werden können. Dieſer Ankauf, der wirklich eine Wohl— 
that für den ganzen Bezirkstheil, insbeſondere für die Kinder 
desſelben iſt und von der Bevölkerung lebhaft begrüßt worden iſt, 
wird ſich entſchieden verlohnen. Der Ankauf iſt erfolgt und nun 
wollen wir den Aufenthalt für die Kinder angenehmer machen 
und einen Eingang ſchaffen. Ich verſichere Sie, daſs wir, wenn 
es dazu kommt, dafs umgebaut wird, auch mit dieſem Grunde 
ein ganz gutes Geſchäft machen. 

Ich bitte Sie, den Antrag anzunehmen, obwohl ich, ich 
wiederhole es, den Grund theuer finde. Ich weiß aber, daſs um 
die Gründe ziemlich ſtark gehandelt wird, und dafs, wenn wir 
lange herumziehen, vielleicht ein anderer ihn bekommen kann. 

Gem.-Nath Stehlik: Ich finde auch, daſs die Geſchichte 
mit dem Durchgange nothwendig iſt. überdies iſt dieſe Realität 
ein Haus, kein leerer Grund, und als Haus gewißs nicht zu 
theuer. Im heutigen Zuſtande, wo wir bereits ſoviel ausgegeben 
haben, hat dieſer Spielplatz gar keinen Zugang. Der eine Zugang 
iſt proviſoriſch; er wird zu einer beſtimmten Stunde geſperrt und 
hängt übrigens nur von der Gefälligkeit ab. Der zweite Zugang 
geht über Stiegen, und es war ſchon damals, als wir dieſes fo 
große Capital ausgegeben haben, ungeſchickt, das Haus mit 
einem ſolchen Zugange anzukaufen. Man geht dort 15 Stufen 
hinab. Wenn man einen Spielplag ſchon mit einem ſolchen 
Heidengeld errichtet, jo ſollte man doch daran denken, dafs auch 
Kinderwägen hinkommen können; zum Spazierengehen allein den 
Platz anzukaufen, das hat keinen Zweck. Ich bin alſo dafür, dafs 
der Ankauf ſobald als möglich beſchloſſen werde, weil ich es für 
nothwendig finde. Aber nur eines will ich bemerken. Ich habe 
gedacht, daſs dort auf alle Häuſer ein Bauverbot gelegt wird. 
Es hat aber mein Erſtaunen erregt, dass bewilligt wird, dafs 
wieder ein Haus vorgebaut werden ſoll. Mir wäre es lieber, 
wenn das nicht geſchehen möchte; da ſollte man doch eher rück— 
wärts bauen und den Park voran bauen. Nun kommen Sie 
aber mit einer Vorlage und geben darin die Baufreiheit für alle 
Häuſer; das iſt eine Abſperrung der ganzen Geſchichte. Ich möchte 
doch bitten, daſs Sie ſich die Sache überlegen, wir haben ja 
noch Zeit, den Grund anzukaufen. 

Gem.-Rath Hamranek: Der Herr Vorredner mußs freilich 
im Sinne des Herrn Referenten ſprechen, aber wir haben erſt vor 
ein paar Wochen ein Referat hier gehabt, wonach man den Quadrat⸗ 
meter mit 13 oder 14 fl. angeboten hat. (Rufe rechts: Das iſt 
ja ganz etwas anderes!) Es iſt ganz etwas anderes, ſagt der 
Herr College aus dem VII. Bezirke. Das iſt alles richtig. Hat 
der Stadtrath aber nicht gewuſst, bevor er die 18jährige Steuer- 
freiheit dieſem Haufe bewilligt hatte, daſs man das Haus zum 
Eingange für den Kinderſpitalgarten braucht? Da ſehen Sie, wie 
der Stadtrath arbeitet. Früher bewilligte er die 18jährige Steuer⸗ 
freiheit, damit wir die Gründe noch theurer kaufen müſſen. Da 
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ſehen Sie, dass der Stadtrath eine ganz unnöthige Inſtitution iſt, 
dafs er nicht imſtande iſt, die Verwaltung der Stadt Wien zu 
führen, das muss ich Ihnen ſagen. 

Gem.-⸗Nath Värtl: Das eine ſteht feſt, dafs dieſer Grund 
abſolut zu theuer iſt, denn nach dem Plane glaube ich wird noch 
von dieſem Grunde abgetreten werden müſſen. Was bleibt dann 
übrig? Auch iſt er unpraktiſch, weil der Grund nicht in der Nähe, 
ſondern weit entfernt iſt. Ich begreife, der Stadtrath iſt mit 
Arbeiten überbürdet, er kann nicht nachkommen, wie es ſein ſollte. 
Wenn man ſich aber ein biſschen anſtrengt, wird man gewils 
dieſes alte Haus billiger bekommen, wie es hier beantragt wird. 
Es iſt ganz richtig, ich bin nicht gegen den Kindergarten, den 
wir ſchon haben, nur ein beſſerer Eingang ſoll geſchaffen werden. 
Kaufen Sie den Grund, aber nicht ſo theuer! Früher verkaufte 
man die Gründe mit 18, 20, 34 fl. und jetzt ſollen wir 78 fl. 
zahlen. Das iſt zu theuer. Ich ſehe ein, dass die Vertreter des 
VII. Bezirkes es befürworten, und ich glaube, dass fie dies auch 
dann thun würden, wenn der Quadratmeter 100 fl. koſten würde; 
aber nehmen Sie auf andere Rückſicht, laſſen Sie ſich Zeit, das 
Haus entgeht Ihnen nicht, und ich beantrage daher die Rück— 
leitung dieſes Referates zur neuerlichen Verhandlung, damit dem 
Gemeinderathe ein beſſeres Offert vorgelegt werde. (Widerſpruch 
rechts.) 

Gem.-Nath Silberer: Ich möchte doch die ſofortige An— 
nahme des Stadtraths-⸗Antrages empfehlen. Die Herren aus dem 
VII. Bezirke, welche die Verhältniſſe ſehr genau kennen, haben uns 
erklärt, wie ſchlecht es mit dem Kinderſpielplatze ſteht, und daſs 
man gegenwärtig über Stiegen hinuntergehen muss. Das iſt doch 
der Beweis einer evidenten Nothwendigkeit, daſs eine Anderung 
geſchaffen werden muſs, und wenn das Haus noch ſo theuer gekauft 
werden müſste. Wollen Sie warten, bis einige Kinder ſich die 
Füße gebrochen haben? Das geht doch nicht. 

Abgeſehen von allem anderen, mußs ich doch recht ſehr bitten, 
nicht immer auf den Preis der Linienwallgründe zwiſchen der Kaiſer— 
ſtraße und den Linienwallgründen hinzuweiſen. Es geht nicht an — 
geſtatten Sie mir, Ihnen das zu ſagen — daſs man ſagt, vorige 
Woche hat man den Quadratmeter mit 14 fl. gekauft und jetzt ſollen 
wir 79 fl. zahlen, das geht ja nicht, weil es nicht dasſelbe Object iſt. 
Das, worauf Bezug genommen wird, iſt ein eingeſchloſſener Zwickel 
ohne einen Zoll Straßenfront, der nur für die drei Anrainer ver— 
wertbar iſt, für uns aber nicht, weil wir nicht hinzu können. Das 


hier iſt ein Haus mit Straßenfront, mit 18jähriger Steuerfreiheit — 


Sie wiſſen, um wieviel dieſe allein den Wert eines Hauſes erhöht; 
ferner dürfen Sie nicht vergeſſen, daſs in einer und derſelben Gaſſe 
der Wert ein ſehr verſchiedener iſt. Geſtatten Sie mir, Ihnen zu 
ſagen, dafs beiſpielsweiſe am Stephansplatze heute die Quadrat- 
klafter 4000 fl. koſtet (Rufe links: Na ja, der Rothbergerh, und 
Sie bekommen gar keine um dieſen Preis. (Widerſpruch und Rufe 
links.) Ich rede mit Daten vom effectiven Realitätenmarkte. Für 
das Haus an der Ecke der Singer- und Kärnthnerſtraße werden von 
einer Geſellſchaft 4000 fl. für die Quadratklafter geboten, und 
zwei Häuſer weiter hinein in der Singerſtraße koſtet die Quadrat- 
klafter 800 fl.! Das iſt aber derſelbe Bezirk, dieſelbe Gaſſe, nur 
einige Häuſer weiter hinein. Es iſt geſagt worden, wir ſollen zur 
warten, wir werden das Haus ſchon billiger bekommen. Nun, 
wenn man nach der heutigen Debatte, wo man aller Welt erzählt 
hat, wir brauchen das Haus nothwendig, noch ſagt, wir wollen 
warten, bis wir das Haus billiger bekommen, ſo können wir lange 
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warten. Ich ſage Ihnen, dass die Lage auf dem Realitätenmarkte 
ſo iſt, daſs wir durch Zuwarten nichts erreichen. 

Die Verhältniſſe ſind heute anders als vor zwei Jahren. 
Es wird fortwährend gebaut, und wenn Sie ſich heute überlegen, 
ein Haus um 18.000 fl. zu kaufen, und Sie gehen in ſechs 
Wochen hin und ſagen ihm, Sie wollen es kaufen, ſo lacht Ihnen 
der Betreffende ins Geſicht und ſagt: Jetzt koſtet es 26.000 fl. 
Das können Sie höchſtens erreichen. Ich empfehle Ihnen die ſo— 
fortige Annahme. (Beifall.) 

Gem.-Rath Taubler: Es ift von einem Herrn Vorredner 
von Gründen geſprochen worden, welche mit 13 und 14 fl. zu 
verkaufen beantragt wurden. Nun, meine Herren, Sie wiſſen ja, 
daſs wir es nicht angenommen haben (Widerſpruch links und 
Rufe: Wir haben's abgelehnt!) und daſßs ein höherer Preis 
erzielt wurde. Es iſt aber ein großer Unterſchied, ob in einer 
Straße hinten im Garten ein Zwickel verkauft wird, oder ob in 
einer ſo gangbaren Straße, wie die Lerchenfelderſtraße iſt, ein Haus 
verkauft wird. Wir ſelbſt haben in der Fortſetzung der Weſtbahnſtraße 
um 75 fl. per Quadratmeter verkauft, alſo wir zahlen dort in der 
Lercheufelderſtraße nur etwa gleiches. Aber die beiden Herren werden 
die Situation nicht kennen; man geht durch eine ſchmale Stiege 
circa zehn Stufen ganz ſteil hinunter. An ſchönen Sommertagen 
find jo viele Leute in dieſem Garten, dajs ſie ſich am Wege 
drängen; dieſer Zuſtand kann doch nicht fortbeſtehen, es mujs ja 
nach einer Seite geöffnet werden, für den VIII. Bezirk beiſpiels⸗ 
weiſe, von welchem aus die Leute um den ganzen Garten herumzu— 
gehen haben. 

Es iſt gewiſs wohlerwogen, wenn Ihnen vorgeſchlagen wird, 
dieſes Haus zu kaufen, und ich erſuche Sie, es zu thun. 

Gem.-Nath Hawranek: Es iſt immer die Rede von einem 
Zwickel; ſo hat der Grund ausgeſchaut, aber jetzt hat die Frau 
dieſen Zwickel dazubekommen und hat einen ganz ſchön arrondierten 
Grund, und das iſt viel wert; fie hat auch Angſt gehabt, dass 
ihr nicht jemand zuvorkommt. Auf Grund deſſen iſt ſie mit dem 
Preiſe hinaufgegangen und hat mehr erzielt. Alſo der Herr College 
Silberer dürfte nicht ſo damit herumwerfen. 

Ich wollte das nur beleuchten, dafs der Stadtrath auch 
damals gewusst hat, daſs ein Eingang zu dem Spielgarten noth⸗ 
wendig iſt, und trotzdem haben Sie dieſes Haus in die 18jährige 
Steuerfreiheit hineingenommen, nur, damit wir jetzt dieſen Grund 
ſo theuer kaufen müſſen. 

Ich wollte nur beleuchten, wie nachläſſig und wie leichtſinnig 
der Stadtrath Gründe kauft und verkauft. 

Vürgermeiſter: Auf ſolche Vorwürfe kann ich wirklich nicht 
im einzelnen eingehen. Es iſt leicht reden, aber beſſer machen, iſt 
ſchwer. 

Herr Gem.⸗Rath Eigner verzichtet? 

Gem.-Nath Eigner: Nein! (Heiterkeit) Ich werde mich 
aber ſehr kurz faſſen. Ich werde ja nicht gegen den Antrag 
ſtimmen, ſondern dafür. Aber ich glaube, man hätte doch bei dem 
Ankaufe ein biſschen vorſichtiger ſein ſollen, und meine ich, Sie 
werden meiner Anſchauung vollſtändig beipflichten. 

Gegenüber dem Hauſe Nr. 115 iſt die Stolzenthalergaſſe. 
Ich weiß nicht, ob der Hausherr von Nr. 115 geneigt wäre oder 
geneigt geweſen iſt, das Haus zu verkaufen. Aber wenn die 
Commune dasſelbe angekauft hätte, jo hätte fie ſofort eine Gaſſe 
gemacht und die Häuſer rechts und links wären Eckhäuſer ge- 
worden. Aber nein! Die Commune kauft das Haus Nr. 119, 
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und iſt dadurch eine geradlinige Fortſetzung der Stolzenthalergaſſe 
nicht möglich. Man hätte auch eine Anfrage an den Hausherrn 
von Nr. 115 ſtellen können. 

Ich weiß auch nicht, ob der Eigenthümer von 119 das 
Haus der Commune angetragen oder ob die Commune das Haus 
geſucht hat. Vielleicht wird der Herr Referent ſo freundlich ſein, 
uns — nicht nur mir, ſondern allen anweſenden Gemeinderäthen 
— diesbezüglich Aufklärung zu geben. 

Es wäre ſo immerhin beſſer geweſen, denn hätten wir das 
Haus Nr. 115 gekauft, dann hätten wir eine Verlängerung der 
Stolzenthalergaſſe. Es würde hübſcher ausſehen, Sie hätten eine 
Gaſſe. So haben Sie eine Lücke. Es wird dem ganzen nicht ſo 
abgeholfen ſein, als wenn Sie das Haus Nr. 115 gekauft hätten. 
Nach dem Verbauungsplane, welchen ich hier vor mir ſehe, würde 
Nr. 115 auch nicht mehr gekoſtet haben. Aber der Ankauf dieſes 
Hauſes hätte einem beſſeren Zwecke gedient. 

Ich muss da wieder erwähnen: man hat hier ein großes 
Bauamt und alles wird fo ausgeführt, dass es den wirklichen 
Zweck nicht erfüllt, den es erreichen ſollte. Da braucht man kein 
Baumeiſter oder Ingenieur zu ſein, ſondern ſelbſt ein Laie, ein 
gewöhnlicher Hausbeſitzer oder Geſchäftsmann mujs, wenn er den 
Plan anſieht, ſehen, was geeigneter zum Ankaufe wäre, um der 
Schönheit und Bequemlichkeit zu dienen. 

Sie werden doch nicht heute eine ſolche Gaſſe durchführen. 
Dann hätten Sie oben einen Park und unten ein Stück Park. 
Wenn Sie das anſehen, ſo werden Sie mir vollſtändig rechtgeben, 
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Stolzenthalergaſſe denken kann. Ich glaube, wenn man das Haus 
Nr. 115 ankauft und die Gaſſe aufmacht, ſo bekommen nur die 
Häuſer Nr. 117 und 113 prachtvolle Fronten. 

Nach meiner Auffaſſung iſt vom Stadtrathe das einzige Haus, 
das zu haben war, um einen halbwegs anſtändigen Preis zum 
Kaufe empfohlen worden, lediglich um einen Eingang zu ſchaffen. 
Ich bitte, machen Sie Schluss und bewilligen Sie den Antrag. 

Referent (zum Schluſsworte): Meine Herren! Ein paar 
Worte müſſen Sie mir geſtatten. Herr College Hawranek hat 
dem Stadtrathe Nachläſſigkeit, Leichtſinn und Unfähigkeit vor- 
geworfen, weil er angeblich die 18jährige Steuerfreiheit bewilligt 
hat, obwohl er wuſste, dass dieſes Haus der Gemeinde nothwendig 
ſei. Darauf habe ich folgendes zu bemerken: Ich glaube mich zu 
erinnern, daſs der Ankauf des Hauſes Nr. 104 Kaiſerſtraße erſt 
vom Gemeinderathe beſchloſſen wurde, nachdem der Gemeinderath 
bereits die Vorlage, betreffend die 18jährige Steuerfreiheit, berathen 
hatte. Wenn dies aber auch nicht ſo ſein ſollte, ſo erlaube ich mir 
zu bemerken, daſs die Gemeinde, der Stadtrath und der Gemeinde— 
rath, glaube ich, bei derlei Angelegenheiten, wie es diejenige der 
18jährigen Steuerfreiheit geweſen iſt, doch nur das öffentliche 
Intereſſe im Auge zu behalten hatte und nicht vielleicht private, 
ökonomiſche Intereſſen. 

Wenn die Staatsverwaltung, wenn der Reichsrath und wenn 
der Landtag ahnen ſollten, daſs die Gemeinde bei der Berathung 
und Behandlung derartiger Angelegenheiten die Sache von einem 
anderen Standpunkte, nämlich von demjenigen des Herrn Collegen 


zu unterſuchen, wer das projectiert hat, damit will ich mich nicht | Hawranek, auffaſſen könnte, jo würde gewils weder die Staats- 


weiter abgeben, ſondern nur darauf hinweiſen, dass es viel beſſer 


wäre, das Haus Nr. 115 zu kaufen; dann hätte die Sache einen 
Zweck. So aber wird der Park getheilt, rechts ein Stück und links 
ein Stück. Ich ſtelle alſo den Antrag, daſs, wenn das Haus 
Nr. 115 zu haben iſt, das Referat vertagt werde und jemand mit 
dem Hausbeſitzer von Nr. 115 Rückſprache nehme, ob er ſein 
Haus an die Commune verkaufen will. Ob Sie heute das Haus 
Nr. 119 kaufen oder in 14 Tagen, das ſpielt keine Rolle. So 
nothwendig iſt das nicht und bis zum Frühjahre kann alles durch— 
geführt, das Haus demoliert und die Straße eröffnet ſein. 
Gem.-Rath Roſenſtingl: Der Herr Vorredner befindet ſich 
in einem großen Irrthume. Er glaubt, daj hier eine Gaſſe durch— 
geführt werden ſoll. Das fällt keinem Menſchen ein. Der Park 
bleibt wie er iſt und wir werden uns mit Händen und Füßen 


dagegen wehren, dafs die Commune dieſen Platz auseinander- 


ſchneidet. Es hätte auch keinen Sinn, die Stolzenthalergaſſe da 
hineinzuführen, weil dann hier eine Sackgaſſe wäre. Von einer 
Gaſſe iſt hier alſo keine Rede. 

Ich möchte dem Herrn Vorredner noch eines ſagen: Wir 
ſind privatim die Häuſer abgegangen, von einem Hauſe zum 
anderen, und haben lauter Preiſe gefunden, die um circa 30 Percent 
höher waren als bei dieſem Hauſe. Auch dieſes Haus war im 
Vorjahre beinahe nicht zu haben und nur durch den Zufall, dajs 
die Hausfrau geſtorben iſt und die Erben das Haus jetzt verkaufen 
wollen, iſt die Commune in der Lage, dasſelbe zu erwerben. 

Gem.-Nath Silberer: Ich möchte nur kurz auf etwas auf- 
merkſam machen. Ich bin übrigens erſtaunt, dajs Herr College 
Eigner, nachdem er im Beginne ſeiner Ausführungen für den 
Antrag war, jetzt beantragt, denſelben zurückzuweiſen. Ich bin aber 
auch erſtaunt, dass er, der fo ſehr darauf ſieht, daſs die Intereſſen 
der Gemeinde gewahrt werden, hier an die Verlängerung der 
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verwaltung, noch der Reichsrath, noch der Landtag auf derartige 
Geſetzesvorlagen eingehen, und mit vollem Rechte. 

Ich erlaube mir aber weiter zu bemerken, dass der Herr 
College Bärtl vollkommen im Unrechte iſt, wenn er bemerkt, 
wir ſollen nur warten, wir werden es ſchon billiger bekommen. 
Er hat geſagt, der Stadtrath hat zu viel zu thun, wenn er 
weniger zu thun hätte, würde man das billiger bekommen. Dieſe 
Logik verſtehe ich — offen geſtanden — nicht. Ich erlaube mir 
zu bemerken, dafs der Stadtrath durch ein Comité mit der Eigen- 
thümerin und dem Notar, welcher die Verlaſſenſchaft vertritt, 
verhandelt hat, daſs bei dieſer Verhandlung auch eine erhebliche 
Reduction des Preiſes .. .. (Gem.⸗Rath Hawranek: Nur nicht 
verdrehen!) 

Bürgermeifler: Herr Gem.⸗Rath Hawranek, Sie haben 
zweimal geſprochen. 

Referent: Ich mufs darauf erwidern. (Unruhe links.) 

Würgermeiſter: Bitte um Ruhe. Es iſt der Stadtrath an— 
gegriffen worden. Der Herr Referent will darauf antworten und 
das wird ihm ſchon verübelt. Hätten Sie die Angriffe unterlaſſen. 
(Unruhe links.) 

Referent: Ich erlaube mir alſo noch einmal zu bemerken, 
daſs der Stadtrath mit der Frau ſelbſt durch ein Comité ver— 
handelt hat, und daſs das Reſultat der Verhandlungen dieſer 
Antrag iſt, nach welchem der Kaufpreis gegen den früher geforderten 
erheblich reduciert erſcheint. Der Stadtrath hat trotz ſeiner notoriſchen 
Überbürdung auch in dieſem Falle wie in allen anderen ſeine 
Pflicht erfüllt. 

Dem Herrn Collegen Eigner gegenüber erlaube ich mir zu 
bemerken, dafs mit dem Eigenthümer des Hauſes Nr. 115, ſowie 
mit allen Eigenthümern der angrenzenden Häuſer, was ich bereits 
eingangs meines Referates betonte, verhandelt worden iſt. Aber 


348 


—— XE 


wiſſen Sie, was der Eigenthümer des Hauſes Nr. 115 verlangt 
hat? Der Herr College Eigner hat ſelbſt erklärt, daſs das Aus— 


maß beiläufig dasſelbe iſt, das Haus iſt ebenſo groß wie dieſes. 
Er hat 40.000 fl. verlangt (Hört! Hört!) und hier zahlen wir 


18.500 fl. Sie ſehen alſo, dafs der Antrag des Stadtrathes auch 


in dieſer Richtung vollkommen begründet iſt, und ich beantrage 


daher die Annahme desſelben. 

Gem.-Nath Eigner (zur thatſächlichen Berichtigung): Sehr 
geehrte Herren! (Lebhafte Heiterkeit.) Ich berichtige den Herrn 
Referenten dahin: Wenn der Herr Referent am Referententiſche 
dieſe Angelegenheit gleich deutlicher ausgeführt hätte .. 

Bürgermeifler: Ich bitte, das iſt keine Berichtigung, Herr 


Gem.⸗Rath Eigner; wenn Sie ſich nicht an die Berichtigung 


halten, entziehe ich Ihnen das Wort. 

Gem.-Rath Eigner: Ich mußs ihn berichtigen wegen des 
Hauſes 

Bürgermeifler: Sie müſſen ſich darauf beſchränken, That— 
ſachen, welche angeführt worden ſind, als unrichtig zu bezeichnen, 
aber mit dem Referenten zu polemiſieren, iſt jetzt nicht mehr 
möglich. 

Gem.-Rath Eigner: Ich berichtige dahin: Wenn Sie 
glauben, daſs an Stelle des Hauſes Nr. 115 nicht vielleicht in 
der Zukunft einmal eine Gaſſe werden kann, ſo glaube ich weniger, 
daſs man das ſagen kann. (Heiterkeit.) Wenn ein Bauunternehmer 
das Haus kauft und die zwei anderen Realitäten daneben, wird er 
eine Gaſſe machen und Sie werden ihm das nicht verbieten können. 

Bürgermeiſter: Das iſt auch keine Berichtigung. 

Gem.-Nath Eigner: Ich berichtige weiter .. . (Erneuerte 
Heiterkeit) ... Wenn der Herr Referent geſagt hätte, das Haus 
wird nicht niedergeriſſen, eventuell: die Commune baut das Haus 
neu auf und es bleibt wieder ein Zugang zu dem Garten, dann 
hätten wir ſämmtliche Zuhörer gewuſst, was zu geſchehen hat. 


des Referenten. 
zwiſchen dem Garten und dem Hauſe erſichtlich geweſen. Ich bitte, 
uns derlei ſtets genau zur Kenntnis zu bringen. Das iſt eine 
Berichtigung. (Lebhafte Heiterkeit.) 

Wenn der Herr Referent etwas ſagt, jo mufßs es ſtimmen. 
Man weiß nicht, wird das Haus niedergeriſſen, oder bleibt es 
ſtehen; der Herr Referent ſoll ſich ein biſschen genauer informieren. 
(Heiterkeit.) 

Gem.- Rath Märtl (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
berichtige thatſächlich und ganz kurz: Ich habe nicht geſagt, man 
ſoll zuwarten, ſondern ich habe geſagt, man ſoll eine neuerliche 
Verhandlung einleiten. 

Vürgermeiſter: Wir kommen zur Abſtimmung. Herr Gem.“ 
Rath Eigner hat beantragt ... (Gem.⸗Rath Eigner: Ich 
ziehe meinen Antrag zurück!) 

Zuerſt kommt zur Abſtimmung der Gegen-Antrag des Herrn 
Gem.⸗Rathes Bärtl auf Zurückweiſung des Gegenſtandes an 
den Stadtrath zur neuerlichen Verhandlung. Die Herren, welche 
mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu er— 
heben. (Geſchieht.) Iſt die Minorität. 

Ich bitte nunmehr die Herren, welche mit dem Referenten 
Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Iſt 
die Majorität -— angenommen. 
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Beſchluſs: Der Ankauf des in die Verlaſſenſchaft nach Johanna 
Probſt gehörigen Hauſes Nr. 119 Lerchenfelderſtraße, 
Einl.⸗Z. 655, VII. Bezirk, um den Preis von 18.500 fl. 
zum Zwecke der Schaffung eines zweiten Zuganges 
zu dem auf der Realität Nr. 104 Kaiſerſtraße be— 
findlichen Kinderſpielplatze ſei vorbehaltlich der Ge— 
nehmigung der Abhandlungsbehörde zu genehmigen. 
Die Vertragskoſten und Übertragungsgebüren trägt 
die Gemeinde. 
Vürgermeiſter: Jetzt kommen wir zum Haupt⸗Rechnungs⸗ 


| abſchluſſe. (Rufe links: Es iſt ſchon zu ſpät! Jetzt um dreiviertel 


acht Uhr! — Unruhe.) 

Ich bitte, wenn kein Vertagungs-Antrag geſtellt wird, nehme 
ich den Gegenſtand zur Verhandlung. 

Gem.-RNath Kaſpar: Ich erlaube mir, den Antrag zu 
ſtellen, dieſen wichtigen Gegenſtand auf die nächſte Sitzung ver— 
tagen zu wollen. Es iſt ja heute nicht möglich, dieſen wichtigen 
Gegenſtand zu erledigen. 

Vürgermeiſter: Es iſt der Antrag auf einfache Vertagung 
geſtellt worden. Ich bitte diejenigen Herren, welche damit einver— 
ſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Minorität — 
abgelehnt. 

Ich bitte den Herrn Gem.⸗Rath Boſchan zum Referate. 
(Unruhe und Widerſpruch.) Ich bitte, meine Herren, ich habe der 
Verſammlung die Entſcheidung überlaſſen. Die Verſammlung hat 
entſchieden. Wir gehen in die Berathung des Gegenſtandes ein. 

16. (286.) Referent Gem.-Rath Voſchan: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 286 zu referieren über den Haupt-Rechnungs⸗ 
abſchluſs für das Jahr 1893. Die darauf bezüglichen Vorlagen 
beſtehen in einem Hefte: „Rechnungsabſchlufs“, in einem zweiten 
Hefte: „Erläuternde Bemerkungen und Specialausweiſe“ und endlich 
in einem kleinen Berichte, welchen ich mir erlaubt habe, vor— 


zulegen. Der Haupt⸗Rechnungsabſchluſs wurde von der Buch— 
Er hat uns aber das alles nicht geſagt; das zu ſagen, iſt Sache 
Es wäre dann ein anderer Zuſammenhang 


haltung am 26. September v. J. fertiggeſtellt, gelangte am 
6. October an den Stadtrath. Dieſer hat das Elaborat erledigt 
und dem Gemeinderathe beantragt, eine Commiſſion zur Prüfung 
desſelben einzuſetzen. Dieſe Commiſſion wurde gewählt, und wie 
die Herren wiſſen, hat ſich die Oppoſition ablehnend verhalten 
und die Commiſſion nicht beſchickt, was wir umſomehr bedauern 
müſſen, als darin die beſte Gelegenheit für die Herren geweſen 
wäre, ſich von der Ordnung in den Geſchäften zu überzeugen. 
Die Commiſſion hat ſich dem Antrage des Stadtrathes im 
Punkte 1 und 2 angeſchloſſen und im übrigen eine Anzahl von 
Anträgen geſtellt. Die Commiſſion hat einen eigenen Berichterſtatter 
nicht aufgeſtellt, ſondern mich mit der Berichterſtattung im Plenum 
beauftragt. 

Was die formale Seite des Rechnungsabſchluſſes betrifft, ſo 
ſind in demſelben enthalten: 1. Die Verrechnung über die eigenen 
Gelder und die in der Verwaltung der Gemeinde ſtehenden Fonds, 
Stiftungen, das ſind der Bürgerſpitalfond, Bürgerladfond und 
der allgemeine Verſorgungsfond. Dieſelben find in den Rechnungs— 


abſchluſs mit aufgenommen worden, und zwar in der Weiſe, dajs 


der Aufwand, der für Gemeindezwecke im engeren Sinne gemacht 
wurde, in den eigentlichen Context aufgenommen iſt, während die 
Ausgaben für die eigentliche Verwaltung dieſer Fonds im Anhange 
enthalten ſind. 

Was die Ziffern dieſes Abſchluſſes betrifft, ſo finden die 
Herren dieſelben in den erläuternden Bemerkungen der Special- 
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ausweiſe, und zwar ſind, wie den Herren bekannt iſt, fünf Ver⸗ 
gleichungen aufgeſtellt, einmal Einnahmen und Ausgaben nach den 
wirklichen Barbeſtänden, Vergleichung der urſprünglichen und 
ſchließlichen Activ- und Paſſivrückſtände. 


Die Vergleichung II, die für uns die wichtigſte iſt, iſt die 


Vergleichung der Einnahmen und Ausgaben nach dem wirklichen 
Gebürenſtande. Es iſt nämlich die Abſtattung von manchen Zu— 
fällen abhängig, während dasjenige, was zur Gebür vorgeſchrieben 
iſt, als das eigentlich richtige und für das betreffende Jahr aus⸗ 
ſchlaggebende bezeichnet werden kann. Nun finden die Herren, 
wenn Sie dieſe Vergleichung anſtellen, daſs nach dem Gebüren— 
ſtande die Summe der geſammten Ausgaben, ſowohl der ordent— 
lichen als der außerordentlichen Ausgaben, zuſammen um 1,130.65 1 fl. 
78 kr. größer war, als die Summe aller Einnahmen. Nachdem 
nun im Voranſchlage, welcher für das betreffende Jahr aufgeſtellt 
wurde, ein Abgang von 5, 268.880 fl. mit Rückſicht auf die großen 


Bauten und auf die Waſſerleitung vorgeſehen war, ſo ſtellt ſich 
und auch die Gemeinden kämpfen um die Steuerobjecte. 


der Erfolg des Jahres gegen den Voranſchlag um den Betrag von 
4, 138.228 fl. günſtiger. 


Es wäre jedoch ein unrichtiger Schluſs, wenn wir dieſen 
günſtigen Erfolg vielleicht in der beſſeren Gebarung ſehen wollten. 
Die Herren finden in der kleinen Zuſammenſtellung, welche Ihnen 
von mir zur Verfügung ſteht, die betreffenden Zahlen aufgeſtellt. 
Ich unterlaſſe es, dieſelben zu wiederholen. Im ganzen ſind bei— 
läufig um 2,300.000 fl. weniger für ſolche öffentliche Bauten 
ausgegeben worden, als präliminiert war. 


Es iſt der Rechnungsabſchluſs die Gelegenheit, ſich über die 
finanzielle Lage im allgemeinen auszuſprechen, und es iſt das auch 
alle Jahre bei dieſem Anlaſſe geſchehen. 


Die finanzielle Lage lässt ſich nach zwei Seiten hin beurtheilen. 
Erſtens in Bezug auf den ordentlichen Haushalt und zweitens in 
Bezug auf den Geldbedarf für die außerordentlichen Inveſtitionen. 


Was die ordentlichen Einnahmen betrifft, ſo habe ich in der 
Zuſammenſtellung, die die Herren zur Hand haben, diejenigen 
Einnahmen, die entweder von Steuern oder Zuſchlägen oder ſolchen 
Einnahmen, welche ihrer Natur nach dieſelbe Wirfung haben, wie 
die Steuern und Umlagen, wie zum Beiſpiel die Bezüge für die 
Waſſerleitung, die Gebüren für die Canaleinleitung und-Räumung, 
die Gebür für den Markt und die Schlachthäuſer — alſo alle 
dieſe Gebüren vom Jahre 1892 mit denen des Jahres 1893 ver⸗ 
glichen und dabei hat es ſich herausgeſtellt, daſs für das Jahr 
1893 ein Betrag von 1,103.948 fl. 45 kr. mehr vorgeſchrieben 
wurde. Von dieſer Steigerung, welche beiläufig 4 ½ Percent der 
Summe beträgt und von der Fortſetzung dieſer Steigerung in den 
nächſten Jahren wird es abhängen, ob die Gemeinde Wien die 
gleichfalls in ſtetiger Progreſſion ſich bewegenden regelmäßigen 
Ausgaben wird beſtreiten können. 


Was die Auslagen für außerordentliche Zwecke betrifft, ſo iſt 
ja den Herren bekannt, dass wir im abgelaufenen Jahre dadurch, 
dafs wir die Gelder, welche aus dem Anlehen den eigenen Geldern 
refundiert wurden, verwenden konnten, infolgedeſſen für das 
laufende und vielleicht auch für das nächſte Jahr mit Caſſa ver⸗ 
ſehen find, dass es aber vielleicht im Laufe der nächſten Jahre zu 
einem etwas knappen Caſſaſtande kommen kann. In dieſer Beziehung 
wird es nothwendig ſein, dafür vorzuſorgen — und das wird 
Gegenſtand beim Voranſchlage ſein — eventuell im Wege einer 
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vorzunehmenden Convertierung die Zahlungen hinauszuſchieben. 
Alle dieſe Betrachtungen, meine Herren, gelten jedoch für den 
regelmäßigen Normalſtand. Nun haben Sie heute zu Anfang der 
Sitzung über Referate beſchloſſen, welche eigentlich — ich möchte 
ſagen — mit einen Gegenſtand des Rechnungsabſchluſſes bilden 
ſollen; ich meine nämlich allgemeine Betrachtungen, wie ſich die 
Finanzen der Gemeinde Wien ſtellen werden, wenn die Reform 
der Steuern und des Heimatsrechtes eintritt. In dieſer Beziehung 
ſind alle Vorausſichten und Berechnungen des Referenten, der ja 
nur mit den beſtehenden Ziffern rechnen kann, vergeblich, und es 
bleibt nur übrig, zu warten und zu hoffen, dass die Verhandlungen, 
welche infolge des Zuſtandekommens des Städtetages mit der hohen 
Regierung ſtattfinden werden, das Reſultat haben werden, die 
Gemeinden in die Lage zu verſetzen, die großen Anforderungen, 
welche an ſie geſtellt werden, auch erfüllen zu können. Es ſcheint 
mir, dafs in der gegenwärtigen Zeit fi) ein Kampf um die 
Steuerobjecte entſpinnt. Sowohl der Staat als die Länder 
Dem 
betreffenden Steuerzahler mag es vielleicht einerlei ſein, ob er die 
Gebür für die Commune, das Land oder den Staat zahlt, für 
den Staat iſt es aber wichtig, dafs das Odium der höheren Be— 
laſtung auf die anderen Corporationen abgewälzt wird. 


Aus dieſem Grunde wird den Gemeinden unterſagt werden, 
zu gewiſſen neuen Steuern Zuſchläge einzuführen. Ich verlaſſe 
dieſes Thema, weil es in einem früheren Theile der Sitzung aus⸗ 
führlich beſprochen worden iſt. Die Anträge, welche von Seite 
des Stadtrathes und der Commiſſion geſtellt werden, find ſehr 
einfach (liest): 

1. Die für das Jahr 1893 noch erforderlichen Ergänzungs⸗ 
credite im Betrage von 1,130.355 fl. 3 kr. (laut Verzeichnis 
Seite 266 des Bandes „Erläuternde Bemerkungen“) werden be— 
willigt. 

2. Der Rechnungsabſchluſs pro 1893 wird genehmigt.“ 

Ich unterlaſſe es einſtweilen, die Ergänzungscredite zu be⸗ 
ſprechen, weil ich glaube, dafs das Gegenſtand der Specialdebatte 
ſein wird. Ich bitte die Herren, das zur Kenntnis zu nehmen 
und in die Specialdebatte einzugehen. 


Vürgermeiſter: Ich eröffne die Debatte im allgemeinen. 


Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Geſchäftsordnung): Wir ſind, 
wenn's hoch geht, vielleicht 50 Mann. Es iſt doch unwürdig, wenn 
eine ſolche Debatte um ¼8 Uhr bei Anweſenheit jo weniger 
Mitglieder durchgeführt wird. Ich beantrage Schlufs der Sitzung 
und Vertagung auf die nächſte Sitzung. 


Nürgermeiſter: Ich kann nicht coulanter ſein, als ich war, 
indem ich die Entſcheidung der Verſammlung herbeiführte. Die 
Verſammlung hat entſchieden, es ſoll auf den Gegenſtand ein⸗ 
gegangen werden. Es iſt ſehr fatal, wenn ſich wenige Minuten 
ſpäter der Saal leert; die Herren Gemeinderäthe ſollten etwas 
geduldiger ſein. 

Gem.-Nath Dr. Lueger: Sehen Sie doch die Herren dort 
bei der Thüre, die wollen alle nach Hauſe gehen. 

Nürgermeiſter: Die Verſammlung iſt jedoch noch beſchluſs⸗ 
fähig. 

(Die linke Seite des Hauſes mit Ausnahme des Gem.⸗Rathes 
Steiner verläfst den Saal.) 
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Gem.-Hath Steiner: Ich bitte, die Beſchluſsfähigkeit aus⸗ 
zuzählen, nachdem ſich die Herren entfernt haben. 

(Die Schriftführer nehmen die Auszählung vor.) 

Vürgermeiſter: Die Verſammlung iſt nun nicht mehr 
beichlufsfähig. Die Sitzung iſt geſchloſſen. 

(Schluss der Sitzung um ¼8 Uhr abends.) 


Bladtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 30. Jänner 1895. 
Vorſitzender: Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 


Anweſende: Boſchan, Müller, 
v. Götz, Dr. Nechansky, 
Dr. Hackenberg, v. Neumann, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Dr. Klotzberg, Schneiderhan, 
Kreindl, Stiaßny, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Dr. Lueger, Witzels berger, 
Matthies, Wurm. 
Mayer, 


Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. v. Billing. 
Krank: St.⸗R. Rückauf. 

Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. 

Experte: Magiſtratsrath Dr. Sauer. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Bibl. 


Vice-Nürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. Dr. v. Billing entſchuldigt fein Ausbleiben für die 
heutige und morgige Nachmittagsſitzung. (Zur Kenntnis.) 
(740.) St.-N. Dr. Huber referiert über das Anſuchen des 
Ludwig Letz, Pächters der ſtädtiſchen Cat.⸗Parc. 1764/1 in der 
Fockygaſſe im V. Bezirke, um Bewilligung zur Untermauerung des 
auf dem Pachtgrunde errichteten hölzernen Schupfens und Aufftellung 
eines Gasmotors und beantragt die Bewilligung nach dem Magiſtrats⸗ 
Antrage. (Angenommen.) 
(297.) St.-R. Mayer referiert über das muthmaßliche Mehr⸗ 
erfordernis von 248 fl. für die Beleuchtung des Central-Viehmarktes 
und beantragt die Bewilligung eines Zuſchuſscredites zur Ausgabe- 
Rubrik XXVIII 2 d im abgerundeten Betrage von 250 fl. 
( Angenommen.) 
(533.) Derſelbe referiert über einen für die currente Erhaltung 
der Gartenanlagen und Alleen im XIX. Bezirke im Jahre 1894 ver⸗ 
ausgabten, im Ordinarium dieſes Bezirkes nicht bedeckten Betrag von 
268 fl. 97 kr. und beantragt, zur Deckung dieſes Betrages zur 
Rubrik XXIV 2 a einen Zuſchuſscredit in der genannten Höhe zu 
bewilligen. Angenommen.) 
(347.) Derſelbe referiert über die Bewilligung eines Zuſchuſs⸗ 
credites von rund 12.000 fl. zur Ausgabs⸗Rubrik XXXIII 4 „Aus⸗ 
lagen für die Friedhöfe in den einbezogenen Vorortegemeinden“ im 
Jahre 1894 und beantragt die Bewilligung. 
(Angenommen; an den Gemeinderath.) 
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(262.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Ludwig Ra m⸗ 
harter um käufliche Überlafjung der an ihn verpachteten Cat. 
Parc. 546 des Stiftungsfondsgutes Ebersdorf per 800 U“ um einen 
Kaufſchilling von 800 fl. und beantragt die Ablehnung nach dem 
Magiſtrats⸗Antrage. (Angenommen.) 

(370.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Genoſſenſchaft 
der Huf⸗ und Wagenſchmiede um Abſchreibung der für die Vornahme 
eines Augenſcheines in dem Genoſſenſchaftslocale II., Rembrandt⸗ 
ſtraße 7, vorgeſchriebenen Gebür per 6 fl. 50 kr. und beantragt die 
Abweiſung nach dem Bezirksamts-Antrage. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt die Geſuchsgewährung. 

St.⸗R. Schlechter beantragt die Geſuchsgewährung mit dem 
Beiſatze, dafs diefelbe nicht aus Rechtsgründen, ſondern aus Billigkeits⸗ 
rückſichten erfolgt. 

Antrag Dr. Lueger— Schlechter abgelehnt. 

Referenten⸗Antrag angenommen. 

596.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis, 


betreffend die Sicherſtellung der currenten Profeſſioniſten⸗Arbeiten und 


Lieferungen pro 1895 bis incl. 1897 für die ſtädtiſche Verforgungs- 
anſtalt in St. Andrä a. d. Tr. und beantragt: 

1. die Baumeiſterarbeiten dem Johann Stelzer in Herzogen⸗ 
burg (Tarifpreiſe); 

2. die Zimmermannsarbeiten dem Matthäus Schania in 
Herzogenburg (Tarifpreiſe); 

4. die Spenglerarbeiten dem Max Singer in Herzogenburg 
(5 Percent Nachlass); 

5. die Ziegeldeckerarbeiten dem Valentin Nitſche in Herzogen⸗ 
burg (Tarifpreiſe); 

6. die Kupferſchmiedarbeiten dem Johann Schmidtbauer in 
Herzogenburg (11 Percent Zuſchuſs); 

7. die Bautiſchlerarbeiten dem Johann Preisegger in 
St. Andrä (10 Percent Nachlass); 

8. die Anſtreicherarbeiten demſelben (10 Percent Zuſchuſs); 

9. die Glaſerarbeiten dem Karl Rametzhofer in Herzogen⸗ 
burg (10 Percent Zuſchuſs); 

10. die Hafnerarbeiten dem Franz Stumreich in Herzogen⸗ 
burg (10 Percent Zuſchuſs); 

11. die Brunnenmeiſterarbeiten dem Matthäus Schania in 
Herzogenburg (5 Percent Nachlaſs); 

12. die Binderarbeiten dem Eduard Berger in Unterwinden 
(5 Percent Nachlaſs) — zu übertragen. 

Bezüglich der Schloſſerarbeiten wäre eine neue Offertverhandlung 
auszuſchreiben. 

Hinſichtlich der Bürſtenbinder⸗, Buchbinder⸗ und Schmiedearbeiten 
wäre die Verſorgungshaus⸗ Verwaltung der Geringfügigkeit dieſer 
Arbeiten wegen zu ermächtigen, dieſelben von Fall zu Fall durch 
verläſsliche Geſchäftsleute ausführen zu laſſen. (Angenommen.) 

(498.) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungs⸗Ergebnis, 
betreffend die Vergebung der currenten Profeſſioniſten⸗Arbeiten und 


Lieferungen pro 1895 bis incluſive 1897 für die ſtädtiſche Verſorgungs⸗ 


anſtalt in Mauerbach, und beantragt: 

1. die Baumeiſterarbeiten incluſive der Stuccaturer- und Stein⸗ 
metzarbeiten dem Johann Ginner in Purkersdorf (15 Percent 
Nachlass), und zwar die letztgedachten zwei Arbeiten in Genehmigung 
der mündlich abgegebenen Erklärung des Genannten, daſs ſich fein 
Offert auch auf dieſe Arbeiten erſtrecke; 

2. die Zimmermannsarbeiten dem Johann Keſſeldorfer in 
Mauerbach (8 Percent Nachlaſs); 
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3. die Brunnenmeiſterarbeiten demſelben (5 Percent Nachlass); 

4. die Ziegeldeckerarbeiten dem Anton Gotſch in Purkersdorf 
(Tarifpreiſe); 

5. die Schloſſerarbeiten dem Adolf Siegmund in Mauerbach 
(20 Percent Nachlass); 

6. die Spenglerarbeiten dem Anton Prix in Purkersdorf 
(5 Percent Nachlass); 

7. die Glaſerarbeiten der Joſefa Kapp ner in Königſtetten 
(Tarifpreiſe); 

8. die Binderarbeiten dem Georg Götz in Mauerbach (30 Percent 
Zuſchuſs); 

9. die Hafnerarbeiten dem Matthias Waſſiczek in Korneuburg 
(2 Percent Nachlaſs); 

10. die Kupferſchmiedarbeiten dem Joſef Grundmann 
(8 Percent Nachlaſs) — zu übertragen. 

Ad 1 beantragt St.⸗R. Dr. Lueger den Zuſatz, daſs Ginner 
ſeine oberwähnte Erklärung ſchriftlich abzugeben habe. 

Referenten- Antrag mit Zuſatz Dr. Lueger angenommen. 

(514.) St.-R. Dr. Huber referiert über das Anſuchen des 
Hugo Specht um grundbücherliche Löſchung bezüglich der auf den 
Einl.-3. 112, 113, 1841, 2048, 2051 und 2052, v. Bezikk, 
haftenden Reallaſten und beantragt, die Ausfertigung der im Eatwurfe 
vorgelegten Löſchungserklärung auf Koſten des Geſuchſtellers zu ge- 
nehmigen. (Angenommen.) 

(746.) St.-R. Stiaßny referiert über das Anſuchen des Gabor 
Steiner, Pächters des engliſchen Gartens im k. k. Prater, einver- 
ſtändlich mit den Eigenthümern um Genehmigung des Austauſches der 
Pläne hinſichtlich des projectierten Etabliſſements „Venedig im engliſchen 
Garten“ und beantragt: 

Der Stadtrath ſtimmt der vom Magiſtrate beantragten principiellen 
Zulaſſung der geplanten Bauführungen unter den im Magiſtrats⸗ 
Referate bekanntgegebenen Bedingungen gemäß § 97 der Bauordnung 
jedoch unter dem Vorbehalte zu, dafs die definitive Zuſtimmung erſt 
nach erfolgter Vorlage der definitiven Baupläne ertheilt werden kann, 
um der Baubehörde zu ermöglichen, im Sinne des § 22 das Project 
auch in äſthetiſcher Beziehung beurtheilen zu können. 

Der Magiſtrat wird angewieſen, bei der Beurtheilung der de— 
finitiven Baupläne genau darüber zu wachen, dafs die in dem Augen⸗ 
ſcheinsprotokolle vom 27. December 1894 auf Grund des Bauamts⸗ 
berichtes angeführten Bedingungen, Punkte 1 bis 10, ſowie die in der 
Note der k. k. Prater⸗Inſpection vom 26. Februar 1894, Z. 1188, 
aufgeſtellten Bedingungen 1 bis 4 ſtrenge eingehalten werden. 

St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, das Geſuchsbegehren a bzu— 
lehnen und die Unternehmer aufzufordern, nicht principielle, ſondern 
definitive Pläne vorzulegen. 

Nach längerer Debatte wird mit allen gegen eine Stimme folgender 
Beſchluſs gefafst: 

Der Stadtrath erhebt gegen die proviſoriſche Verbauung dieſer 
Realität nach dem vorgelegten Situationsplane ohne vorhergegangene 
Parcellierung keine Einwendung. 

(Während vorſtehenden Referates hat Magiſtratsrath Dr. Sauer 
als Experte fungiert.) 

(727.) St.-R. Wurm referiert über die Stations-Commiffion, 
politiſche Begehung und Enteignungsverhandlung hinſichtlich der Theil— 
ſtrecken: 

a) Hietzing — Gumpendorfer Schlachthaus der Wienthallinie; 


b) der Abzweigung der Gürtellinie von der Lobkowitzbrücke bis 


zur Wienthalüberſetzung; 
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o) der Fortſetzung letzterer Linie bis zum Weſtbahnhofe 
und beantragt: 

Die Vertreter der Gemeinde Wien ſeien zu ermächtigen, bei der 
fraglichen Localverhandlung am 7. und 8. Februar d. J. nachſtehende 
Erklärung abzugeben: 

I. 
Theilſtrecke Hietzing- Gumpendorfer Schlachthaus 
der Wienthallinie und Abzweigung der Gürtel— 
linie von der Lobkowitzbrücke bis zur Wienthalüber⸗ 
ſetzung. 
A. Stations⸗Commiſſion. 

Im Hinblicke auf die geplante Anlage der Station „Hietzing“ 
fluſsabwärts der Kaiſer Franz Joſefsbrücke behält ſich die Gemeinde 
Wien auf Grund des Gemeinderaths-Beſchluſſes vom 23. November 
1894, Z. 8848, vor, die diesfalls erforderlichen Bedingungen bei der 
bezüglich der neuen Stationsanlage einzuleitenden politiſchen Begehung 
zu ſtellen. 

Die Halteſtelle „Schönbrunn“ iſt etwas mehr flussaufwärts, 
6 m von der Maria Thereſienbrücke entfernt, zu ſituieren. Die Halte⸗ 
ſtelle nächſt der Lobkowitzbrücke wäre „Meidlinger Hauptſtraße“ zu 
benennen. 

Die Halteſtelle „Margarethenergürtel“ iſt innerhalb des inneren 
Randes (Baulinie) der Gürtelſtraße zu veranlagen. 


B. Politiſche Begehung. 

1. Bei der Ausführung des Bahnbaues iſt auf das genehmigte 
Wienfluſs⸗Regulierungsproject entſprechend Rückſicht zu nehmen, und 
find in dieſer Richtung auch jene Grundſätze einzuhalten, welche bei 
der politiſchen Begehung der Bahnſtrecken Hütteldorf — Hietzing und 
Gumpendorfer Schlachthaus —Schikanederſteg aufgeſtellt wurden und 
in den bezüglichen Protokollen vom 12. und 22. September 1894 
enthalten ſind. 

Es ſind demnach die für die wechſelnden Spannweiten der Wien⸗ 
fluſs⸗Einwölbung vom Stadtbauamte aufgeſtellten Profilconſtructionen, 
namentlich die feſtgeſtellte Ausdehnung der Fundamente und der Wider— 
lagsmauern, ſowie der projectierte Abſchrägungswinkel der letzteren 
Mauer genau einzuhalten. N 

In der Strecke von Kilometer 4˙2 bis 44 iſt die Bahn um 
circa 1 m gegen Schönbrunn zu verlegen. 

Die Fundierung der Pfeiler der Hochbahn (Gürtellinie) iſt ohne 
Schädigung der von der Gemeinde Wien herzuſtellenden Fundamente 
der waſſerſeitigen Bahnmauer auszuführen. a 

2. Die Bahnnivellette iſt in der Weiſe anzuordnen, dass die 
Gewäſſer aus den Sammelcanälen anſtandalos in die im Wienfluſſe 
herzuſtellende Cunette abgeführt werden können. Hiebei iſt auf die in 
Ausſicht genommene Verlegung des in Kilometer 5˙89 oberhalb der 
Lobkowitzbrücke unter der Starionsanlage ſituierten Nothauslaſſes fluſs⸗ 
abwärts der Lobkowitzbrücke und auf die in Ausſicht ge— 
nommene Anlage eines im Projectsplane nicht vorgeſehenen Noth- 
auslaſſes in Kilometer 551 nächſt der Einmündung der Fabriksgaſſe 
in die Schönbrunner Hauptſtraße entſprechend Rückſicht zu nehmen. 

Alle Nothausläſſe ſind in der Ausdehnung des Bahnplanums auf 
Koſten der Commiſſion für Verkehrsanlagen entſprechend zu verſichern 
und find dieſe Verſicherungen gleichfalls auf Koſten der Commiſſion 
für Verkehrsanlagen ſtets in gutem Zuſtande zu erhalten. . 

3. Im Falle die von der Gemeinde Wien auf Rechnung der 


Commiſſion für Verkehrsanlagen innerhalb des Kunſtprofiles der Bahn 
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zu bewirkenden Erdaushebungen aus techniſchen Gründen (lockeres 
Terrain, Erdabrutſchungen) auf die im Übereinkommen zwiſchen der 
Gemeinde Wien und der Dampftramway⸗Geſellſchaft vormals Krauß 
& Com p. vom 29. April 1893 vorgeſehene Grenzlinie nicht be⸗ 
ſchränkt werden können, ſind auch die über dieſe Grenzlinie hinaus⸗ 


gehenden, von der Gemeinde zu beſorgenden Erdarbeiten an die Ge⸗ 


meinde Wien zu vergüten. 

4. Die der Commiſſion für Verkehrsanlagen zuſtehenden Arbeiten 
längs des Wienfluſſes dürfen an allen Stellen erſt dann begonnen 
werden, wenn ſeitens der Gemeinde Wien die ihr obliegende Her⸗ 
ſtellung der waſſerſeitigen Bahnmauer und des Bahnplanums bewer!- 
ſtelligt fein wird. Hiezu wird bemerkt, daſs dieſe letztbezeichneten 
Arbeiten erſt dann in Angriff genommen werden können, wenn die 
hiefür erforderlichen Grundeinlöſungen ſeitens der Commiſſion für 
Verkehrsanlagen bewirkt ſein werden. 

5. Die landſeitigen Stützmauern der Bahn ſind in ſolcher Stärke 
anzulegen, daſs dieſelben ſeinerzeit bis zum definitiven Niveau der 
Quaiſtraße, beziehungsweiſe bis zu dem definitiven Niveau der neben 
der Bahn führenden Parallelſtraße erhöht werden können. 

Dieſe Erhöhung iſt nach Maßgabe des Eintrittes der Regulierung 
der betreffenden Straßen auf jeweiliges Verlangen der Gemeinde auf 
Koſten der Commiſſion für Verkehrsanlagen vorzunehmen. 

6. Die Lichthöhe zwiſchen der Hochbahn und der Fahrbahn der 
Stiegerbrücke iſt auf mindeſtens 5 m zu bringen. 

7. Da an Stelle des Kobingerſteges die Anlage einer mindeſtens 
16 m breiten Fahrbrücke in der Achſe der Pfeiffergaſſe in Ausſicht 
genommen iſt, ſo iſt hierauf entſprechend Rückſicht zu nehmen und 
demgemäß die Überfahrt über die Tiefbahn und die Unterfahrt der 
Hochbahn, ſowie die Pfeilerſtellung an dieſer Stelle im Einvernehmen 
mit der Gemeinde einzurichten. 

8. Als Erſatz für die beſtehende Schlachthausbrücke und den 
Wackenroderſteg wird in der Achſe der Morizgaffe die Anlage einer 
mindeſtens 16 m breiten Brücke durch Einwölbung des Wienfluſſes 
zur Ausführung gelangen. Die Bahn iſt daher dortſelbſt zu überdecken. 
Für die Überführung des derzeit im Wackenroderſtege eingelegten 
525 mm weiten Rohrſtranges der Hochquellenleitung über den Wien- 
fluſs wird die Gemeinde vorſorgen; gegen die diesbezüglich nothwendigen 
Herſtellungen darf die Commiſſion für Verkehrsanlagen keine Einwendung 
erheben. 

9. Die beſtehenden Communicationen zu den Brücken ſind ohne 
Beeinträchtigung der Bequemlichkeit des gegenwärtigen Verkehres auf 
Koſten der Commiſſion für Verkehrsanlagen aufrecht zu erhalten. 

10. Die Eindeckung der Bahn iſt vorläufig in der Ausdehnung 
der von der Gemeinde zu bewerkſtelligenden Einwölbung an den Über⸗ 
ſetzungen (Brücken) des Wienfluſſes, dann längs des Gumpendorfer 
Schlachthauſes in der Ausdehnung von der Kaiſer Joſef-Brücke Kilo- 
meter 6˙8 bis zur Halteftelle „Margarethengürtel“ Kilometer 705 
auszuführen. Weitere Eindeckungen der Bahn ſind nach Maßgabe 
eintretender Bedürfniſſe über Verlangen der Gemeinde auf Koſten der 
Commiſſion für Verkehrsanlagen zu bewerkſtelligen. Die Bahnein— 
deckungen müſſen die Eignung für die Aufbringung eines Granitwürfel— 
pflaſters und die Einlegung eines Tramway-⸗Oberbaues beſitzen, und 
muss die Conſtruction dieſer Eindeckungen rückſichtlich ihrer Trag— 
fähigkeit nach denſelben Grundſätzen behandelt werden, wie dieſe bei 
dem Projecte der Wienfluſseinwölbung zur Anwendung gelangt ſind. 
Die Eindeckungen der Bahn ſind in der Fahrbahn ſofort mit neuen 
Granitwürfeln und in den abgeſonderten Fußwegen (Trottoirs) mindeſtens 
mit ſogenannten Halbgutgranitſteinen auf Koſten der Commiſſion für 
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Verkehrsanlagen kunſtgerecht abzupflaſtern. Um Störungen des öffent⸗ 
lichen Verkehres möglichſt zu vermeiden, ſind die Bahneindeckungen 
für die Communicationen über den Wienfluſs gleichzeitig mit den 
betreffenden Einwölbungen des Wienfluſſes auszuführen. 


11. Der 950 mm weite Rohrftrang der Hochquellenleitung wird 
in Kilometer 5°14 durch die Bahn gekreuzt. Die Entlaſtung dieſes 
Rohrſtranges iſt durch einen nach Angabe des Stadtbauamtes auf 
Koſten der Commiſſion für Verkehrsanlagen herzuſtellenden Canal, 
deſſen Erhaltung gleichfalls der Commiſſion für Verkehrsanlagen obliegt, 
zu bewirken. 


12. Die mit Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Hietzing⸗ Umgebung vom 20. Mai 1894, Z. 10634, mehreren Privaten 
eingeräumten Rechte zum Bezuge von Waſſer aus dem Wienfluſſe ſind 
inſoferne zu beachten, als die Einlegung der hiefür erforderlichen 
Leitungsröhren in den Bahnkörper zu geſtatten und der Beſtand dieſer 
Leitungen zu dulden iſt. 


13. Die Detailzeichnung über die herzuſtellenden Bahnobjecte 
ſind der Gemeinde noch vor der Ausführung derſelben vorzulegen. 


14. Die Beſtimmungen des zwiſchen der Gemeinde Wien und 
der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien abgeſchloſſenen Über⸗ 
einkommens vom 29. April 1893, betreffend die Vertheilung der 
Koſten jener Anlagen, welche ſowohl die Localbahnlinien der Wiener 
Stadtbahn als auch die Wienfluſs-Regulierung und die Sammel- 
canäle treffen, ſowie die Beſtimmungen des Übereinkommens vom 
4. Jänner 1895, betreffend die Führung der Bahn von der 
Stiegerbrücke bis zur Schlachthausbrücke, werden durch die vorſtehenden 
Erklärungen der Gemeinde nicht geändert. 


C. Enteignungsverhandlung. 


Nach dem vorliegenden Enteignungsoperate ſollen in der Um⸗ 
gebung der Halteſtelle „Margarethengürtel“ ſtädtiſche Gründe für die 
Schaffung von Zugängen zu der Halteſtelle enteignet werden, welche 
theilweiſe innerhalb der dort feſtgeſtellten Baulinien und weiters theil— 
weiſe in die Fortſetzung der Fluſsgaſſe und in die Gürtelſtraße fallen. 
Nachdem nicht zugegeben werden kann, daſs einerſeits der Baulinien⸗ 
plan durch die Bahnanlage ungünftig beeinfluſst und daſs andererſeits 
öffentliche Straßenzüge durch ein Eigenthumsrecht der Stadtbahn in 
irgendwelcher Weiſe dem Verfügungsrechte der Gemeinde entzogen 
werden, ſo wird hiemit gegen die erwähnte Grundenteignung Einſprache 
erhoben und diesbezüglich nur die Anſpruchnahme jenes Grundausmaßes 
zugeſtanden, welches einzig und allein nur für die bauliche Anlage 
der Bahn und der Halteſtelle zwiſchen Kilometer 6˙932 und Kilo- 
meter 7˙338 erforderlich iſt. 

Es werden daher die nachſtehenden Grundflächen der Cataſtral— 
gemeinde Margarethen, und zwar ein Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 1740 
im Enteignungsoperate mit dem Plane Nr. 1 bezeichnet per 2954˙0 m?, 
ein Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 1619/1 im Enteignungsoperate mit 
dem Plane Nr. 2 bezeichnet per 2401°0 me, ein Theil der Cat. 
Parc. Nr. 507 im Enteignungsoperate mit Plan Nr. 3 bezeichnet 
per 254˙0 m? und ein Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 506/2 im Ent⸗ 
eignungsoperate mit dem Plane Nr. 4 bezeichnet per 1530 m?, ſonach 
insgeſammt die Fläche per 5762 m? aus dem Enteignungsoperate 
auszuſcheiden und bezüglich der Eröffnung der Fluſsgaſſe und der 
Gürtelſtraße behufs der Schaffung geeigneter Zugänge zur Halteſtelle 
„Margarethengürtel“ das Einvernehmen mit der Gemeinde Wien zu 
pflegen ſein, wodurch auch die Nothwendigkeit der Inanſpruchnahme 
der Enteignung entfällt, 
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Nr. 41 gegenüberliegende, derzeit von der Dampftramway benützte 
Straßengrund, d. i. ein Theil der Cat.⸗Parc. Nr. 90 Ober⸗Meidling 
im Ausmaße von 1355 m?, welcher im Enteignungsoperate mit dem 
Plane Nr. 7 bezeichnet iſt, ſoll für Bahnzwecke in Anſpruch genommen 
und hiefür enteignet werden. 

Hiedurch wird die Möglichkeit benommen, die zw iſchen den 
bezeichneten Häuſern und dem Wienfluſſe liegenden Grundfläche, wie 
dies bisher in Ausſicht genommen war, für Straßenzwecke zu adap⸗ 
tieren, und da die nunmehr zwiſchen der Bahnanlage und den Häuſern 
liegende Straße in der ihr verbleibenden Breite von nur 7˙5 bis 
80 m für die Zukunft nicht ausreichend iſt, fo muſs mit der der- 
zeitigen Bauflucht der bezeichneten Häuſer um circa 5 m in eine neu 
zu beſtimmende Baulinie zurückgerückt und auf ſolche Weiſe eine 
Straßenbreite von 13 m geſchaffen werden. 

Die in ſolcher Weiſe bei einem Umbau von den Häuſern 
Or.⸗Nr. 19 bis Or.⸗Nr. 41 Fabriksgaſſe zu Straßenzwecken ab- 
zutretenden Grundflächen müſſen ſeitens der Gemeinde an die betreffenden 
Hauseigenthümer entſchädigt werden. 

Nachdem die diesbezüglichen Auslagen der Gemeinde nur durch 
die Bahnanlage verurſacht werden, und die Commiſſion für Verkehrs⸗ 
anlagen für die erwähnte Inanſpruchnahme von Straßengrund erſatz— 
pflichtig ift, fo wird bedungen, dafs dieſe Auslagen der Gemeinde 


vergütet, und dafs diesbezüglich zwiſchen der Gemeinde und der 


Commiſſion für Verkehrsanlagen ein Übereinkommen getroffen werde. 

Gegen die weiters in Anſpruch genommene Enteignung von 
ſtädtiſchen Gründen, inſoweit dieſe Gründe zur Herſtellung der Bahn— 
anlage wirklich verwendet werden, wird unter der Vorausſetzung keine 
Einwendung erhoben, daſs dieſe Enteignung im Sinne des Programmes 
für die finanzielle Sicherſtellung und Ausführung von öffentlichen 
Verkehrsanlagen in Wien erfolgt. (Angenommen.) 

Die Antragſtellung und Beſchluſsfaſſung hinſichtlich der Theil⸗ 
ſtrecke Wienthal⸗Überſetzung —Weſtbahnhof der Gürtellinie (Punkt II) 
wird auf die nächſte Sitzung verlegt. 

(Schluſs der Sitzung.) 


Beridt 
über die Stadtraths-Sitzung vom 31. Jänner 1895 
(vormittags). 
Vorſitzender: Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 
Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 


v. Götz, Dr. Nechansk)y, 
Dr. Hackenberg, v. Neumann, 
Dr. Huber, Schlechter, 

Dr. Klotzberg, Schneiderhan, 
Kreindl, Stiaßny, 

Dr. Lueger, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Mayer, Wurm. 


Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. Lederer. 

Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. 

Krank: St.⸗R. Rückauf. 

Experten: Baudirector Berger, Ober-Buchhalter Nelböck, 
Magiſtratsrath Philipp, Oberingenieur Redlko. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Pfeiffer. 
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Vice-Vürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung 

(193.) St.-N. Stiaßny referiert über das neuerliche Offert⸗ 
verhandlungs⸗Ergebnis für die Vergebung mehrerer currenter ſtädt. 
Arbeiten und Lieferungen pro 1893 bis 1897 und beantragt, zu 
vergeben: | | 

I. Baumeiſterarbeiten. 

XIII. Bezirk an Anton Haunzwickl mit einem Zuſchuſſe von 
10 Percent; * 

XVI. Bezirk an Joſef Spilka mit einem Zuſchuſſe von 
10 Percent. (Angenommen.) 

II. Deichgräberarbeiten. | 

I. Bezirk an Ludwig Böck mit einer Aufzahlung von 10 Percent. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt eine neuerliche Dffertver- 
handlung für den I. Bezirk. 

Autrag des St.⸗R. Dr. v. Billing abgelehnt. 

Referenten⸗Antrag angenommen. 

IV., V., VI. Bezirk an Ludwig Böck mit einem Nachlaſſe von 
6 Percent; 

XVI., XVII. Bezirk an Angelo Lovato mit einem Nachlaſſe 
von 6 Percent; 

XVIII., XIX. Bezirk an Johann Frigo mit einem Nachlaſſe 
von 5˙5 Percent. ( Angenommen.) 
III. Stuccaturerarbeiten. 

I. bis XVI. Bezirk an Thereſia Propſt mit einem Zuſchuſſe 
von 20 Percent. (An genommen.) 
IV. Steinmetzarbeiten. 

XI., XIII. Bezirk an Wendelin Potz mit einem Zuſchuſſe von 
5 Percent, beziehungsweiſe 15 Percent; 
XIV., XVI. Bezirk an Karl Stagl mit einem Zuſchuſſe von 
8 Percent. (Angenommen.) 
VI. Spenglerarbeiten. 
XVI. Bezirk an Karl Holtſchek, mit einem Nachlaſſe von 
20 Percent. (An genommen.) 
IX. Kupferſchmiedarbeiten. 
X. bis XIX. an Joſef Retzer mit 
10 Percent. | 
St.⸗R. Dr. Lueger beantragt die Vergebung an Robert 
Meckl mit einem Nachlaſſe von 7˙6 Percent. 
Der Antrag des St.⸗R. Dr. Lueger angenommen. 


X. Bautiſchlerarbeiten. 

I. Bezirk an Johann Kölbl mit einem Nachlaſſe von 2 Percent. 

Der Referent zieht dieſen Antrag zurück und beantragt Anton 
Fritſch mit einem Zuſchuſſe von 2 Percent; 

VI. Bezirk an Joſef Reimer mit einen Zuſchuſſe von 5 Percent; 

XII. Bezirk an Franz Wiſſing zu den Tarifpreiſen. 

XVI. Bezirk an Johann Kafka mit einem Zuſchuſſe von 
2 Percent; 

XVII. Bezirk an Franz Laube mit einem Zuſchuſſe von 


einem Nachlaſſe von 


7 Percent. 


XVIII. Bezirk an Franz Riedl mit einem Zuſchuſſe von 

6 Percent. ( Angenommen.) 
XII. Anſtreicherarbeiten. 

XVII. Bezirk an Johann Storch mit einem Nachlaſſe von 

18 Percent. ( Angenommen.) 


XIII. Glaſerarbeiten. 
V. Bezirk an Eduard Goldſchmidt mit einem Nachlaſſe von 
25 Percent; i 
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XI. Bezirk an Bernhard Frank zu den Tarifpreiſen. 
XII. Bezirk an Eduard Logner mit einem Nachlaſſe von 
10 Percent. (An genommen.) 
XIV. Hafnerarbeiten. 
a) Ofenlieferung (Poſt 1 bis 98). 
III. bis XV. Bezirk an Johann Eckl mit einem Nachlaſſe von 
20 Percent; 

XI., XVI. bis XIX. Bezirk an Franz Robert mit einem 
Nachlaſſe von 15 Percent. (Angenommen.) 
b) Geſchirrlieferung (Poſt 99 bis 151). 

I. bis XI. Bezirk an Ludwig Schoßberger zu den Tarif 
preiſen; 
III. bis XV. Bezirk an Johann Eckl mit einem Nachlaſſe 
von 20 Percent; 

XVI. bis XIX. Bezirk an Ludwig Schoß berger zu den 
Tarifpreiſen. Angenommen.) 
XVII. Tapeziererarbeiten. 

I. bis XI. Bezirk an Julius Marian, Nachlass 16 Percent. 
(Angenommen.) 
XXII. Brunnenmeiſterarbeiten. 
II. Bezirk an Johann Schürr zu den Tarifpreiſen. 
Angenommen.) 
XXIV. Gasrohrleitung. 
VIII. Bezirk an Johann Köhler mit einem Nachlaſſe von 
20 Percent. (Angenommen.) 
XXXIII. Wagnerarbeiten. 
IV., V., XI. bis XIV. Bezirk an Wilhelm Gönthner mit 
einem Nachlaſſe von 5 Percent; 
X. Bezirk an Ferdinand Gönthner mit einem Nachlaſſe von 
4 Percent. ( Angenommen.) 
Es wird die Debatte wieder aufgenommen und beſchloſſen zu 
vergeben: XIV. Bezirk an Ludwig Poſtenrieder zu den Tarif⸗ 
preiſen. 
XXXIV. Schmiedearbeiten. 
XVI. und XVII. Bezirk an Matthias Blecha, Nachlaſs 5 Percent; 
XIX. Bezirk an Franz Koh out, Nachlass 5 Percent. 
(Angenomment) 
XLI. Buchbinderarbeiten. 
I., IV., V. Bezirk an C. Dirnhuber, Nachlass 30 Percent; 
II. Bezirk an Ludwig Beer, Nachlass 6 Percent; 
III., XI. Bezirk an Hermann Scheibe, Nachlass 5 Percent; 
VI., VII. Bezirk an Auguſt Kurzmann, Nachlass 5 Percent; 
VIII., IX., XIII. bis XVI. Bezirk an Anton Dorr, Nachlass 
35 Percent; 
X. Bezirk an Geza Szigethy, Nachlass 25 Percent; 
XII. Bezirk an Paul Berger, Nachlass 5 Percent; 
XVII. bis XIX. Bezirk an Karl O ez, Nachlass 7 Percent. 
St.⸗R. Schlechter beantragt, den XIII. Bezirk an Adolf 
Mayer mit einer Aufzahlung von 15 Percent zu vergeben. 
Dieſer Antrag und im übrigen Referenten-Antrag 
angenommen. | 
St.⸗R. Dr. Lederer entſchuldigt fein Ausbleiben wegen einer 
gleichzeitig ſtattfindenden Ausſchuſsſitzung im niederöſterreichiſchen Land⸗ 
tage. | (Zur Kenntnis.) 
(727.) St.-R. Wurm referiert über die Stations⸗Commiſſion, 
politiſche Begehung und Enteignungs⸗ Verhandlung hinſichtlich der 
Theilſtrecken: a) Hietzing — Gumpendorfer Schlachthaus der Wien⸗ 
thallinie; b) der Abzweigung der Gürtellinie von der Lobtowiß⸗ 
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brücke bis zur Wienthalüberſetzung; c) der Fortſetzung letzterer Linie 
bis zum Weſtbahnhofe. (Fortſetzung der Berathung.) 
Referent beantragt: 
II. 
Theilſtrecke Wienthalüberſetzung — Weſtbahnhof 
der Gürtellinie. 


A. Stations⸗Commiſſion. 


Gegen die projectierte Situierung und die Bezeichnung der Halteſtelle 

„Gumpendorferſtraße“ wird keine Einwendung erhoben. 
B. Politiſche Begehung. 

1. Die Pfeiler der Hochbahn, welche in der Überführung der 
Bahn über den Wienfluſs ſowohl in der Trace der Bahneurve der 
Wienthallinie, als auch in der Trace der Curve gegen Matzleinsdorf 
auf die Seitenmauern der Wienfluſs⸗Einwölbung aufgeſetzt werden 
ſollen, find ohne Schädigung oder Beeinträchtigung des Wienfluf- 
Einwölbungsobjectes im Einvernehmen mit dem Stadtbauamte durch- 
zuführen. Hierüber ſind noch vor Ausführung dieſer Pfeiler genaue 
Detailpläne vorzulegen; 

2. die Pfeiler der Überbrückung der Gürtelſtraße an der Aus⸗ 
mündung der Wienfluſsgaſſe in Kilometer 1•7666 find den dortſelbſt 
feſtgeſtellten Straßenzügen und Baulinien entſprechend im Einvernehmen 
mit der Gemeinde anzuordnen. An Stelle des gemauerten Viaductes 
in Kilometer 1˙8 iſt ein Pfeiler anzuordnen und die eiferne Über- 
brückung zwiſchen Mollard- und Ullmanngaſſe entſprechend zu ver⸗ 
längern; 

3. die mit 16 m projectierte Breite der Bahnüberbrückung in 
Kilometer 2°243 vor der Kirche zur heiligen Maria vom Siege iſt 
auf eine Breite von 36 m zu bringen; 

4. an der Ausmündung der Palmgaſſe in die Gürtelſtraße bei 
Kilometer 2°358 iſt die Bahn in einer Breite von mindeſtens 16 m 
zu überbrücken; 

5. für den 475 mm weiten Rohrſtrang der Hochqguellenleitung 
iſt an der Kreuzung derſelben durch die Bahn in Kilometer 2°5 ein 
Rohrcanal projectiert. 

Dieſer Canal, welcher auf Koſten der Commiſſion für Verkehrs- 
anlagen herzuſtellen und zu erhalten iſt, hat eine Breite von mindeſtens 
2 m und an den beiden Enden ſchließbare, von der Straße aus zu⸗ 
gängliche Einſteigſchachte zu erhalten. 

Der 190 mm weite Rohrſtrang der Hochquellenleitung in Kilo- 
meter 2°35, welcher im Projectsplane nicht eingezeichnet erſcheint, iſt 
gleichfalls durch die Commiſſion für Verkehrsanlagen auf deren Koſten 
entſprechend zu ſchützen. Wenn durch eintretende Gebrechen an der 
Hochquellenleitung die Anlagen der Stadtbahn in irgendeiner Weiſe 
beeinträchtigt werden ſollten, leiſtet die Gemeinde Wien keinen Erſatz; 


6. die für die Anlage der Wienthallinie sub Punkte 1, 2, 4, 
12, 13 und 14 aufgeſtellten Bedingungen haben auch für die Anlage 
der in Rede ſtehenden Theilſtrecke der Gürtellinie volle Geltung. 


C. Enteign ungs⸗ Verhandlung. 

Gegen die in Anſpruch genommene Enteignung von ftäbtifchen 
Gründen zur Herſtellung der Bahnanlage wird unter der Voraus- 
ſetzung keine Einwendung erhoben, daſs die Enteignung nach Maßgabe 
des Programmes für die finanzielle Sicherſtellnng und Ausführung 
von öffentlichen Verkehrsanlagen in Wien erfolgt, und dafs dieſe 
Gründe thatſächlich für den Bahnbau verwendet werden. 

Sollte wider Erwarten das mehrcitierte Übereinkommen vom 
4. Jän ner 1895 nicht noch vor der politiſchen Begehung der in Rede 


——— ——— —„— 2 ZN —— —— — 75 — —— . A —— vum 


ſtehenden Bahnſtrecken die allſeitige definitive Genehmigung erhalten, 
ſo ſind die in dieſem Übereinkommen vorgeſehenen Beſtimmungen bei 
der Localverhandlung am 7. und 8. Februar vollinhaltlich zu Protokoll 
zu geben. 


St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt die Verſchiebung des 
Bahnhofes bei der Gumpendorferſtraße. 

Der Referent modificiert feinen Antrag dahin, daſs die Über- 
brückung zu verbreitern und der Bahnhof thunlichſt nach rechts ver— 
ſchoben werde. 


St.⸗R. Witzelsberger beantragt, die Bahn von der Kirche | 


zur heiligen Maria vom Siege bis zum Parke beim Weſtb ahnhof zu 
überbrücken. 

St.⸗R. Schlechter beantragt die Verlegung der Bahnhof— 
anlage auf die linke Seite der Gumpendorferſtraße. 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann beantragt die Verſchiebung des 
eigentlichen Hauptgebäudes in einer Weiſe, daſs eine Durchfahrt 
ermöglicht wird. 

St.⸗R. Müller beantragt, den Wunſch auszuſprechen, dafs 
die Bahnhofanlage möglichſt zwiſchen die Gumpendorferſtraße und 
Mollardgaſſe verlegt werde; ferner iſt in der Mollardgaſſe eine eiſerne 
Überbrückung mit einfachen Pfeilern herzuſtellen; weiters ſei mit der 
Verkehrsanlagen⸗Commiſſion in Verhandlung zu treten wegen Ein- 
löſung der zur Herſtellung der inneren Gürtelſtraße erforderlichen 
Gründe in der Strecke Mariahilferſtraße —Wienfluſs. 

Die Verlegung des Bahnhofes zwiſchen der Gumpendorferſtraße 
und Mollardgaſſe wird abgelehnt. 

Der Referenten⸗Antrag wird mit folgender Modification an- 
genommen: 

Es iſt zu verlangen, die eiſerne Überbrückung im Zuge der 
Gumpendorferſtraße möglichſt zu verlängern; die Anlage der Halte- 
ſtelle Gumpendorferſtraße iſt thunlichſt nach rechts zu verſchieben; 
unterhalb dieſer Halteſtelle iſt ein Durchgang in der Richtung der 
Clementinengaſſe herzuſtellen. 

Vom Mollardgaſſe⸗Viaducte angefangen bis zum Wienfluſſe iſt 
eine einheitliche Eiſenconſtruction auf Steinpfeilern herzuſtellen im 
Einvernehmen mit der Gemeinde Wien; von der Palmgaſſe bis zum 
offenen Einſchnitte am Parke nächſt dem Weſtbahnhofe iſt die Ein⸗ 
deckung ununterbrochen herzuſtellen; ferner wird der Wunſch aus⸗ 
geſprochen, dafs der Theil von der Kirche bis zur Palmgaſſe ebenfalls 
eingedeckt werde. 

Mit der Verkehrsanlagen⸗Commiſſion iſt in Verhandlung zu 
treten wegen Einlöſung der erforderlichen Gründe in der Strecke 
Mariahilferſtraße bis zum Wienfluſſe. (An den Gemeinderath.) 

(718.) Vürgermeiſter Dr. Grühl referiert über die Beſetzung 
der mit Gemeinderaths⸗Beſchlufs vom 8. Jänner 1895, Z. 9926 
ex 1894, neu ſyſtemiſierten Stellen, ſowie mehrerer erledigter Stellen 
im Status der ſtädtiſchen Buchhaltung. 

Es werden ernannt: 

Zu Stadtbuchhaltern VII. Rangclaſſe die Rechnungsräthe: Friedrich 
Hönig, Theodor Fechner; 

zu Rechnungsräthen VIII. Rangclaffe die Rechnungsrevidenten: 
Heinrich Pokorny, Franz Killmayer, Julius Hungerbyehler 
Edler v. Seeſtädten, Franz Weißer und Leopold Leeb; 

eine Rechnungsrathsſtelle VIII. Rangclaſſe extra statum unter 
gleichzeitiger Auflaſſung der beſtehenden Rechnungsrevidentenſtelle 


IX. Rangelaſſe extra statum wird creiert und der Rechnungsrevident 
Leopold Wilheim zum Rechnungsrathe extra statum ernannt; 
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der Rechnungsrevident extra statum Franz Wöhlert wird in 
die ſyſtemiſierten Stellen eingereiht; 

zu Rechnungsrevidenten IX. Rangclaſſe werden ernannt die Rech⸗ 
nungsofficiale 1. Kategorie: Ernſt Nüchtern, Joſef Lewitus, 
Joſef Zinög ger, Heinrich Gröblinger, Heinrich Spitzer; 

zu Rechnungsofficialen X. Rangclaſſe 1. Kategorie werden ernannt 
die Rechnungsofficiale X. Rangclaſſe 2. Kategorie: Anton Schön— 
feld, Guſtav Hillinger, Karl Reck, Joſef Lintner, Anton 
Härtl; 

zu Rechnungsofficialen X. Rangclaſſe 2. Kategorie werden ernannt 
die Rechnungsacceſſiſten Georg Jaſchek, Hermann Löffler, Emerich 
Zegſchek, Johann Berger, Theodor Jerzabek; 

zu Rechnungsacceſſiſten XI. Rangclaſſe werden ernannt die Rechnungs⸗ 
praktikanten: Theodor Dauſcher, Hans Groyer, Karl Clariei, 
Anſelm Sturm, Paul Doralt, Franz Baum kirchner, Joſef 
Petrak, Cyrill Kollroß, Adolf Männhalter, Franz Müller, 
Karl Ried, Hans Kern. 

Creierung der Rechnungsrathsſtelle extra statum an den Ge— 
meinderath. 

(752.) Derſelbe referiert über die Aufnahme von drei Aushilfs⸗ 
dienern und beantragt, drei Aushilfsdiener mit dem üblichen Taglohne 
von 1 fl. 30 kr. aufzunehm en und zur Rubrik III 13 einen Zuſchuſs⸗ 
credit in der Höhe des Erforderniſſes zu bewilligen. 

Angenommen.) 

(622.) St.-N. Müller referiert über das Anſuchen der Süd⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft puncto Concurs zum Bau einer Hütte und eines 
Schupfens für E. Kubeſch auf dem Südbahngrunde X., Vordere 
Südbahnſtraße 1, und beantragt, die vom magiſtratiſchen Bezirksamte 
für den X. Bezirk beantragte Ertheilung des Bauconſenſes unter der 
Bedingung zu beſtätigen, dafs dieſe Objete auf Verlangen der Ge⸗ 
meinde Wien jederzeit ſofort und ohne Anſpruch auf Entſchädigung 
beſeitigt werden. (An genommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 31. Jänner 1895 
(nachmittags). 
Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Vice⸗Bürgermeiſter Matzenauer. 


Anweſende: Dr. Hackenberg. Dr. Nechansk)y, 


Dr. Huber, v. Neumann, 
Dr. Klotzberg, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Stiaßny, 

Dr. Lueger, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Mayer, Wurm. 
Müller, 


Entſchuldigt: Dr. v. Billing, Boſchan. 

Krank: St.⸗R. Rückkauf. 

Beurlaubt: St.⸗R. Vaugoin. 

Experten: Magiſtratsräthe Philipp, Dr. Sauer, Baus 
rath Winkler. 

Schriftführer: Magiſtrats⸗Concipiſt Dr. Weiſer. 
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Vice-Nürgermeiſter Matzenauer eröffnet die Sitzung. 
(701.) St.-N. Schlechter referiert über die Preistarife I und II 
für die Einſchaltung von 2600 Stück Waſſermeſſern und beantragt, 
dieſe Tarife zur Vereinfachung der Verrechnung mit den Waſſermeſſer⸗ 
Lieferanten einerſeits zu genehmigen und gleichzeitig auch die Einhebung 
eines 15percentigen Regiezuſchlages, wie er bisher üblich war, zu be— 
willigen. Angenommen.) 
(913.) Nürgermeiſter Dr. Grübl referiert über den Bericht 
des Stadtanwaltes Dr. Schmitt, betreffend die ſeitens des k. k. 
Landesgerichtes Wien erfolgte Beſtellung des Johann Schieder und 
Franz Olbricht zu Sachverſtändigen für die von Chriſtian 
Mörzinger-Cabos und Alois Schweinburg angeſuchte 
Beweisaufnahme zum ewigen Gedächtniſſe puncto Grundabtretung bei 
der Realität Conſer.⸗Nr. und Einl.⸗Z. 347 Langegaſſe, VIII. Bezirk. 
Referent beantragt, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 
| (Zur Kenntnis.) 
(707.) St.-R. Schlechter referiert über das Anſuchen des 
Siegmund Baſch um Erfolglaſſung der Caution des Wilhelm 


Germutz für die Waſſermeſſerlieferung und beantragt, daſs die 


ſeinerzeit für Wilhelm Germutz erlegte Caution, beſtehend aus dem 
Einlagebuche der Neuen Wiener Sparcaſſa Nr. 61575 mit dem 
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Saldo von 38 fl. 10 kr. und dem Barbetrage von 10 fl., dem 


abhandlungsbehördlich zur Empfangnahme legitimierten Siegmund 
Baſch ohne Beibringung des Originalerlagſcheines unter Umgang— 
nahme von der Beibringung der Amortiſationsnachweiſung ausgefolgt 
werde. | (Ungenommen.) 
(647.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Actien-Gefell- 
ſchaft für Waſſerleitungen, Beleuchtungs- und Heizungs anlagen als 
Erſteherin der Arbeiten für die Abzweigung der Hochquellenleitung 
um Gewährung wöchentlicher à conto-Zahlungen und beantragt, 
dem Anſuchen im Sinne des Magiſtratsberichtes gewährende Folge zu 
geben. (Angenommen.) 
(654.) Derſelbe referiert über die Schluſsrechnung, betreffend 
die Aufſtellung eines Auslaufbrunnens im XIII. Bezirke in der Poſt⸗ 
ſtraße, die Verlängerung des Rohrſtranges der Kaiſer Franz Joſef— 
Hochquellenleitung in der Poſtſtraße bis zur Breitenſeerſtraße und die 
Aufſtellung eines Feuerhydranten bei der letzteren Straße, ſowie die 
Einleitung des Hochquellenwaſſers in die ſtädtiſche Schule im 
XIII. Bezirke, Preyſinggaſſe 1, und beantragt, die Koftenüber- 
ſchreitung im bedeckten Betrage von 10 fl. 95 kr. zu genehmigen. 
(An genommen.) 
(179.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann Boſch 
um Vergütung der vollen Koſten für Asphaltierungsarbeiten an dem 
Hochquellen⸗Aquäducte in Baden und beantragt, dem Geſuchſteller im 
Sinne des am 24. Jänner 1895 aufgenommenen Protokolles nunmehr 
einen Betrag von 500 fl. zu bewilligen. (Angenommen.) 


(755.) St.-N. Witzelsberger referiert über den Antrag des 
Gem.⸗Rathes Steiner puncto Herſtellung einer Brückenwage in 
Ober⸗Döbling, XIX. Bezirk, am Thereſienplatze (jetzt Gatterburggaſſe) 
und beantragt: 

1. die Herſtellung einer Centeſimal⸗Fuhrwerks⸗Brückenwage ſammt 
Waghäuschen, und zwar erſtere mit Laufgewicht und Regiſtrier⸗Vor⸗ 
richtung und einer Tragkraft von 10.000 kg auf der im Commiſſions⸗ 
Protokolle vom 5. October 1894, ad M.⸗Z. 103797, bezeichneten 


Stelle des Thereſienplatzes (jetzt Gatterburggaſſe) im XIX. Bezirke, 


Ober⸗Döbling, im veranſchlagten Koſtenbetrage von 2210 fl. wird 
genehmigt; 


(nachmittags). 
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2. die Lieferung der Brückenwage iſt auf Grund der vorliegenden 
allgemeinen und beſonderen Bedingniſſe im Wege der beſchränkten 
Offertverhandlung, zu welcher die Firmen C. Schember & Söhne, 
J. Florenz und P. Hoffmann einzuladen ſind, ſicherzuſtellen, 
wogegen die übrigen Arbeiten im currenten Wege durch die ſtädtiſchen 
Contrahenten auszuführen ſind; 

3. für die Bedienung dieſer Wage wird die Beſtellung eines ge⸗ 
prüften Wagmeiſters mit dem Taglohne von 1 fl. 50 kr. und einer 
Arbeitsdauer von 6 Uhr früh bis 6 Uhr abends an Wochentagen und 
einer ſolchen von 6 Uhr früh bis 12 Uhr mittags an Sonn- und 
Feiertagen, ſowie gegen eine beiden Theilen jederzeit zuſtehende vierzehn⸗ 
tägige Kündigung genehmigt; 

4. nachdem im Budget⸗Entwurfe pro 1895 bei der hiezu be⸗ 
rufenen Rubrik XXVIII 7 a der Gruppe VII „Effective Auslagen für 
ſtädtiſche Brückenwagen“ für dieſe Auslage nicht vorgeſorgt erſcheint, 
ſo iſt die Poſition dieſer Rubrik gelegentlich der Berathungen des 
Budgets im Gemeinderathe um das Erfordernis für die Errichtung 
der Wage per 2210 fl. und um die Auslagen für den Wagmeiſter 
(durch acht Monate täglich 1 fl. 50 kr.) per 360 fl., zuſammen alſo 
um 2570 fl., zu erhöhen. 

(Angenommen; Punkte 3 und 4 an den Gemeinde⸗ 
rath.) 


(80 7.) St.-R. Wurm referiert über die zwiſchen der Gemeinde 
Wien einerſeits und der Commiſſion für Verkehrsanlagen in Wien, 
vertreten durch die k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen Staats⸗ 
bahnen, andererſeits als Nachtrag zum Übereinkommen vom 29. April 
1893 abzuſchließende Vereinbarung über die Vertheilung der Koſten 
ſolcher Anlagen, welche ſowohl die Wienthallinie der Wiener Stadt⸗ 
bahn, als auch die Wienfluſs⸗Regulierung treffen, und beantragt die 
Genehmigung des nachſtehenden 

übereinkommens. 
1. Grundeinlöſung. 


Die geſammte Einlöſung von Grundſtücken und Objecten, welche 
innerhalb der Strecke von der Stiegerbrücke bis zur Schlachthaus⸗ 
brücke am linken Ufer für die Wienfluſs⸗Regulierung erforderlich ſein 
wird, iſt von der Commiſſion für Verkehrsanlagen auf ihre alleinigen 
Koſten, und zwar für Rechnung der Stadtbahn, durchzuführen. 

Dieſe Grundeinlöſung iſt bis an die äußere Baugrenze der links⸗ 
ſeitigen Widerlagsmauer auszudehnen. Zum Zwecke dieſer Einlöſung 
hat die Gemeinde Wien um die Enteignung einzuſchreiten und das 
Enteignungserkenntnis der k. k. Generaldirection der öſterreichiſchen 
Staatsbahnen zur Verſügung zu ſtellen. | 

Gelegentlich der Einlöfungen in der obenbezeichneten Strecke wird 
die Commiſſion für Verkehrsanlagen auch die geſammte Einlöſung von 
Grundſtücken und Objecten, welche für die Ausführung der Wienflufs- 
Regulierung am linken Ufer vom Sechshauſer Hofe an bis zur Stieger⸗ 
brücke erforderlich ſind, auf ihre Koſten für Rechnung der Stadtbahn 
durchzuführen. 

Die Grundeinlöſung iſt derart rechtzeitig zu bewerkſtelligen, dass 
die Einhaltung des Bauprogrammes der Wienfluſs⸗Regulierung nicht 
gehindert wird. 

Der Erwerb der zwiſchen der rückwärtigen Flucht der fluſsſeitigen 
Mauer der Bahnanlage und der linksſeitigen Bauwerksgrenze der 
Wienfluſs⸗Regulierung gelegenen Theile der eingelösten Flächen erfolgt 
zu Gunſten der Wienfluſs⸗Regulierung; die Commiſſion für Verkehrs⸗ 
anlagen wird daher die Aufnahme dieſer Liegenſchaften in die be⸗ 


treffenden Grundbücher erwirken. 
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2. Bauliche Herſtellungen. 
Hinſichtlich der baulichen Herſtellungen zwiſchen der Stieger— 
Schlachthausbrücke gelten folgende Beſtimmungen: 
Die Koſten jener Herſtellungen, welche für die ausſchließlichen 


Gleichzeitig übernimmt die Commiſſion für Verkehrsanlagen die 
Verpflichtung, die Bahn auch in der Strecke Schikanederſteg —Karolinen— 
brücke an den Durchkreuzungsſtellen mit den beſtehenden Straßenzügen 
ſofort einzudecken. 


und 


Zwecke der Wienfluſs-Regulierung oder der Stadtbahn zu dienen haben, 
ſind von der betreffenden Unternehmung ſelbſt zu tragen. 
Die Koſten jenes von der Gemeinde Wien auszuführenden Mauer— 


antheiles aber, welcher dem Übereinkommen vom 29. April 1893 zu⸗ 
grunde gelegt worden iſt, wird die Commiſſion für Verkehrsanlagen 


der Gemeinde Wien mit dem Betrage von 193 fl. 60 kr. (einhundert- 


neunzigdrei Gulden ſechzig Kreuzer) für den Currentmeter des rechts- 


ſeitigen Widerlagers der Wieneinwölbung und zwar auf Rechnung der 
Stadtbahn rückvergüten. 
Außerdem wird die Commiſſion für Verkehrsanlagen der Ge— 


meinde Wien nicht nur die Koſten jenes Theiles des Fundament⸗ 


aushubes ſammt Verführung für Rechnung der Stadtbahn erſetzen, 
welcher in das Kunſtprofil der Bahn fällt, und in dem ſchematiſchen 
Querprofile, welches dem Übereinkommen vom 29. April 1893 bei- 
geſchloſſen iſt, mit In o pq 1 umſchrieben iſt, ſondern auch die Aus— 
lagen für jenen Erdaushub ſammt Verführung, welchen die Gemeinde 
über dieſe Grenzlinie hinaus aus techniſchen Gründen (lockeres Terrain, 


Erdabrutſchungen) zu beſorgen genöthigt iſt. Die Rückvergütung dieſer 


Koſten erfolgt nach Maßgabe jener Auslagen, welche der Gemeinde 
für die Arbeiten thatſächlich erwachſen ſind. 

Die Commiſſion für Verkehrsanlagen trägt weiters für Rechnung 
der Stadtbahn die Koſten der Unterfangungsarbeiten und baulichen 
Adaptierungen am Gumpendorfer Schlachthauſe, ſowie die Koſten der 
theilweiſen Demolierung und Wiederherſtellung von Brücken und Stegen, 
inſoweit dieſe Arbeiten eine Folge der durch das Bahnproject bedingten 
Anderung des Regulierungsprojectes ſind. 

Hingegen verzichtet die Gemeinde Wien auf einen Erſatz für die 
finanziellen Nachtheile jener Störungen, welche durch die erwähnten 


enthaltene Begründung für 
Intercalarzinſen zurück. 


Unterfangungsarbeiten und Adaptierungen im Betriebe des Schlacht- 


hauſes etwa verurſacht werden. 

Die Commiſſion für Verkehrsanlagen verpflichtet ſich, weiters die 
in der Kreuzung der Gürtelſtraße und Wienthalſtraße liegenden Strecken 
der Wienthallinie ſofort beim Bahnbau für Rechnung der Stadtbahn 
einzudecken. 

Eine Vergütung für den Verluſt an Zinſen, welcher der Ge— 


meinde Wien durch die frühere Ausführung von Mauerwerksanlagen 


zwiſchen Stieger- und Schlachthausbrücke, ſowie ſonſtiger zur Er— 
haltung des Hochwaſſerabfluſſes nothwendiger Herſtellungen erwächst, 
ſowie einen Erſatz jener Koſtenerhöhung, welche ſich hiedurch bei der 
Bauvergebung ergibt, nimmt die Gemeinde Wien nicht in Anſpruch. 
Ebenſo verzichtet die Gemeinde auch auf den Erſatz jener Mehr— 
koſten des Erdaushubes und der Verführung desſelben, welche durch 
die Verſchiebung des regulierten Gerinnes verurſacht werden. 
Hingegen verpflichtet ſich die Commiſſion für Verkehrsanlagen, 
für die Strecke vom Schikanederſtege abwärts gegen die Karolinen— 
brücke zu die Kuppelung der Wienthallinie mit der Wienflufs- 
5 durchzuführen und hinſichtlich dieſer Strecke bis längſtens 
December 1896 mit der Gemeinde Wien ein Übereinkommen ab⸗ 
18 welches auf denſelben Grundſätzen, wie das vorliegende 
Übereinkommen, beruht, und nach welchem die Commiſſion für Verkehrs- 
anlagen der Gemeinde insbeſondere auch die Koſten des obenbezeichneten 
Mauerantheiles in der Höhe von 193 fl. 60 kr., d. i. einhundert- 


tragt die Bewilligung eines Reiſepauſchales von 200 fl. 


3. Ausführungsmodalitäten. 

In Betreff der Ausführung der gemeinſamen Zwecken dienenden 
Herſtellungen werden folgende Vereinbarungen getroffen: 

Die rechtsſeitige Ufermauer der Wienfluſs-Regulierung wird von 
der Gemeinde Wien ausgeführt. 

Das Gleiche gilt von den Unterfangungsarbeiten und baulichen 
Adaptierungen am Gumpendorfer Schlachthauſe, ſowie von der theil— 
weiſen Demolierung und Wiederherſtellung von Brücken und Stegen. 

Alle übrigen für die Bahn erforderlichen Herſtellungen werden 
von der Commiſſion für Verkehrsanlagen ſelbſt bewirkt. | 

Schließlich erklären beide Theile, hei der Ausführung der Bau— 
arbeiten und insbeſondere bei der Reconſtruction der Wienbrücken, 


ſowie der Aufrechthaltung der beſtehenden Communication überhaupt, 


beiderſeits das weiteſtgehende Entgegenkommen beobachten zu wollen. 
St.⸗R. Dr. Lueger beantragt, folgende Weiſung an den 


Magiſtrat ergehen zu laſſen: 


Der Stadtrath hält die Nichtausführung der Mauer am links— 
ſeitigen Wienfluſsufer für unzuläſſig und weist die im Bauamtsberichte 
den Verzicht auf die Vergütung der 


Referenten⸗Antrag mit Weiſung Dr. Lueger angenommen. 
(An den Geme inderath.) 

(568.) Derſelbe referiert über den Magiſtratsbericht in Betreff 
der projectierten Straße von der Akademieſtraße gegen den Stephans— 
platz zur Ferdinandsbrücke und in Betreff des von dem akademiſchen 
Senate der Univerſität geplanten Umbaues der Golden berg'ſchen 
Stiftungshäuſer I., Johannesgaſſe 11 und 13, und beantragt, den 
Magiſtrat neuerlich zu beauftragen, das Project der verlängerten 
Akademieſtraße baldigſt zur Vorlage zu bringen. Angenommen.) 

(713.) Derſelbe referiert über die Entſendung eines Bauamts— 
beamten zur fünften Conferenz in Zürich zur Vereinbarung einheitlicher 
Prüfungsmethoden für Bau- und Conſtructionsmaterialien und bean— 
für den 
gedachten Zweck. (Angenommen.) 

(256.) Ht.-R. Dr. Vogler referiert über den Ankauf des 
Hauſes Nr. 119 Lerchenfelderſtraße, VII. Bezirk, behufs Schaffung 
eines Zuganges zu dem auf der Realität Or.-Nr. 104 Kaiſerſtraße, 
VII. Bezirk, befindlichen Kindergarten und beantragt die Einſetzung 
eines Comités behufs Ankaufsverhandlung mit der Eigenthümerin der 
bezüglichen Realität. (Angenommen.) 

In das Comité werden die St.-R. Dr. Vogler, Ritt. v. 
Neumann und Müller gewählt. 

(317.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Kleidermacher— 
Genoſſenſchaft um Überlaſſung von weiteren zwei Lehrzimmern und 
der Knaben-Bürgerſchule VII., Zieglergaſſe 49, für ihre Fachſchule 
und beantragt, dieſe Überlaſſung unter den im Magiſtrats-Antrage 
enthaltenen Modalitäten zu genehmigen. ( Angenommen.) 

(658.) Derſelbe referiert über die Supplierung des erkrankten 
Hilfsturnlehrers Max Grieß mayr an der Gumpendorfer Com— 
munal⸗Oberrealſchule und beantragt, es werde; der Magiſtrat vorerſt 
beauftragt, zu berichten, ob nicht der geweſene Turnlehrer am Maria— 


neunzigdrei Gulden ſechzig Kreuzer, per e für Rechnung | hilfer Gymnaſium Albin Horn, derzeit in Verwendung am Pädagogium, 


der Stadtbahn zu vergüten haben wird. 


zur Verfügung ſtände. 


(An genommen.) 
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738.) Derſelbe referiert über die Dienſtesenthebung des katho⸗ 
liſchen Religionslehrers an der Gumpendorfer Communal-Oberreal⸗ 
ſchule Wilhelm Kuttik und beantragt: 

1. Es ſei der zum katholiſchen Religionslehrer im k. und k. 
Officierstöchter-Erziehungs⸗Inſtitute in Hernals ernannte P. Wilhelm 
Kuttig, bisher definitiver katholiſcher Religionslehrer an der Gumpen⸗ 
dorfer Communal⸗Oberrealſchule, vom 14. Jänner 1895 angefangen 
bis zum Schluſſe des I. Semeſters des Schuljahres 1894/95 in ſeiner 
letztgenannten Eigenſchaft gegen Carenz ſeiner ſämmtlichen communalen 
Bezüge zu beurlauben und vom 16. Februar 1895 an im Hinblicke 
auf den Stadtraths-Beſchlucs vom 18. December 1894, Z. 9978, 
ſeines Dienſtes an der genannten communalen Mittelſchule unter 
Einſtellung ſeiner Bezüge endgiltig zu entheben; 

2. es ſei vom 14. Jänner 1895 angefangen auf die Dauer des 
Schuljahres 1894/95 der Cooperator der Pfarre St. Leopold im 
II. Bezirke P. Adolf Gerſch als Supplent für den katholiſchen 
Religionsunterricht an der Gumpendorfer Communal-Oberrealſchule 
mit einem Lehrpenſum von 18 Wochenſtunden (incluſive Meſſe und 
Exhorte) zu beſtellen und demſelben die Remuneration nach dem Maß— 
ſtabe von 720 fl. pro Jahr (Bezug gleich dem an Staatsmittelſchulen) 
anzuweiſen. Angenommen.) 

(735.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Vereines für 
Knabenhandarbeit um Überlaſſung von Localitäten in den Schulen 


VII., Zollergaſſe 41 und Neubaugaſſe 42, während der Oſterferien 


1895 und beantragt, dieſes Anſuchen unter den im Magiſtrats-Antrage 
enthaltenen Modalitäten zu genehmigen. 


Waiſenhausvaters, VII., Kaiſerſtraße 92, um Beſtellung einer weib— 


lichen Lehrkraft zur Ertheilung des Correpetitionsunterrichtes an die 


— 


Zöglinge und beantragt: 
1. für dieſen Zweck eine Correpetitionslehrerin (Volls- oder 


Bürgerſchullehrerin) gegen ein monatliches Honorar von 20 fl. jedoch 


ohne Bequartierung und ohne Verpflegung alſo extern bis auf weiteres 
zu beſtellen; 

2. die Aufnahme und Entlaſſung derſelben werde dem Waiſen⸗ 
hausvater überlaſſen. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt, es habe die Beſtellung durch 
den Magiſtrat zu erfolgen. 

Referenten⸗Antrag mit Modification Dr. Lederer ange 
nommen. 

(Schluſs der Sitzung.) 


Allgemeine Nachrichten. 


Commiſſion für Verkehrsanlagen. 
9. Februar 1895. 

Die Zahl der bei der Ausführung der Wiener Verkehrsanlagen 
verwendeten Arbeiter hat in der abgelaufenen Woche 1288 betragen; 
hievon waren 776 am Bau des Schleuſencanales nächſt Nufsdorf, 
423 an der Vororte⸗, Gürtel- und Wienthallinie der Stadtbahn, 
89 beim Bau des Sammelcanales auf dem rechten Wienflufsufer 
beſchäftigt; außerdem ſtanden in Verwendung beim Schleuſenbau 
4 Dampfmaſchinen und 1 Fuhrwerk, bei den Bahnbauten 1 Dampf⸗ 
maſchine und 21 Fuhrwerke, beim Bau des Sammelcanales 


5 Fuhrwerke. 


Angenommen.) | 
(437.) Derſelbe referiert über das Anfuchen des Karl Wurſt, 
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Approvifionierung. 


Der tägliche Fleiſchmarkt. 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 2. bis 9. Februar 1895. 


1. Fleiſchſendungen: 
Für den täglichen Fleiſchmarkt. 

. . 292.706 kg (Davon aus Niederöſterreich — 181.408; 
aus Ober⸗Oſterreich — 481; aus Steier⸗ 
mark — —; aus Tirol — —; aus Mähren 
— 6.588; aus Galizien — 88.371; aus 
Ungarn — 14.408; aus der Bukowina — 
1450; aus Krain — —; aus Bosnien — 
—; aus Amerika — — kg) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 716; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 76; 
aus Galizien — 21.276; aus Ungarn — 31; 
aus der Bukowina — — kg) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 32; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — —; 
aus Galizien — 599; aus Ungarn — 157; 
aus Croatien — —; aus der Bukowina — 
32 kg) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 42.068; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Böhmen — 
104; aus Steiermark — —; aus Mähren 
— 1.622; aus Galizien — 24.899; aus 
Ungarn — 8.352; aus Croatien — —; aus 
der Bukowina — — kg) 

. . 1.890 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 128; aus 
Ober⸗Oſterreich 10; aus Salzburg — 
—; aus Mähren 42; aus Galizien — 
1.666; aus Ungarn — 42; aus der Buko⸗ 
wina — 2 St.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 192; aus 
Ober⸗Oſterreich — —; aus Kärnten — —; 
aus Mähren — —; aus Galizien — 3; aus 
der Bukowina —; aus Ungarn — 2; aus 
Croatien — — St.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 59; aus 
Mähren — 10; aus Galizien — 808; 
aus Böhmen — — ; aus Ungarn — 24 St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 62; aus 
Mähren — 3; aus Galizien — 3; aus 
Ungarn — 6 St.) 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch 22.099 „ 


Schaffleiſch. .. 


Schweinfleiſch . . 77.045 „ 


Kälber 


Schafe 


Schweine 


Lämmer 


2. Preisbewegung: 


nt Siedfleich von 28 bis 72 kr. per Kg. 
Rindfleisch Roſtbraten u. Rieden „ 50 „ 90 „ „ „ 
„ Amerikaniſches: vorderes „ eg 

A 5 hinteres. — bis — „ „ „ 
Kalbfleiſch von 40 „ 83 „ „ „ 
Schaffleiſcgn e 
Schweinfleiſcgunmnmmmee u AO De 
rtr. ir AU: 55 Ba on 
Shale: zw m 4 we Gr A ar DO a 
Schwe , 0 , 
Lämmer „ 4 „ DW fl. per Stück. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war gegenüber der in der 
Vorwoche faſt gleich, die Kaufluſt lebhaft. 
Rindfleiſch, Schweine und Schafe gewannen 2 bis 4 kr., das 


übrige blieb feſt. 


* * 
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Pferbemarkt vom 8. Februar 1895. 

Zum Verkaufe wurden gebracht: 451 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 70—290 fl. per Stück. 
Schlachtpferde . 18 — 60 „ 

Der Markt war lebhaft. 


* 


11 I 


* 
* 


Schlachtviehmarkt vom 11. Februar 1895. 


1. Auftrieb. 
Maſtvieh 2761, Weidevieh —, Beinlvieh 875. 
Summa. 3636. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. . 1669 
Galiziſche „ 519 
Deutſche . 357, 
Büffel N 91 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſen . 2845 
Stiere 302 
Kühe 489 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 kg Lebendgewicht mit Percentabzug: 


N 


Ungar. Schlachtthiere von 52 bis 65 fl. der bein Handel werellbarten 
(extrem. „ 66 „„ 67 a 45%, 
Galiz. Schlachtthiere „ 53 „ 62 „ Käufer als Eniſchüdig ung: 
(extrem. „ 63 „ 64 „)) „ kffolge der Schlachtung; 
Deutſche Schlachtthiere,, 54% 68 „ > Eiger mie: Haut, Horn, 
(ertrem. , — „ — „) 9 fir bie wertlosen Stoff, 


2 77 7 


Weidevieh inhalt ꝛc., zugeſteht. 
b) Preis per 100 kg Lebendgewicht ohne Percentabzug: 


Ochſen von 22 bis 36 fl. 
Stiere W De 
Nhe r 
Büffel. . „ 20 „ 29 „ 
Beinlvieh .. „ a: BB 


Weidevieh. .. „ 
e) Preis per Stück: 
Beinlvieh . . . von 37 bis 78 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurde nichts gehandelt. 


Un verkauft blieben: 
Ochſen 47 Stück 
Beinlvien . 12 „ 

Gegen den letzten Monatsmarkt wurden um 904 Stück 
Schlachtthiere weniger aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
ſtark verminderten Auftriebes lebhaft, daher die Preiſe eine Stei— 
gerung von 1 bis 2 fl. per 100 kg erfahren haben. 


* 


* 
*% 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 9. Februar 1895. 


a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht per 1 hl 78—82 kg) von 6 fl. 55 kr. bis 7 fl. 30 kr. 


Roggen 5 „ „ „ 72—78 „) „ 5, 50, „ 5 „ 90, 
Gerſte ea „ 5, — „ „ 8 „ 80. 
Mais „ 6 „ 70, „ 7 „ 35, 
Hafen. „ G „ 10 % „ 6 95, 


wie: Magen⸗ und Darm⸗ 


359 
b) Mahlproducte. 

Sn: Nasa von 11 fl. — kr. bis 12 fl. 50 kr 
955 alte Tyde e „„ : „ 2 0 
Weizenmehl | MENE 33. se. Biken „ Nee e 
Roggenmehhll ll „ 6, — „ „ 11, — 
Weizen klei ee „ % /’ en 
Roggenkle ie „ Au ey 4,12, 


Städtiſches Lagerhaus. 
Vom 31. Jänner bis 7. Februar 1895. 
Waren eingelagert 15.380 Meter⸗Centner 
5 ausgelagert. 22.189 N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
7506 Meter⸗Centuer. 


Lagerſtand vom 7. Februar 1895: 343.459 Meter⸗Centuer, und zwar: 
68.316 Meter⸗Centner Weizen. 83.134 Meter⸗Centner Roggen, 


65.522 5 Gerſte, 36.877 0 Hafer, 

2.401 Mais, 31.814 Olſaaten, 
17.279 | Mehl u. Kleie, 1.836 N Wein, 

2.890 Zucker, — Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,124.980 fl. öſt. Währ. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsuummern der 
Actenſtücke im Bandepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts⸗ 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Sefude um Baubewilligungen wurden überreicht: 
vom 7. Februar bis 11. Februar 1895: 


Für Neubauten: 

Bezirk: Haus, Engerthſtraße, Bauſtelle 8, Gruppe XXIII B, von Rud 
Langer, Bauführer Karl Langer (728). 

Haus, Bellegardegaſſe, Grundb.-Einl. 123, von Vincenz 
Zlabinger, Bauführer Matth. Taſcher (700). 

Haus, Favoritenſtraße 36, von Ferd. und Franz Katzer, 
Bauführer C. Holzmann (721). 

Haus, Oppelgaſſe, Grundb.-Einl. 890, von Margaretha 
Gliſch, Diehlgaſſe 37, Bauführer J. Witzmann (680). 

Haus, Gumpendorferſtraße 33 (Eckbauſtelle), von Katharina 
Kaftan, J., Engelgaſſe 1, Bauführer Franz Wagner 
693). 

15 Gumpendorferſtraße 33 (Mittelbauſtelle) von Katharina 
Kaftan, Engelgaſſe 1, Bauführer Franz Wagner (694). 

Haus, Magdalenenſtraße 59, von Michael Tau binger, 
Bauführer G. Lö witſch (703). 

Haus, Bindergaſſe 6, Pfluggaſſe 9 und 11, von Dr. Heinrich 
Klitſch, XIX., Haſenauergaſſe 37, Bauführer Joh. Ev. 
Hattey (723). 

Haus, Ayrenhofgaſſe, Grundb.⸗Einl. 926, von Dr. Heinrich 
Kliſch, XIX., Haſenauergaſſe 37, Bauführer Joh. Ev. 
Hattey (724). 

Wohnhaus, Hietzing, Gallgaſſe, Einl.-Z. 232, Parc. 439%, 
von Joſef Drbal, Bauführer Karl Mühlhofen, Maurer— 
meiſter (3850). 

Drei Stock hohes Wohnhaus, Hernals, Wichtelgaſſe, Einl. 
Z. 1201, von Ferdinand Meißner, Baumeiſter, XVI., 
Peyerlgaſſe 17 (5198). 

Haus, Währing, Säulengaſſe 5, Einl.-3. 1402, von Karl 
und Julie Edinger, Sempergaſſe 22, Bauführer Franz 
Natzler, Maurermeiſter (4119). 


Bezirk: 
Bezirk: 
Bezirk: 


XIII. Bezirk: 


XVII. Bezirk: 


XVIII. Bezirk: 


Für Umbauten: 

Drei Stock hohes Wohnhaus, Sechshaus, Hauptſtraße 27, 
von Joſef Duſchek, ebenda, Bauführer Karl Brunner 
(4082) 5 

Drei Stock hohes Wohnhaus, Sechshaus, Hauptſtraße 9, von 
Heinrich Fiſcher, II., Große Mohrengaſſe, Bauführer 
Edmund Melcher (3722). 


XIV. Bezirk: 


4* 
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Für Zubauten: 


Am Tabor 4, von Alex. Friedmann, durch Dr. Richard 
Lewy, Bauführer Al. Frömmel (658). 

Hofquertract, Franlenberggaſſe 7, von Heinrich Adam, 
Alleegaſſe 36, noe. P. und C. Habing, Bauführer Al. 
Schumacher (732). 

Ebenerdiger rechter Seitentract, Neulerchenfeld, Thaliaſtr. 24, 
von Franz und Francisca Vock, ebenda, Bauführer Franz 
Vock (6148). 

Haus, Dornbach, Heuberggaſſe 36, von F. G. Tallian, 
1 44, Bauführer Joh. Steinmetz 
(5199). 


II. Bezirk: 
IV. Bezirk: 


XVI. Bezirk: 


XVII. Bezirk: 


Für Adaptierungen: 
II. Bezirk: Wallenſteinſtraße 63, von Johann Schleſak, Bauführer? 
713 


IV. Bezirk: 
P. C. Habig, Bauführer Al. Schumacher (731). 

Eßterhäzygaſſe 15 — 15 a, von Karl Hulanicky, 
Georg Koimzog lu, Bauführer K. Brunner (701). 

Wallgaſſe 3, von Joſef Mickel, XVI., Fröbelgaſſe 16, Bau— 
führer Ed. Schätz (715). 


VI. Bezirk: 


77 7. 


XVI. Bezirk: 
Albin Rebenhei & Comp., ebenda, Bauführer Franz 
Vock (6147). 

Neulerchenfeld, Thaliaſtraße 26, von Johann und Anna 
Bogatay, ebenda, Bauführer Edmund Czada (6484). 
Neulerchenfeld, Burggaſſe 128, von Arnold Wid da, ebenda, 

Bauführer Michael Göd (6720). 

Ottakring, Wattgaſſe 49, von Georg Kowarik, XVIII., 
Weitlofgaſſe 9, Bauführer derſelbe (6846). 

Hernals, Sautergaſſe 6, von Andreas Kühlſamer, Bau— 
führer ? (4926). 


XVII. Bezirk: 


Für diverſe (geringere) Bauten: 


XIII. Bezirk: Schupfenbau, Hietzing, Glaſauergaſſe 34, von Joh. Glaſauer, 
Bauführer Auton Trillſam, Stadtbaumeiſter (3973). 


Sende um Bekanntgabe der Raulinie wurden überreicht: 


IV. Bezirk: Schleifmühlgaſſe, Grundb.⸗Einl. 975, von dem I. Wiener 
Turnverein (711). 
XVI. Bezirk: Ottakring, Bachgaſſe 29, von Joſef Schmalhofer, ebenda 
6356). 


XVII. Bezirk: Bauparcelle, Dornbach, Dornbacherſtraße 70, 
Glaſer (4893). 
XVIII. Bezirk: Umbau eines Hauſes, Währing, Gentzgaſſe, Ecke der Kutſchka— 
gaſſe 44, von Alois Sallatmeyer (4206). 
XIX. Bezirk: Einl.⸗Z. 986, Parc. 870/75 Döbling, Dittesgaſſe, 
Camillo Hans Bermüller (2926). 


von Franz 


von 


Demolierungs anzeigen wurden überreicht: 
III. Bezirk: Faſangaſſe 18, von Karl Drechsler, VIII., Laudongaſſe 46 
(702). 


N Gſtettengaſſe 13, von Heinrich Winkler, Baumeiſter (730). 
zirk: Matzleinsdorferſtraße 11, von Georg Strohmayer, Maurer- 
meiſter (697). 
VI. Bezirk: Mariahilferſtraße 112, von Moriz und Joſef Sturany, 
Baumeiſter (734). 
XVIII. Bezirk: Währing, Gentzgaſſe 31, Kutſchkergaſſe 44, von S. J. Stern, 
Cottagegaſſe 16, Demolierender ? (4131). 


V. Be 


Bauconſenſe wurden ertheilt: 


vom 1. Jänner bis 31. Jänner 1895: 


a) Für Neubauten: 


IV. Bezirk: Haus, Schleifmühlgaſſe, Grundb.⸗Einl. 730, an Em. und 
Ed. Schweinburg, Baumeiſter. 

V. Bezirk: Landwehrkaſerne, Stolberggaſſe, Grundb.-Einl. 1691, an 
L. C. Zamarski, durch Dr. Rudolf Polak, Bauführer 
D. Zifferer. 

IX. Bezirk: Haus, Sobieskigaſſe und Sechsſchimmelgaſſe, Grundb. 
100 1515, an Auguſte Tiſchler, Bauführer Joſef 
iſch ler. 


XI. Bezirk: Schöpfwerk für Straßenbefprigung, Simmering, Simmeringer- 
ſtraße, Parcelle, an die Gemeinde Wien, Bauführer? 
XVIII. Bezirk: Wohn- und Geſchäftshaus, Währing, Luſtkandlgaſſe, Ecke der 
Säulengaſſe, Einl.⸗Nr. 884, Grundparc. Nr. 8/16 und 
Grund im IX. Bezirke, Cat.⸗Parc. Z. 527/23, an Joſef 
und Marie Weer-Thomayer, Döblingerftraße 49, Bau⸗ 

führer Johann Dolezal, Baumeiſter. 


Frankenberggaſſe 7, von Heinrich Adam, Alleegaſſe 36, noe. 


Neulerchenfeld, Thaliaſtraße 34, von der Commandit-Geſellſchaft 
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Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 


Bezirk: 
Bezirk: 
Bezirk: 
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5b) Für Umbauten: 


Haus, Baumgaſſe 32, an Pabſt'ſche Erben, Bauführer C. 
Reich ſtätter. 

Haus, Lerchenfelderſtraße 94, 96 und 98, an Ludw. Zatzka, 
Baumeiſter. 

Haus, Lerchengaſſe 21, an Max Wertheimer, IX., Grüne 
Thorgaſſe 2, Bauführer J. Dolezal. 


e) Für Zubauten: 

Fabriks⸗Zubau, Dresdnerſtraße 107, an Brüder Scherb, 
Bauführer Luckeneder & Miſerofski. 

Afrikauergaſſe 5, an C. Klinkoſch, Bauführer Johaun 
Nowak. 

Schiffmühlenſtraße, Grundb.⸗Einl. 4365 bis 4374, an Ferd. 
Edlinger, VI., Mollardgaſſe 12 a, Bauführer Ed. Schätz. 

Engerthſtraße 199, an die Int. Elektricitäts-Geſell— 
ſchaft, Bauführer Al. Schumacher. 

Simmering, Hauptſtraße 117, an Ferd. und Roſa Hametner, 
Meichelſtraße 21, Bauführer Ant. Heindl. 

Veranda, Hetzendorf, Kiningergaſſe 6, an Suſanua Kapeller, 
Bauführer Frauz Proſſer. 

Hoftract, Penzing, Hauptſtraße 35, an Otto Bondy, Bau— 
führer Jul. Stättermayer. 

Ebenerdiger Zubau, Fünfhaus, Fünfhausgaſſe 1, an A. M. 
Schramm, Bauführer Ettmayer. 


Bezirk: Hernals, Taubergaſſe 11, an Johann Kugler, Bauführer 


Bezirk: 


Vinc. Haſchek. 


d) Für Adaptierungen: 

Bräunerſtraße 9, an Joſef Mayer, Maurermeiſter. 

Marc Aurelſtraße 9, an Franz Liſt, Baumeiſter. 

Walfiſchgaſſe 15, au Anton Ypſer, Maurermeiſter. 

Neuer Markt 8, an Emanuel Kamenicky, Baumeiſter. 

Kärnthnerſtraße 10—12, an A. Gerſtner & Joh. Meuda, 
Bauführer M. & J. Stu rany. 

Kolowratring 9, an Dr. Rechen, Bauführer M. Göd. 

Walfiſchgaſſe 1—3, an Dr. Wilh. Mauthner v. Mauth— 
ſtein, Bauführer M. & J. Sturauy. 

Rothenthurmſtraße 7, an die Allg. öſterr. Baugeſell— 
ſch aft. 

Salzgries 5, an Franz Demal, Zimmermeiſter. 

Latzenhof 2, an Friedrich Diruberger, Maurermeiſter. 

Dammſtraße 22, an Adolf Hirſch, Bauführer I. Mat— 
ſchinger. 

Obere Augartenſtraße 22, an N. Kitſchales, Bauführer 
C. Lang. 

Leſſinggaſſe 10, an Franz Natzler, Maurermeiſter. 

Brigittagaſſe 4, an Pittel & Brauſewetter, noe. Gott— 
fried Hartung. 

Untere Weißgärberſtraße 26, an Max Zoffi, Bauführer? 

Apoſtelgaſſe 27, an Moſes Ehrlich, Bauführer A. Prokeſch. 

Löwengaſſe 18, an J. Stuben voll, Bauführer Johann 
Witzmann. 

Hauptſtraße 20, an Richard Schleucher, Bauführer? 

Kölbelgaſſe 9, an Auguſt Titz, Maurermeiſter. 

Hetzgaſſe 3, an Karl Quidenus, Baumeiſter. 

Große Neugaſſe 8, an Ferd. Schindler, Baumeiſter. 

Hechtengaſſe 13, an C. Föhr, Bauführer Frauenfeld 
& Berghof. N 

Schönburggaſſe 24, an Franz Fehlinger, Bauführer? 

Caſtelligaſſe 19, an Marie Ettenfellner, Bauführer Joh. 
Neuwirth. 

Reinprechtsdorferſtraße 49 a, an Heinrich Winkler, Bau— 
meiſter. 

Kompertgaſſe 1, an Lazar Stier, Bauführer A. Nieder— 
dorfer. 

Wienſtraße 89 b, an Karl Schön bichler, Bauführer Auton 
Sikora. 

Siebenbrunnengaſſe 50, an Valentin Kuſig, Bauführer F. 
Ebelshuber. 
Steinbauergaſſe 23, Bauführer Ed. 

Schätz. 
Kohlgaſſe 42, an Paul Dumont, Vauführer O. Laske. 
Stumpergaſſe 11, au Ferd. Schindler, Baumeiſter. 
Gumpendorferſtraße 95, an Karl Haas, Bauführer Anton 
Honus. 
Stiegengaffe 20, an Hermann Wilk, für Anton Slaby, 
Bauführer Joh. Feſemayer. 
Millergaſſe 42, an Mareus Abeles, Bauführer Franz 
Weiß. 
Windmühlgaſſe 1, an Ludwig Schoderböck, Baumeiſter. 
Weſtbahnſtraße 32--34, an Marie Bader, Bauführer Joh. 
Chaluſch. 
Neubaugaſſe 12, an Friedrich Dirnberger, Maurermeiſter. 
Burggaſſe 40, an Leop. Witzmann, Maurermeiſter. 


an Roman Biber, 
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VIII. Bezirk: Schmidgaſſe 18, an Joſef Rain, Bauführer Mich. Göd. 


7. 


IX 


XVII. Bezirk: 


XIX. Bezirk: 


II. Bezirk: 


„ 


Bezirk: 


Strozzigaſſe 8, an Norbert März, Bauführer Ferdinand 
Hofer. 

Sechsſchimmelgaſſe, Grundb.-Einl. 
Zimmermann, Maurermeiſter. 
Servitengaſſe 11, an Eduard Schweinburg, Baumeiſter. 
Eiſengaſſe 23, an Theodor Grohmann, Bauführer J. 

Feſemayer. 
Alſerbachſtraße 13, an Joſef Kugler, Bauführer Leopold 
Scherer. 


1512, an Peregrin 


irk: Hetzendorf, Kinningergaſſe 6, an Suſanne Kapetter, Bau— 


irk: Rudolfsheim, Gemeindegaſſe 4, 


führer Johann Proßer. 

Hetzendorf, Kinningergaſſe 21, an Friedrich Bohn, Bau— 
führer Johann Proßer. 

Unter⸗Meidling, Ignazgaſſe 21, an Anton Zdimal, Bau⸗— 
führer Joſef Hartl. 


irk: Hietzing, Küniglberg 1, an Th. R. v. Tauſſig, Bauführer 


C. König. 
Hietzing, Trauttmansdorffgaſſe 25, an Louis Friſch, Bau— 
führer Joſef Kopf. 
Hietzing, Lainzerſtraße (25) 33, an Eſther Rottner, Bau— 
führer Theodor Bauer. 
Penzing, Hauptſtraße 118 (116), 
Bauführer Karl Freitag. 
Hietzing, Lainzerſtraße 19, an Heinrich Janach, Bauführer 
Karl Mühlhofer. 


an Brazdil Schmoll, 


an Anton Schneider, 
Bauführer Franz Zo der. 

Rudolfsheim, Schöubrunnerſtraße 50, an Johaun Löſchner, 
Bauführer ? 

Rudolfsheim, Plankengaſſe 2, 4, 6, 8, an A. H. Sneß 
& Söhne, Bauführer? 

Rudolfsheim, Buchgaſſe 45, an Joſef Büchl, Bauführer 
Rehazek. 

. Märzſtraße 96, an Rudolf Mayer, Bauführer 

ehazek. 


Rudolfsheim, Buchgaſſe 39, an Gottfried Alber, Bauführer 


derſelbe. 

Rudolfsheim, Cardinal Rauſcherplatz 5, 
Bauführer Brantner. 

Rudolfsheim, Buchgaſſe 37, an G. Alber, Bauführer 
derſelbe. 


an J. Pattak, 


irk: Ottakring, Wilhelminenſtraße 24, an Ignaz Haus wirth, 


ebenda, Bauführer Johann Binder. a 

Ottakring, Hauptſtraße 143, an Adolf und Karoline 
W ebenda, Bauführer Wilhelm Maiſſer & Franz 
Roth. 


Ottakring, Hauptſtraße 165, an Wilhelm Dittrich, ebenda, 


Bauführer Laurenz Prigl. 

Ottakring, Wilhelminenſtraße 51, an Sylveſter Schieder, 
ebenda, Bauführer Laurenz Prigl. 

Ottakring, Lienfeldergaſſe 35, au Franz Zeiner, ebenda, 
Bauführer Franz Haslinger. 

Ottakring, Wilhelminenſtraße 24, an Sante Pini, XVI., 
Schulgaſſe 27, Bauführer? 

Neulerchenfeld, Neumayergaſſe 24, an Martin und Francisca 
Schobel, XVI., Brunnengaſſe 21, Bauführer Joſ. Baldia. 

Ottakring, Liebhartsgaſſe 9, Conſer.⸗Nr. 657, an Karl und 
Barbara Antl. 

Neulerchenfeld, Gaullachergaſſe 20, an Georg und Marie 
Heitl, Bauführer Joſef Seichert. 

Neulerchenfeld, Gaullachergaſſe 37, an R. v. Kuffner, 
Ottakring, Hauptſtraße 73, Bauführer A. Zagorsky. 
Neulerchenfeld, Peyerlgaſſe 2, an Franz Hergeſell, ebenda, 
Bauführer W. Liſchka. 

Ottakring, Gablenzgaſſe 26, an E. A. Eiſelt, 
Bauführer Adalbert Bachner. 
Hormayrgaſſe 1, an Franz Albertini, Bauführer Anton 
Houus. 
890 Hardtgaſſe 23, an Anna Heidl, Bauführer Fr. 
eigl. 


e) Für diverſe (geringere) Bauten: 


Lichthofeindeckung, Obere Augartenſtraße 76, an Karoline 
Reinek, Bauführer R. Ph. Waagner. 

Schupfe, Kronprinz Rudolfſtraße 9, an M. Stecker, 
Thomas Fink, Zimmermeiſter. 

Wächterhaus, Kronprinz Rudolfſtraße, Parc. 1633 und 4026, 
an Rudolf Reichelt, Baumeiſter. 

Waſſerläufe, Reconſtruction, Pazmanitengaſſe 5, an Ludwig 
Schoderböck, Baumeiſter. 

Wagenremiſe, Kagraner Reichsſtraße, Grundb.-Einl.⸗Z. 3799 
an Moriz, Wilhelm und Karl v. Kuffner, R. Reinhart, 
Zimmermeiſter. 

Schupfe, Dresdnerſtraße 111, an Marie Kabath, Bauführer 
Martin Neubauer. 


ebenda, 
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II. Bezirk: Schupfe, Dresdnerſtraße 42 bis 46, an Joſef Friedländer, 
Bauführer O. Pöniſch. 

III. Bezirk: Atelier, Rennweg 69, an Joſef Meninger, Bauführer Ed. 
Grünauer. 

Glühofen, Hauptſtraße 109, au Karl Jahn, Schloſſermeiſter. 

Reisnerſtraße 4, au Mademoiſelle de Blairville für Hone— 
ſuiſſe, Bauführer E. Kon radi. 

V. Bezirk: Schupfe, Mauthhausgaſſe 2, an Joſef Kaiſer, Bauführer 


n „ 


„ 75 


G. Strohmahyer. 
VI. Bezirk: Stiege, Mariahilferſtraße 31, an Ludwig Schoderböck, 
Baumeiſter. 
1 1 Atelier, Stumpergaſſe 57, an Franz Bradna, Wienſtraße 79, 
Bauführer F. Mörtinger. 
VII. Bezirk: Rohrcanal, Apollogaſſe 8, an Marie Chwalla, Bauführer 


M. & J. Sturany. 
IX. Bezirk: Hauscanal, Nufsdorferftraße 33, an Ludwig Schoderböd, 
Baumeiſter. 
XI. Bezirk: Abortvermehrung, Simmering, Hauptſtraße 30, au Filipp 
& Marca, III., Ungargaſſe 9, Bauführer Karl Michna. 
5 Jauchenſammelgrube, Simmering, 6. Landengaſſe 80, an 
Joſef Moulik, ebenda, Bauführer Ferdinand Kaindl. 
Bezirk: Dampfſchornſtein, Ober-Meidling, Schöubrunnerſtraße 128, 
an die Firma Charles Gloxin, Bauführer Ludwig 
Gußenbauer. 


XIII. Bezirk: Canal, Penzing, Ameisgaſſe 20, an Julie Kir ſch, Baus 
führer IJ. Stättermayer. 
5 5 Canal, Hietzinger Hauptſtraße 9, au Wilhelmine Gräfin 
Vecsey, Bauführer Joſef Kopf. 
1 1 Schupfen, Breitenſee, Autonsgaſſe 13, an Anna Demel. 
. 10 Schupfen, Baumgarten, Hütteldorferſtraße 205, an Ferdinand 
Piatnik, Bauführer? 
XVII. Bezirk: Hauscanal und zwei Aborte, Dornbach, Hauptſtraße 113, an 


Franz Baumgruber, Bauführer Johann Steinmetz. 
Dampfmotor, Dornbach, Urbangaſſe 13, an A. und Franz 


Hübner, Bauführer? 

1 1 Portal- und Sonnenſchutzplache, Dornbach, Jörgerſtraße 36, 
an Joſef Schedlbauer, Bauführer L. Robieſek. 

N Hauscanal und zwei Aborte, Dorubach, Hauptſtraße 108, an 
Suſanna Wichart, Bauführer Franz Glaſer. 

1 1 Hauscanal und zwei Aborte, Dornbach, Hauptſtraße 111, an 
Eliſabeth Herberth, Bauführer Joh. Steinmetz. 

5; a Dornbach, Hauptſtraße 94, an Antonie Benierſchke, Bau— 
führer Heinrich Glaſer. 

XIX. Bezirk: Magazin, Döbling, Nuſswaldgaſſe 14, an J. Zacherl, 


Bauführer Zimmermeiſter Oſterreicher. 
Steinzeugrohr-Canaliſierung, Döbling, Sieveringerſtraße 14, 
an Eduard Spieß, Bauführer Eduard Spieß. 


4) Für Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
VI. Bezirk: Millergaſſe 42, an Marcus Abeles, Bauführer Franz Weiß. 


5) Parcellierungen wurden bewilligt: 


XIII. Bezirk: Penzing, Grundb.⸗Einl.⸗Z. 526, an Roſa Wirth und Loniſe 
Seyrl durch Dr. Ignaz Pollak. 


h) Baulinien wurden beſtimmt: 
I. Bezirk: Für die Rauhenfteingaffe. 
III. Bezirk: Für die Neulinggaſſe. 


Gewerbeaumeldungen vom 6. Februar 1895. 
(Fortſetzung.) 

Seemann Emma — Verſchleiß von Papier, Schreib- und Zeichen- 
requiſiten, Kurzwaren von an keine Conceſſion gebundenen Druckſorten — 
VII., Lerchenfelderſtraße 117. 

Zweigelt Joſef — Verſchleiß von Salpeter, Schwefel- und Salzſäure, 
dann von kryſtalliſiertem Kupfer- und Eiſenvitriol, von Pech- und Schmelz— 
ziegeln aus Thon und Graphit — VII., Zieglergaſſe 67. 

Löwy Eleonore — Verſchleiß von rohem Thee und Gebäck — XV., 
Goldſchlagſtraße 27. 

Poſzpesny Paul — Verſchleiß von rohem Thee und Gebäck — XV., 
Neubaugürtel 34. 

Steiner Marie — Victualien-Verſchleiß — VIII., Lenaugaſſe 17. 

Grundler Georg — Waffenhandel — IX., Wiener Trödlerhalle, Zelle 55. 

Fürſt Ludwig — Webwaren-Erzengung — VI., Liniengaſſe 33. 

Geider Katharina — Weißnäherin — XIII., Bartholomäusgaſſe 6. 

Baumann Alois — Zimmer- und Decorationsmaler — IX., Rögerg. 12. 

Binder Anton — Zimmermaler — VII., Neuſtiftgaſſe 43. 

Lang Katharina — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — VIII., Feldgaſſe 3. 
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Gewerbeanmeldungen vom 7. Februar 1895. 


Kanhäuſer Georg — Bäcker — XVII., Mayſſengaſſe 20. 

Kreutzer Ludwig — Bildhauer — XIV., Rauchfangkehrergaſſe 23/25. 

Spiegler Roſa — Brantweinſchank — XVII., Palffygaſſe 21. 

Steiner Laurenz — Buchbinder — XVI., Stillfriedplatz 1. 

f Sur David — Commiſſionshandel mit Manufacturwaren — J., Börſe⸗ 

gaſſe 9. 
„Wolf Joſefine — Commiſſionshandel mit Teppichen, Vorhängen und 
Olgemälden — VI., Mariahilferſtraße 35. 

Hadrawa Johann — Drechsler — XVI., Ottakring, Hoferplatz 2. 

Hirſch Barbara — Drechsler — XVI., Neulerchenfeld, Bertoligaſſe 3. 

Gottlieb Moriz — Erzeuger von Eſſig und Spirituoſen — III., Obere 
Weißgärberſtraße 19. 

Mayer Max — Erzeugung von Parfumeriewaren auf kaltem Wege — 
I., Kärnthnerſtraße 32 a. 

Rampf Karl — Faſsbinder — XVI., Gaullachergaſſe 33. 

Mück Joſefine — Feinputzerei — XVI., Habichergaſſe 29. 

Rückauf Franz jun. — Fiaker 415 — I, Hotel Imperial. 

Wunderbaldinger Joſef — Friſeur — J., Stadiongaſſe 10. 

Beyer Richard — Gaſtwirt — XVI., Wichtelgaſſe 12. 

Fuchshofer Johann — Gaſtwirt — XVI., Odoakergaſſe 19. 

Müller Johanna — Gaſtwirtsgewerbe — XIV., Felberſtraße 108. 

Weckel Johann — Gaſtwirt — XVI., Herbſtſtraße 32. 

Albrecht Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Dettergaſſe 3. 

Babler Alois — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Pramergaſſe 12. 

Binder Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Schönbrunner— 
ſtraße 131. 

Burghart Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Joſefsgaſſe 10. 

Fiſcher Alexander — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Hofferplatz 9. 

Mager Hermann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Kärnthnerſtraße 51. 

Reinek Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Klimſchgaſſe 22. 

Cihlärx Anna — Grünwaren-Verſchleiß — X., Senefeldergaſſe 79. 

Brazda Anton — Halten eines Eislaufplatzes — XVI., Nenlercheufelder— 
gürtel 46. 

Himmel Anton — Kaffeeſieder — XVI,, Neulerchenfelderſtraße 84. 

Kadletz Leopoldine — Kaffeeſchank — XII., Eichenſtraße 44. 

Lackſtätter Johanna — Kaffeeſchank — XVI., Brunnengaſſe 46. 

Müller Albert Ernſt — Kaffeeſieder — I., Salzgries 23. 

Schober Joſef — Kaffeeſieder — XVIII., Kutſchkergaſſe 1. 

Beer Thereſe — Damenkleidermacherin — XVII., Bergſteiggaſſe 41. 

Hanak Joſef — Herrenkleidermacher — VIII., Strozzigaſſe 31. 

Kovar Karl — Kleidermacher — XVI., Thaliaſtraße 16. 

ö a Michael — Herrenkleidermacher — XVII., Gihmandner- 

gaſſe 22. 

Friſch Joſef — Kleinhandel mit Holz, Kohle und Coaks — X., Raaber- 
bahngaſſe 9. 

Richter Marie — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — J., 
Salzgries 11. 

Tochtermann Fiſchl — Ledergalanteriewaren-Erzeuger — I., Tiefer 
Graben 29. 

Koch Eduard — Marktvictualienhandel — XVI., Markt in der Brunnengaſſe. 

Binder Johann — Mechaniker — IX., Cluſiusgaſſe 23. 

Kalab Anton — Miedermacher — VI., Gumpendorferſtraße 114. 

Hammer Katharina — Pfaidlerin — VI., Magdalenenſtraße 4. 

Frauenhofer Helene — Photographengewerbe — XVI., Hoferplatz 5. 

Grünmann Ida — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Klei dermachen — J., Rauhenſteingaſſe 1. 

Kochwaſſer Victoria — Privatlehranſtalt für Maßnehmen, Schnittzeichnen 
und Kleidermachen — J., Fleiſchmarkt 12. 

Poppovié Nikolaus — Privilegiumsinhaber — V., Blechthurmgaſſe 1. 

Pisk Salomon — Proviſionsagent — X., Gellertgaſſe 3. 

Kühn Edmund — Putzen von Spielkarten — XVII., Haslingergaſſe 58. 

Adolf Franz — Schuhmacher — VI., Schmalzhofgaſſe 18. 

Hank Matthias — Schuhmacher — V., Hundsthurmerplatz 2. 

Giovanazzi Conſtante — Schleifer — III., Seidlgaſſe 17. 

Denner Matthias — Spirituoſenhandel — X., Quellengaſſe 7. 

Maixer Katharina — Spirituoſen-Verſchleiß in handelsüblich verſchloſſenen 
Gebinden und Flaſchen — IX., Roſsauerlände 13. N 

Hermann Eliſe — Stadtlohunwagen — XII., Niederhofſtraße 14/16. 

Zeiſel Ida — Thee- und Sodawaſſer-Verſchleiß — XII., Hauptſtr. 14. 

Brabetz Joſef — Tiſchler — XVII., Zeillergaſſe 90. 

Elger Joſef Anton — Tiſchler — XVI., Herbſtſtraße 41. 

Knöll Anton — Tiſchler — XVI., Abelegaſſe 18. 

Kotzba Joſef — Tiſchler — XII., Kriechbaumgaſſe 27. 

Krtzea Nikolaus — Tiſchler — XVI., Grundſteingaſſe 8. 

Turnitz Raimund Karl — Uhrmacher — VIII., Langegaſſe 11. 


Martinovits Anna — Verſchleiß von rohem ruſſiſchen Thee — XIV., 


Storchengaſſe 19. 
Gerlinger Johann — Victualien⸗Verſchleiß — III., Poſthorngaſſe 8. 
Pareis Joſef — Victualien⸗Verſchleiß — VIII., Laudongaſſe 46. 
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Polusni Marie — Victualien⸗Verſchleiß — I., Am Hof. 

Steiner Agnes — Victualien⸗Verſchleiß — XII., Wertheimſteingaſſe 22. 
Wagner Katharina — Victualien⸗Verſchleiß — III., Adamsgaſſe 27. 
Sprenger Joſef — Wirtsgewerbe — X., Buchengaſſe 64. 
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